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lix
Hinweise zur angelsächsischen 
Zitierweise
Gerichtsurteile aus dem US-amerikanischen Recht werden i.d.R. in 
Entscheidungssammlungen publiziert und in dieser Abhandlung gemäss der 
dort üblichen Zitierweise1 folgendermassen zitiert: [Partei] [v.] [Partei], [Band] 
[Entscheidungssammlung] [erste Seite der Entscheidung], [ggf. konkrete 
F ll ] [ J ]. Ei  g i   i  E i  United States v. Park, 421 
f.d.    l  .,  i  E i  United States v. Park 
im Jahr 1975 im 421. Band der US-amerikanischen Entscheidungssammlung 
United States Reports  ö li  . I  i  E i l  
  i  E i   O  B i  United States 
Supreme Court  li i . Di  i l  B    G i  
haben eigene oder staatenübergreifendende Entscheidsammlungen, welche 
jeweils angegeben werden. Im Strafrecht bezeichnet die erste Partei stets 
den Ankläger. Im Falle des Supreme Courts sind das immer die USA, in den 
i l  B  i  l  é klä  l ä i   d  state , 
 g lk people   i  G i  commonwealth  i . I    
Quellenangabe nicht eindeutig ersichtlich, aus welchem Staat die Entscheidung 
stammt, wird dies als Verständnishilfe in Klammern angegeben.
Gerichtsurteile aus dem Vereinigten Königreich werden ebenfalls mit 
é   j ili  a i   l i   . case names , 
des Jahres und der konkreten Fundstelle zitiert,2 allerdings in anderer 
c i l : [a i] [ .] [a i] [[J ]] [B  ll   i  i  J ] 
[Entscheidungssammlung] [erste Seite der Entscheidung], [ggf. konkrete 
Fundstelle]. Beim Gerichtsurteil Barret v. Enfield LBC [2001] 2 AC 550 handelt 
es sich also um ein Urteil des englischen House of Lords, welches im zweiten 
Band des Jahres 2001 der sog. Appeal Cases éC    k .
1 Gemäss dem von den grösseren amerikanischen Law Reviews entwickelten einheit-
li  ki i , l  i  . „Bluebook“ regelmässig veröffentlicht wird. Siehe 
e  B , é f i  d   Ci i , . é.
2 Siehe dazu z.B. OdCOLé, O  f i i  d    Ci i   L l 
Authorities, 4. A.
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G   l ä i  c  statutes ,  l  i  
i  é l  i  i ,  i  l  i i : [O i i ll  N  
 G ] [J ], [ .], i . ü    é ik l section  
steht. Da sowohl amerikanische als auch britische Gesetze zitiert werden, 
wird i.S.d. Übersichtlichkeit jeweils in Klammern angegeben, aus welcher 
c  i  B i   .B. E l 3  N  j k .
In den USA gelten ferner gewisse Eigenheiten der Zitierweise von 
Zeitschriften, primär bei Verweisen auf die sog. Law Reviews der grösseren 
Universitäten. Dieser Zitierweise wird in der vorliegenden Abhandlung gefolgt. 
Di  k i i  .B. H  L  c i   i   F  i  
folgt zitiert: [Autor], [Band] [abgekürzter Name der Zeitschrift] [erste Seite 
 B i ], [ . k k  F ll ] [ J ], i  .B. i  K , 129 
H . L. c . ,  .4 Dieselbe Zitierweise wird auch für andere eng-
lischsprachige Periodika übernommen.
3 O l  i  i   F ,   i  Fli ,  E l  . 
Mitgemeint ist selbstverständlich jeweils auch Wales.
4 Bei den Abkürzungen der Law Reviews und Journals wird ebenfalls den Vorschlägen des 
Bluebooks gefolgt. Bei Zeitschriften, die keine durchnummerierten Bände haben, wird 
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„Fü   k i i ll  a k ik  i    k i  G ,   B  
auch nur entfernt an die Schuld heranreichte. Aus ihr soll er klagen, sie feststel-
len, Schuld und Nichtschuld feiner Hand scheiden, für die Schuld das Maß der 
gerechten Strafe finden. Und immer handelt es sich um das, was heut, unserer 
Kulturanschauung entsprechend, allein als Schuld gefasst werden kann, unter 
Ablehnung aller hinter uns liegender Auffassungen und mit einer Zuneigung zu der 
i  é , i  k  i .“1 - Karl Binding, 1919
Di  F    d l  i  i  „d i k l   d “2 und damit 
Herzstück der Strafrechtstheorie. Die Diskussion über die Abschaffung des 
Schuldprinzips, aber auch bereits über allfällige Lockerungen des gerade 
im deutschsprachigen Raum so hochgehaltenen Grundmanifests der 
Strafrechtslehre vermag es, jede Strafrechtswissenschaftlerin und jeden 
Strafrechtswissenschaftler aus der Ruhe zu bringen. Immer wieder wurde 
 E   G l   „nulla poena sine culpa“-Satzes vorausgesagt.3 Der 
d l  i  i l ä i  l  l  M ik ä i  
oder als Kennzeichen eines autoritären Strafrechts und damit Stolperstein auf 
dem Weg zu einem humanen Strafrecht angesehen.4 Gleichzeitig haben die 
aufstrebenden Neurowissenschaften und die philosophischen Strömungen 
des Determinismus die Debatte um die Willensfreiheit intensiviert und die 
Diskussion darüber weiter in Gang gesetzt, ob es so etwas wie schuldhaftes 
Handeln überhaupt gibt. Demgegenüber steht die Auffassung, dass nur das 
Schuldprinzip den Menschen in seiner Freiheit und Verantwortlichkeit und 
1 B , 1f.
2 H , AT, 101.
3 K  é , JURA 1986, 233.
4 H , Alternativen zum Schuldprinzip?, 89 f.; Kü , 152.
Einführung
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somit in seiner Würde ernst nehme und deshalb nur ein Schuldstrafrecht frei-
heitlichen Ansprüchen genügen könne.5
Auch Jahrzehnte des Debattierens über die Natur und das Wesen straf-
rechtlicher Verantwortlichkeit haben bis anhin nicht in einen Konsens über 
das Konzept der Schuld und die Geltungsgrundlage des Schuldprinzips 
gemündet. Bereits ein kurzer Blick auf die zahlreichen theoretischen 
Abhandlungen in verschiedenen Rechtsordnungen und auf das lebende 
Recht bestätigt diesen Eindruck. Genauso wenig vermochte es die aufgrund 
von Erkenntnissen der Hirnforschung, Fragen der Unternehmensstrafbarkeit 
oder der Ausweitung des modernen Präventionsstrafrechts in jüngerer Zeit 
intensivierte wissenschaftliche Tätigkeit, eine einheitliche Lehrmeinung 
herbeizuführen. Weder diese Unklarheiten noch die zahlreichen Angriffe 
konnten aber etwas daran ändern, dass das Schulderfordernis nach wie vor 
als grundlegendes Prinzip jeglicher Strafbarkeit gilt. Der Grundstein straf-
rechtlicher Verantwortlichkeit blieb dennoch, wenn auch theoretisch stets 
leidenschaftlich verteidigt, nicht vor Lockerungen und Durchbrechungen 
è  ll    i  . ik  g li k i  (strict liabi-
lity) in angelsächsischen Rechtsordnungen, aber auch durch weniger weitge-
hende Pendants im deutschsprachigen Rechtsraum.
Doch wie konnte das Schuldprinzip trotz dieser Angriffe aus der 
Wissenschaft und zahlreicher Durchbrechungen in der Praxis stets seine 
Position und Relevanz beibehalten? Weshalb soll Schuld denn überhaupt 
so wesensbestimmend und unersetzlich für das Strafrecht sein? Und sind 
Lockerungen des Schuldprinzips jemals legitim? Diese elementaren Fragen 
 i   é l  li  d l   g . 
I.d.S. soll diese Arbeit auch keineswegs eine weitere Neuformulierung oder 
Neuinterpretation des strafrechtlichen Schuldbegriffs vorlegen. Vielmehr 
ll i è    G l  i  i l i   k i  
f è  klä , l  i  d l i    i ll  
Bedeutung für das Strafrecht sein soll und wie sich demzufolge Lockerungen 
des Schuldprinzips rechtstheoretisch einordnen lassen. Das sich im 
Rechtsvergleich offenbarende pluralistische Schuldverständnis sowie die ver-
schiedenartigen dogmatischen Konstruktionen und die Intensität, mit wel-
cher Einschnitte in das Schuldprinzip debattiert werden, verlangen dabei nach 
einer Rückbesinnung auf die fundamentale Funktionsweise des Strafrechts 
und dessen Aufgabe innerhalb der gesellschaftlichen Normstabilisierung. 
5 K  é , JURA 1986, 233.
K ) : E
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Dieser Herausforderung widmet sich das vorliegende Werk. Und diese 
H è   i  é  i  é i è  lä  i   i  i  
é l   F k i   d l  i  d  i .6 Nur wenn 
klar wird, was der Beitrag des Schuldvorwurfs im Rahmen der übergeordne-
ten Aufgabe des Strafrechts und damit innerhalb der Gesellschaft ist, kann 
die Frage beantwortet werden, ob die Aufrechterhaltung des Schuldprinzips 
notwendig ist und ob bzw. inwiefern Lockerungen toleriert werden können 
und sollten. Nur wenn klar ist, was die Funktion des Schuldvorwurfs ist und 
aus was für Elementen er sich in der sozialen Praxis konstituiert, kann zudem 
li  ,  „ ik “ g li k i  i  ll i  g i i  
überhaupt bedeutet.
Die strict liability des angelsächsischen Strafrechts, d.h. eine strik-
 g li k i   i  é    
Schuldnachweis, beweist eindrücklich, dass nicht nur theoretischer Dissens 
über die Bedeutung und den Gehalt des Schuldprinzips vorhanden ist, son-
dern der Schuldvorwurf darüber hinaus auch in der konkreten sozialen Praxis 
von einer gewissen Variabilität gekennzeichnet ist. Diese Doktrin bot sich 
l  , i  li  k i l  é l   i  B i   
Erklärung der realen Mechanismen des Schuldvorwurfs bzw. der strafrecht-
lichen Verantwortungszuschreibung anzuleiten. Nur eine Erfassung straf-
rechtlicher Schuld, welche sowohl diese Mechanismen als auch die damit in 
der Praxis einhergehende Variabilität miteinbezieht, kann als Fundament für 
ein normatives Modell dienen, das aktuelle dogmatische und legislatorische 
Konstruktionen zu überdauern vermag. Diese Arbeit widmet sich deshalb 
der wegweisenden Fragestellung der Notwendigkeit, der Bedeutung und der 
potenziellen Austauschbarkeit der Schuld von einem neuen Blickwinkel. Kann 
i  F k i , l   d l  i  d  k , i  
und ihre Relevanz ausgemacht werden, ist die Frage zu stellen, warum sich 
die strikte Verantwortlichkeit trotz Abweichungen vom Schuldprinzip heute 
i  i  d  l  k  è  i  i  i i è   
sie sich halten soll. Es wird entsprechend überprüft, inwieweit sowohl bei 
diesen strict liability offences in den USA und in Grossbritannien als auch bei 
Lockerungen und Durchbrechungen des Schuldprinzips in deutschsprachi-
gen Rechtsordnungen Abstriche an das Schulderfordernis toleriert werden 
 h  i   i   F l   d   i , i   c  . d  l  
i l  d  i  i , . . i l i  di  i   
i   i  d  i  d   i  i  G ik.
Einführung
4
können, inwieweit die Funktion der Schuld also in gewissen Konstellationen 
austauschbar bzw. gar verzichtbar ist.
Di  l i  Ei   B il   g i i  ik-
ter Verantwortlichkeit des angelsächsischen Rechts sowie ähnlicher 
Phänomene in deutschsprachigen Rechtsordnungen erlaubt es, die Elemente 
des Schuldvorwurfs im Rahmen von Normstabilisierungsmechanismen 
klarer herauszukristallisieren. Umgekehrt ermöglicht erst eine klare 
Funktionsbestimmung der Schuld, diese Variationen als Ergebnis einer 
variablen Schulddogmatik überhaupt sinnvoll zu erfassen. Kurz: Diese 
Di i  i  i  i  é l   strict liability-Doktrin auf der 
Grundlage einer Funktionsbestimmung des strafrechtlichen Schuldvorwurfs. 
D i llè    ki l i  é i è  i  F k i   d l  i  c  
der Normstabilisierung eruiert und überprüft werden. Die der Dissertation 
zugrunde gelegte These ist nun, dass das traditionelle Schulderfordernis 
durch alternative Legitimationsmodelle ersetzt werden kann, solange das 
d  i  F k i  i   G ll   i   ä  
üll . Di  i  è    i  e il  H è    ö li , 
wenn die Funktion der Schuld im Rahmen der für die Normstabilisierung 
li  g i  ä i l   i , i  
aber dann, wenn gänzlich oder teilweise auf einen der Schuld inhärenten per-
sönlichen Vorwurf verzichtet wird. Trifft diese These zu, handelt es sich bei 
der Funktion  d l  i   e    H ü k  d .
K ) : G ) )D
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K  : G   D
Um sich der Überprüfung der vorangehend eingeleiteten Fragestellung 
anzunehmen, wird in der vorliegenden Abhandlung zuerst aufgezeigt wer-
den müssen, inwiefern in der aktuellen Strafrechtsdogmatik von einer 
Variabilität strafrechtlicher Schuldkonzeptionen gesprochen werden kann. 
Demzufolge ist ein kurzer Blick auf die Relevanz des Schuldprinzips und auf 
die Grundlagen strafrechtlicher Schuld in den untersuchten Rechtsräumen7 
zu Beginn unabdingbar. Eine Übersicht über die Doktrin der strict liability 
und deren historische Ursprünge, Anwendungsbereiche und herkömmliche 
Rechtfertigung, soll ferner einleitend die praktischen Problemstellungen her-
ausstreichen, welchen im Rahmen der Schulddebatte begegnet wird. I.S. einer 
Bestandsaufnahme soll eruiert werden, wie Entstehung und Fortbestand 
dieser Lockerungen des Schuldprinzips im existierenden angelsächsischen 
Recht erklärt und wie diese theoretisch eingebettet bzw. pragmatisch legi-
i i  . d ll i  i li  ,   i  i  „ i “ 
Form strikter Verantwortlichkeit gibt und es sich vielmehr um ein beinahe 
unüberschaubares und nur schwer zu kategorisierendes Phänomen des 
l ä i  c  l , l   i l äl i  é l  
begegnet werden kann. Diese Variabilität der Schuld- und der strict liabili-
ty-Doktrin verlangt entsprechend nach einer klaren Methode, um Modelle 
der Kategorisierung und der normativen Beurteilung zu entwickeln.
E  i  k i  i  i  i  e il ä   l -
gend danach gefragt werden müssen, was für eine Funktion dem Strafrecht 
 i   d  i  i l  d  G ll  ü  
k . E  ä  i  i   G ll  k i  d  i -
ferenziert, würde diesem keine spezifische Funktion zukommen, würde es 
l  k i  é  i  c   i l  O  üll . é  
7 Die vorliegende Untersuchung widmet sich grundsätzlich einem Rechtsvergleich 
zwischen dem angelsächsischen und dem deutschen Rechtsraum. Als sog. 
„M “  i  li  c  i ll  é k k i  
geschenkt. Darüber hinaus steht das US-amerikanische Recht im Zentrum, da dort die 
strict liability besonders augenfällige Verbreitung findet. Wo es als interessant erachtet 
wurde, werden jedoch auch Hinweise auf andere Rechtsordnungen dieses Rechtskreises 
gemacht. Im deutschsprachigen Raum wird auf das schweizerische, das deutsche und 
das österreichische Recht Bezug genommen, wobei je nach Fragestellung und je nach 




davon muss die Frage gestellt werden, ob für die Erfüllung dieser Aufgabe 
die Schuldzuschreibung als Teil jeder Begründung von Strafbarkeit not-
wendig ist bzw. was für eine Funktion der Schuld in diesem ausdifferen-
i  d  k . Di  E i   l  
F k i i  ll i l  i i li  i  M  l-
gen, welche die sozialen Mechanismen der Verantwortungszuschreibung 
i l   d  ä i    i  
Schuldkonstruktionen genauer beleuchtet. Die Erfassung des Strafrechts als 
i l  d è     F k   i l i , . . ll-
li  G i è  i  i  i  K  
mit sich, für welche zunächst einige Grundlagen erarbeitet werden müs-
sen. Diese funktionale Methode erlaubt aber, den Kern strafrechtlicher 
g   è     ä i    j i-
ligen Rechtsordnungen. Wenn die Annahme zutrifft, dass dem Strafrecht 
i  ll li  G  i  i i k i  é  k , 
so müsste diese nämlich in allen Rechtsordnungen gleichermassen erfüllt 
werden.
Mi l  i  i   i  i l i  
Funktionalismus soll also in einem dritten Teil die Funktion der Schuld und 
des Schuldprinzips im Rahmen der strafrechtlichen Aufgabenerfüllung, d.h. 
der spezifisch strafrechtlichen Normstabilisierung, herausgearbeitet werden. 
Dabei sollen die Elemente definiert werden, welche Schuld im gesellschaftli-
 k i l , l  l  i  i  i l  d  
i  d l i  l i . Di  é l  i l  M i  i  
es erlauben, die Grundlage für eine klare Kategorisierung und Einordnung 
der Lockerungen des Schuldprinzips, dabei primär der strict liability offences, 
zu schaffen um in der Folge eine normative Beurteilung zu ermöglichen. Der 
vierte Teil dieser Arbeit widmet sich entsprechend dieser Kategorisierung 
 l i  i  l i  g i i  ik  g li k i  i  
Blick auf die vorangehend definierte Funktionsbestimmung.
Di  E i  i  é l   i  illi  i  
Kategorisierung der Durchbrechungen des Schuldprinzips sollen in der Folge 
dazu dienen, zu erörtern, ob die Lockerungen des Schuldprinzips tolerierbar 
i  . i ll i   i  k  k k i  
 ,  i  ü   d  k i l i   ä  -
gegeben werden sollten. Im fünften und letzten Teil werden die Ergebnisse 
ü   i  K  i  k i l  é l  
sowohl für die besprochenen Lockerungen des Schuldprinzips aber auch 
für die Dogmatik der jeweiligen Rechtsordnungen selbst diskutiert. Diese 
K ) : G ) )D
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é l   j ili  L i i i   L k   i  i l i -
li  é l   F k i   d l  i  c   li-
chen Zurechnung münden folglich auch in einer Debatte darüber, inwieweit 
solche übergeordneten Erkenntnisse in die Strafrechtsdogmatik einfliessen 
 k i i l li i  ü k i   ü . Di  K   
é l   l i  L k  i  K i i  i  ä li  
Bedenken in Bezug auf das Schuldprinzip könnte aber auch zum Ergebnis 
führen, dass ganz auf ein Schulderfordernis verzichtet und diese Funktion 
 v i l    ll,  i  i  F   
Funktionserfüllung des Strafrechts als möglich erachtet wird.

Teil 1: 
d i  Li ili   i  g i ili ä  
li  d l
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K i l :  d l i i   
der strafrechtliche 
d l
I.  d   K   
g
. „N ll   i  l “ – k i  d   d l
Im heute vorherrschenden Strafrechtsverständnis gilt es als zentraler 
Eckwert, dass Strafe Schuld voraussetzt.8 „Actus non facit reum nisi mens sit 
“   i  H l  ll i  ü  i  i  d k i , i   i l  
l i  i    d l è  i   l ü  d   li-
schen Strafrechtsgeschichte bzw. Zurechnungslehre und bildet damit das 
a   i  K i l  ä li  L  „nulla poena 
sine culpa“è  k i  d   d l .9 Der Schuldgrundsatz gehört unbe-
stritten zum Kernbestand der modernen Strafrechtstradition und alle zeitge-
nössischen westlichen Rechtsordnungen kennen dieses Prinzip in der einen 
oder anderen Form.10 Das Schuldprinzip bedeutet dabei nach herkömmli-
chem Verständnis, dass die Verurteilung, welche mit einer Strafe einhergeht, 
den Einzelnen nur dann treffen darf, wenn ihm ein persönlicher Vorwurf 
gemacht werden kann.11 Kriminalstrafe muss nach gängiger Vorstellung also 
in einer Form legitimiert werden können, die diese Form der Übelszufügung 
8 Vgl. Hö , 1.
9 Siehe dazu Bä , 23; Hö , 5; e , . O l  d  „nulla poena sine culpa“ 
lateinisch ist, wird er nicht so weit zurückdatiert. I.d.R. wird er sogar jünger eingestuft 
als Feuerbachs Formulierung der „nulla poena sine lege“-Maxime des frühen 19. Jh.; so 
D /Hö , 111.
10 K   ., AT, N 924 ff.
11 Anstatt vieler F , Kap. 2 N 24.
K ) : S ) ) ) )S
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gegenüber dem Bestraften rechtfertigt.12 D  d l i i  i è   i  
i  l i  ä i  f è  l  i  l , i  ll i  
die Frage noch nicht beantwortet ist, wie weit diese Tradition reicht und was 
i   G l   i  K  i .13
Der nulla-poena-sine-culpa-Satz kann zur Konkretisierung durch den 
Zusatz „nulla poena extra culpam“ erweitert werden. Insofern wirkt der 
Rechtssatz gemäss gängiger Doktrin in zwei Richtungen: in eine hinsichtlich 
der Strafbegründungsschuld i.S. einer Begrenzung, ob Strafe überhaupt ver-
hängt werden darf, zum anderen in Bezug auf die Strafzumessung, also darauf 
wie und was für eine Strafe verhängt werden darf.14 Erstere verlangt dabei für 
die Sanktionierung das Vorhandensein individuell vorwerfbarer Schuld. Als 
ll . g   d k i  i  d l  i. .d.  i  i i i -
bar.15 Die Strafzumessungsschuld besagt darüber hinaus, dass die Intensität 
der Sanktion stets verhältnismässig zur Schwere der Schuld stehen muss.16 
D  d l   i. .d.  ll . é i ,  „e   
c l  i  i   g äl i  i   ü “.17 
Dieses Prinzip des Schuldausgleichs, welches sowohl Voraussetzung als auch 
Rechtfertigung der Strafe in sich trägt und als Mittel der Eingriffsbegrenzung, 
d.h. als rechtsstaatliche Schranke der Strafgewalt, gilt, hat sich als Grundlage 
des Strafrechts bis anhin behauptet.18
Die französischen und englischen Schuld-Termini „faute“ und „fault“ brin-
gen deutlich zum Ausdruck, um was es beim Schuldvorwurf gehen soll: dass 
Strafe voraussetzt, dass der Täter eine Norm übertreten hat, obwohl er norm-
ä  ä  l  kö ,   i  l  „ l “ i    
i  „F l “  .19 Weder der juristischen Dogmatik und Theorie 
noch deren Helfern aus der Philosophie ist es allerdings je wirklich gelungen, 
12 d ü , Funktion des Schuldprinzips, 298.
13 g , Subjektive Zurechnung, 125 f.
14 e , 24; J á , 14 f.
15 F , Kap. 21 N 1.
16 e , 24.
17 J , ée . é.,  /  . .N.   Hi i ,   d l i i  l  i  
„d ll  hillkü “ i.
18 é , Vergessene Freiheit, 71; siehe zur Schuld als Mittel der Eingriffsbegrenzung 
auch c , ée I, § , N ; ders., MschrKrim 1973, 319; ders., FS Henkel, 186; ders., 
Grundlagenprobleme, 20.
19 K , ZStrR 1980, 35.
I. S ) )K ) )V
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den Schuldbegriff und damit auch den Inhalt des Schuldprinzips restlos zu 
erfassen.20 Es existiert demnach auch kein universell gültiger Schuldbegriff.
Trotz diesem allg. Pluralismus der Schuldverständnisse scheint die 
Schuldzuschreibung im Rahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit auf 
den ersten Blick allerdings überall unerlässlich, auch wenn das Erfordernis 
i  „i  d i “ l  g  li  g li k i  
jeweils unterschiedlich in die Verbrechenslehren integriert und im 
Rahmen des Deliktsaufbaus gehandhabt wird. Wie diese Zuschreibung von 
Verantwortung in einer immer komplexer werdenden Welt rechtsdogma-
i  , i i  l   c   c  
deutlich. Das Schuldprinzip als universelles Phänomen zu erkennen und 
als Grundsatz festzuhalten, sagt demnach isoliert betrachtet für den Inhalt 
des Schuldvorwurfs noch nicht viel aus und erläutert insb. nicht, welchen 
Voraussetzungen die Strafe genau unterliegt.21 Darüber hinaus ist trotz 
einheitlicher Hochhaltung und Verankerung des Schuldprinzips in den 
untersuchten Rechtsordnungen auch nicht zu leugnen, dass dessen stete 
legislatorische Relativierung und rechtstheoretische Infragestellung sowohl 
im deutschsprachigen als auch im angelsächsischen Rechtsraum omniprä-
sent ist.
. E   i i  h l   d l i i
Die historische Entwicklung und Wandlung des Phänomens der Schuld zeu-
gen von der Vielfalt der Perspektiven, durch welche sich dieses betrachten 
lässt. Schuld kann als religiöse und sittliche Grunderfahrung des Menschen 
     l  l i  B   i . 
d l  k  i  l  e il  i l  hi kli k i ,   l  i-
schen Prozess des individuellen Erlebens. Die Strafrechtstheorie kann für 
ihre Belange unter diesen und weiteren möglichen Bezugspunkten auswäh-
len und den in ihrem Bereich massgebenden Schuldbegriff so konzipieren, 
dass er für ihre Aufgabe möglichst geeignet ist und seinen Zweck erfüllt. 
An was sich die Begriffs- und Inhaltsbestimmung dabei konkret anlehnt, 
kann rechtstheoretisch variieren. Dabei steht die Strafrechtslehre zunächst 
in einem allg. historischen Entwicklungsprozess, wobei die Lösung des 
strafrechtlichen Schuldbegriffs von seinem transzendentalen Bezug wohl 
20 H , AT, 101.
21 J á , 14; K  é , Schuldprinzip, 16.
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die wichtigste Entwicklungsstufe hin zu einem eigenständigen rechtlichen 
Schuldbegriff war.22
Die Schuldidee lässt sich i.S.d. herkömmlichen Verständnisses westli-
cher Strafrechtsordnungen trotz dessen Variabilität im Allgemeinen so 
formulieren, dass nach ihr eine Kriminalstrafe nur dann verhängt werden 
darf, wenn dem Täter seine Tat zum Vorwurf gemacht werden kann und 
dass Strafe auch nur in den Grenzen dieses persönlichen Vorwurfs zuläs-
sig ist. Das Schuldprinzip stellt demzufolge auf eine subjektive Seite als die 
entscheidende Komponente für ein Unrechtsurteil ab. Eine Straftat liegt 
grundsätzlich nur dann vor, wenn auch schuldhaftes Handeln nachgewie-
sen werden kann.23 Das Schuldprinzip ist also der Grundsatz, aus welchem 
i  i  d ü l  l  I i   g , l  
die Vorwerfbarkeit der Tat im Hinblick auf die Existenz der Strafdrohung 
ü   li   i  d l  l  I i  
der vom Täter zu verantwortenden Umstände, die bei der Strafzumessung zu 
ü k i i  i  l i  l .24
Die Essenz dieses im angelsächsischen Recht auch als principle of mens rea 
bezeichneten Grundsatzes sei nach Ashworth und Horder darin zu sehen, dass 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit nur Personen auferlegt werden könne, 
l  i  i  H l    ö li  K  i  
bewusst seien und wenn ihnen ausreichend vorgeworfen werden könne, dass 
i  i  i  hi   i  K  ü    g l  
entschieden hätten. Dieser Ansatz beruhe auf dem Autonomieprinzip: 
Individuen seien als autonome Personen zu betrachten, welche mit der 
grundsätzlichen Fähigkeit zwischen verschiedenen Handlungsalternativen 
zu wählen ausgestattet seien. Der Respekt vor dieser Autonomie gebiete es, 
sie für ihre Entscheidungen verantwortlich zu machen.25 In eine ähnliche 
Richtung gehen auch Williams mit der Feststellung, dass das mens rea-Er-
i   „M k i  i  ki ili i “ i,26 oder Hall mit 
derjenigen, dass das Strafrecht auf dem gleichen Fundament beruhe wie die 
traditionelle Ethik und folglich Menschen nur für Taten bestraft würden, für 
die sie im moralischen Sinne verantwortlich erklärt werden könnten.27 Als 
22 k , JBl 1980, 186.
23 Anstatt vieler z.B. d , 481 f.; Hö , 7 f.; K , 58; Bä , 23.
24 J /h , 404.
25 é /H , 74.
26 h /B , 97.
27 So H ,  C l . L. c . ,  . .
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Begründung für die Notwendigkeit des Schuldprinzips, seiner Geltung und 
seiner Legitimität, wird ferner angegeben, dass nur das Schulderfordernis es 
vermöge, den Einzelnen vor einer Instrumentalisierung zu bewahren.28 Das 
Schuldprinzip sei demgemäss speziell geeignet, den Bürger vor übermässigen 
staatlichen Eingriffen zu schützen und stehe für die notwendige Realisierung 
des Personenbezugs im Strafrecht gerade.29 Inwiefern diese summarisch 
zusammengefassten Begründungen die Substanz des Schuldprinzips zu 
erfassen vermögen bzw. was die Funktion des Schuldprinzips innerhalb 
 d  i kli  i , i   i  ä  k i k   
G   é l  i  ü .30
Der Verbrechensbegriff und mit ihm auch das entsprechende Unwerturteil 
und die Bedeutung der Schuld im Strafrecht waren nicht zu allen Zeiten und 
bei allen Völkern gleich.31 Wann und woraus sich dieses heute als Schuldprinzip 
verstandene Konzept genau entwickelt hat, ist demzufolge kaum eindeutig 
zu eruieren. Einerseits wird berichtet, der Schuldgrundsatz sei in der zwei-
ten Hälfte des 12. und zu Beginn des 13. Jahrhunderts aus der kirchlichen 
Busslehre in das weltliche Strafrecht übernommen worden, wobei sich die Tat 
von einem äusseren Rechtsbruch zur sittlich vorwerfbaren Verfehlung und 
damit die Strafe von einer starren, schematischen Sanktion zum Ausdruck 
eines ethischen Unwerturteils gewandelt haben soll.32 Andererseits werden 
die rechtshistorischen Wurzeln teilweise später verortet: So sei das Erfordernis 
subjektiver Zurechenbarkeit erst im rezipierten römischen Recht entstanden 
und gründe rechtsphilosophisch in der Aufklärung, in der die Rechtsperson 
als freies, verständiges und vernünftiges Individuum verstanden worden 
sei.33 Die Wurzeln der bis in die heutige Zeit hineinreichenden Schuldlehre 
würden entsprechend in der italienischen Strafrechtswissenschaft des ausge-
henden Mittelalters und der darauf aufbauenden Jurisprudenz des 16. und 17. 
Jahrhunderts liegen.34 Im Strafrecht des Mittelalters seien die Sanktionen im 
Wesentlichen noch an die äusseren Folgen der strafbaren Handlung geknüpft 
28 J , Schuldprinzip, 7, mit dem Hinweis, dass deshalb das deutsche 
Bundesverfassungsgericht das Schuldprinzip neben der materiellen Rechtsstaatlichkeit 
auch aus der Menschenwürde ableite.
29 c , FS Henkel, 186 f.; ders., Grundlagenprobleme, 22; cö , FS Roxin, 985.
30 Siehe S. 221 ff.
31 G , 13.
32 d , AT 4. A., 33 f.; é , 102 f.; d ü , Schuld, Strafrecht und 
Geschichte, 327 ff.
33 g , Subjektive Zurechnung, 125 f.
34 Vgl. dazu auch allg. E , 17 ff. und passim.
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gewesen. Erst allmählich habe man begonnen auch den Unrechtsgehalt eines 
Versuchs oder die Vorwerfbarkeit einer fahrlässig begangenen Straftat zu 
erfassen.35 Auch im Naturrecht sei die Schuldauffassung ferner von grosser 
Bedeutung gewesen.36
Kl  i ,   i  i  d l i i è   k   i   L  
 k  i  ö     l ,  i   i  L   
Strafrechtsgeschichte entwickelt hat. Es handle sich beim Schuldprinzip 
gemäss Jakobs  i  „Ki    h l “.37 I  i  „ -
 M “ kö  h l  l    ü  d  i  
Zweck erhalten. Dies sei nur möglich, wenn die Strafe versuchen könne 
auf etwas einzuwirken, was sich auch tatsächlich verändern lasse.38 
Di  G  l  l i  „h ll l “  i i ll  
Vorstellung der Kern des Schuldvorwurfs.39 In geschichtlicher Betrachtung 
kann die Schuldhaftung also primär der Erfolgshaftung gegenübergestellt 
. f  i  H  i  ll i  i   Füll   
historischen Phänomenen subsumiert, weshalb diese Kategorien kaum 
je einem real existierenden Modell gerecht werden.40 Trotzdem kann im 
Allgemeinen eine sich deutlich durchsetzende Entwicklungstendenz von 
einem objektiven zu einem subjektiven Verbrechensbegriff festgestellt wer-
den, d.h. von einer reinen Erfolgshaftung zu einem immer feiner ausgepräg-
ten Verschuldensprinzip.41 Dieser Grundsatz, dass die Schuld, die der Täter 
durch seine Tat auf sich geladen hat, durch Verbüssung der Strafe ausgegli-
 i è    d l i i  i  i i  i i ll  F li è , 
hat sich als Grundlage der Strafrechtswissenschaft des Weiteren kaum nur 
deshalb so lange gehalten, weil seine Wurzeln tief in die Geschichte des 
abendländischen Denkens hineinreicht, sondern weil er darüber hinaus 
unbestritten sowohl kriminalpolitische als auch massgebende dogmatische 
Fortschritte ermöglichte.42
35 K   ., AT, N 510.
36 J /h , 419 f.; so sollen gerade auch die Hegelianer, die das Verbrechen 
als frei gewählte Absonderung des Einzelwillens von dem im Gesetz verkörperten 
Gemeinwillen betrachteten, der Schuldlehre grosses Gewicht beigemessen haben.
37 J , Das Schuldprinzip, 10.
38 J , Schuld als gesellschaftliche Konstruktion, 258.
39 Siehe dazu aber die ausführliche Debatte zur Willensfreiheit auf S. 268 ff.
40 Zu diesen Kategorien der geschichtlichen Betrachtung ausführlich M , ZStW 
1971, 283 ff.
41 So G , 13.
42 So c , ZStW 1984, 641; c , Grundlagenprobleme, 1 ff.
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3. D  d  l  d l
Trotz der weitreichenden Relevanz des Schuldprinzips wird der Schuldbegriff 
l l  e i   li  D lik  l   l  
Wesenselement der Zurechnungslehre immer wieder in Frage gestellt, in lan-
ger Historie stets diskutiert und auch ab und an für tot erklärt.43 So meinte 
Stratenwerth bereits im Jahre 1977, dass die Abschaffung des Schuldprinzips 
nur noch eine Frage der Zeit sei, wobei dieses durch andere Prinzipien des 
Umgangs mit abweichendem Verhalten abgelöst werden dürfte.44 Er hielt 
in diesem Zusammenhang aber bereits richtigerweise fest, dass in die-
ser Diskussion nicht nur die simple Alternative von Beibehaltung oder 
Abschaffung des Prinzips im Vordergrund stehen dürfe, sondern das wis-
senschaftliche Interesse zunächst dem Schuldprinzip, seinem Inhalt und 
seiner Bedeutung zu gelten habe.45 Diesem Erkenntnisinteresse widmet 
sich auch der vorliegende Beitrag. Für den Moment ist aber festzuhalten, 
  i  i  l  ü è   ü   d  i i-
è  D  i   ä ,  d l  l  G   
gegenwärtigen strafrechtlichen Selbstverständnisses nach wie vor zu den 
entscheidenden Definitionsmerkmalen der deutschsprachigen und eng-
lischsprachigen Strafrechtstradition gezählt werden muss und die überwie-
gende Mehrheit in der Schuld eine unabdingbare Voraussetzung jeder Strafe 
erblickt.46
Die Verknüpfung zwischen Strafe und Schuld ist nicht nur aufgrund der 
Variabilität und des Pluralismus der Schuldkonzeptionen Gegenstand wis-
senschaftlicher Kontroversen, sondern gerade auch aufgrund der zahlreichen 
Lockerungen, die dieser Grundsatz in der Rechtspraxis erfährt. Während im 
deutschsprachigen Raum verschiedene Konstruktionen im Verdacht stehen, 
dem Schuldprinzip nicht vollends gerecht zu werden,47 sind es im angelsäch-
sischen Raum die sog. strict liability offences, welche zweifelsohne Fragen 
i  B    i  i    i  i  
43 So z.B. d , Schuldprinzip, 7; é , Individuelle Zurechnung, 149; 
d ü , Schuld, Strafrecht und Geschichte, 13 Fn. 2.
44 d , Schuldprinzip, 7.
45 d , Schuldprinzip, 7.
46 d ü , Schuld, Strafrecht und Geschichte, 13 Fn. 2; H , ZStW 1994, 746; J á , 
15; F , Schuldprinzip, 12.
47 So z.B. gewisse Formen von objektiven Strafbarkeitsbedingungen oder 
E l li ik i ; i   i   i  Di k i k  ü li  
S. 343 ff.
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d l    l  ü  i  é l   d l   -
 I  i . B i i  „é    c l“ i  i  li , 
dass die Eruierung des Inhalts und der Anforderungen des Schuldprinzips 
auch im angelsächsischen Rechtsraum nicht weniger umstritten ist. Die zahl-
reichen Versuche, die Substanz eines mens rea oder fault principles zu benen-
nen, zeugen dabei von der Komplexität des strafrechtlichen Schuldvorwurfs 
und seiner Erfassung.48 Diese Komplexität widerspiegelt sich entsprechend 
auch in der hier zu untersuchenden Doktrin der strikten Verantwortlichkeit.
Im Allgemeinen werden Delikte als strict liability offences oder auch abso-
lute liability offences49 bezeichnet, bei denen zur Begründung der Strafbarkeit 
kein vollständiger Nachweis der mens rea in Bezug auf alle Elemente des 
actus reus erforderlich ist, bei denen also bezüglich mind. eines objektiven 
Tatbestandsmerkmals kein Nachweis einer korrespondierenden subjektiven 
Tatseite erbracht werden muss.50 Das bedeutet allerdings nicht, dass der sub-
jektive Tatbestand nicht für andere Elemente des actus reus verlangt wird.51 
Bei der strikten Verantwortlichkeit handelt es sich also um Delikte, bei denen 
Abstriche an das Schulderfordernis gemacht werden, das Schuldprinzip also 
nicht voll verwirklicht wird. Trotz der Vielseitigkeit des Phänomens zeigt 
bereits dieser Definitionsversuch, dass bei der Rechtsfigur der strict liability 
primär auf Nachweise im Rahmen des Unrechtstatbestands und nur selten auf 
solche im Rahmen der Schuldkategorie i.e.S. verzichtet wird, dass es bei der 
strikten Verantwortlichkeit also nicht primär um eine Ignoranz gegenüber 
Schuldunfähigkeit oder Entschuldigungsgründen geht, sondern in aller Regel 
um verminderte Ansprüche an den subjektiven Tatbestand bzw. an andere 
Erfordernisse im Rahmen der Schuld i.w.S..52 Entsprechend geht es i.d.R. auch 
nicht um Delikte ohne jegliche culpability, weshalb die häufig im Deutschen 
verwendete Übersetzung der strict liability l  „ l ä i  
48 So versucht z.B. G  J , Wrongs and Faults, 69, einen Unterschied zwischen 
mens rea-Prinzip und Schuldprinzip auszumachen.
49 Gemäss Bä , 19, geht der Begriff der absolute liability zurück auf h , 42 Law 
b. c .  . Di  B i  strict und absolute liability werden zwar in Literatur und 
c    , ü    i l  
werden; siehe dazu mehr auf S. 54 ff.
50 So z.B. Hö , 16 f.; h , 238; M  é , Constitutional Limits, 220.
51 é , Textbook, 98 und 109. Nur selten wird der Begriff so eng gefasst und i.S. einer 
wirklich strikten Erfolgshaftung benutzt; so aber z.B. L ,  H . J. L. & a . a l’  
,  . , i  i  B i i i i .
52 Hö , 17 f.; h , 238; siehe zu den verschiedenen Variationen der strikten 
g li k i  e il  d.  . .
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g li k i “ i ü  i  k . d l  i   j li  j k-
tiven Nachweis verzichtet, meist handelt es sich nur um eine Einschränkung 
des Erfordernisses, nicht aber um einen gänzlichen Verzicht i.S. einer strikten 
Erfolgshaftung.53 Trotzdem geht es jedoch nicht minder um Einschnitte in die 
Geltung des vorangehend als Kern der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
beschriebenen Schuldprinzips und damit um eine Abweichung von den gel-
tenden strafrechtlichen Grundsätzen.
é   i  g i  i  „é i “   i -
lichen Funktionsweise des Strafrechts bietet sich diese Doktrin an, eine 
Untersuchung der Funktion der Schuld anzuleiten, ist es doch beachtlich, 
dass ein eigentlich grossmehrheitlich anerkanntes Grundprinzip dermassen 
zahlreichen Lockerungen ausgesetzt ist. Folglich stellt sich die Frage, inwie-
fern diese Rechtsfigur das Schuldprinzip und die spezifisch strafrechtliche 
g i  i  c   i l  d  ä li  
ü ,  i  i   i  é l   ä li  d  
beantwortet werden kann. Ferner müssen dabei auch Unterschiede der 
Verbrechenslehren und Rechtstraditionen der untersuchten Rechtsordnungen 
beachtet werden, da nicht einfach davon ausgegangen werden kann, dass die 
Geltung des Schuldprinzips und überhaupt auch die Bedeutung der Schuld 
automatisch überall gleich seien. Die hier vorgenommene funktionale und 
i  é l   i l  M i   al i  i  
Schuldvorwurfs muss demnach an den realen Gegebenheiten der entspre-
chenden Dogmatik anknüpfen, soll sie das Phänomen in der Tat umfassend 
zu veranschaulichen vermögen. Demzufolge müssen in den nachfolgenden 
Kapiteln zunächst die Grundlagen der verschiedenen Schuldlehren erarbeitet 
werden um darauf aufbauend Erklärungen finden zu können, weshalb sich 
die strikte Verantwortlichkeit überhaupt entwickeln konnte bzw. woraus sich 
die diesbezüglichen Differenzen zwischen den Rechtsräumen ergeben. Erst 
wenn deutlich wird, um was für ein Phänomen es sich dabei handelt und wie 
es sich in die Strafrechtslehre einbettet, kann der Versuch einer genaueren 
é l   i  i  i l  M i  lü k .
53 h ,  d . L. c . ,  ; Hö , 17 f.
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II.  d    e   
 c
1. G i   d l i  i   g l
.  h l   d l ä i
Die Geschichte des Strafrechts und die Geschichte der Schuldzuschreibung 
gehen in grossem Masse Hand in Hand.54 Die Zurechnung von Verantwortung 
und das Einstehenmüssen für das eigene Handeln oder Unterlassen wurden 
iè  l i   i li  k i i è   i   é ik , 
im Mittelalter und später ausdrücklich in der Frühaufklärung miteinander in 
Verbindung gebracht. Nur wer die Fähigkeit habe, zu sich selbst ein gedankli-
ches Verhältnis aufzubauen und sich selbst kritisch zu sehen und zu steuern, 
galt in der Philosophie der klassischen Moderne als Person. Wer ein solches 
Verhältnis zu sich selbst habe und sich in Gedanken auf sich selbst beziehen 
kö , i i   K  li  ü  i  e .55 Der Schuld- 
und Verantwortungsbegriff unterlag in der Strafrechtsgeschichte jedoch 
einem permanenten Verständniswandel. Am einflussreichsten war dabei die 
Abkehr von einem bis in die Anfänge des 20. Jahrhunderts vorherrschenden 
l i  d l i è     j i i  D k il  i -
senschaftlichen Positivismus hervorging und der frühere normative Modelle 
ä  è   i  l  N k  i  i  
Schuldbegriffs. Dieses noch genauer zu beleuchtende normative Verständnis 
 d l i  lö   l i  d l i   i  
Jahrhundertwende ab, angetrieben von einer generellen Abkehr vom wissen-
schaftlichen Positivismus und der Hinwendung zum sog. Neukantianismus. 
An die Stelle der naturwissenschaftlichen Methode des Beobachtens und 
Beschreibens trat damit eine eigene geisteswissenschaftliche Methode des 
Verstehens und Bewertens, die den Weg frei machte für die heute vorherr-
schende strafrechtliche Schuldauffassung.56
Während im 19. Jahrhundert noch nicht zwischen verschiedenen 
Verbrechensebenen unterschieden wurde, sondern bereits die Verwirklichung 
54 d ü , Schuld, Strafrecht und Geschichte, 14.
55 d , FS Wiprächtiger, 575.
56 J , JBl 1998, 610 f.; dazu auch detailliert é , Schuldlehre, passim.
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i   „e “ ll i  i  g l   D lik  -
te,57 widmeten sich in der Folge die sog. Hegelianer in einem kritischen 
Idealismus der strafrechtlichen Zurechnung mittels einer Handlungslehre, 
wobei der neu gewonnene Zurechnungsbegriff später in einem Schuldbegriff 
aufging.58 Der Verbrecher habe dem philosophischen Konzept Hegels fol-
 i  i  é k  l i  i    O  ö   i  
Strafe müsse deshalb um seiner selbst willen ausgesprochen werden.59 Strafe 
sei also nach Hegel gar ein Recht des Verbrechers.60 Schuld wird dabei als 
eigentliche Ursache i.S. eines Kausalitätsverhältnisses verstanden. Erst die 
Tat ermögliche eine Veränderung am vorliegenden Dasein und der Wille 
habe Schuld an dieser Veränderung, sofern sich die Tat dem Individuum 
zurechnen lasse.61 Dieses Verständnis von Zurechnung, welches neben dem 
abstrakten Begriff der Schuld i.S. einer direkt-kausalen Verantwortlichkeit 
dem Umstand Rechnung trägt, dass es neben der Kausalität auch noch einen 
Akt der Zurechnung braucht, legte den Grundstein zu einer normativen 
Erweiterung des Schuldverständnisses in der Hegel’schen Konzeption: Das 
Heranziehen objektiver, generalisierender Kriterien verlange nach einem nor-
i  M , l  i   i  „ i “  „ ü i “ a  
orientiere.62 Entsprechend gilt Hegel i   l  „g   li  
H l i “,   l   i  i  k l  
schlechthin.63
Ein weiterer relevanter Schritt in der Schuldlehre war die Weiterentwicklung 
 li  d   von Liszt im Rahmen der positivis-
tischen Strömung des politischen Liberalismus.64 Für den Schuldgedanken 
war diese Entwicklung insoweit von Relevanz, als ein inhaltlich-substan-
tieller Begriff, wie z.B. demjenigen der Sittlichkeit, diesem am Faktischen 
57 cü /J , N 226.
58 é , Schuldlehre, 20 f.; d , 7.
59 Die alles leitende und beherrschende Idee fand Hegel dabei wie auch schon Kant in der 
Vernunft, deren Realisierung sich in der geschichtlichen Entwicklung der Welt erweise; 
siehe dazu H , passim; d , 8; h , Naturrecht, 173 ff.; Hö , Kant, 173 
f.
60 H , § ; d , 15.
61 H , § ; i    d ü , „I li i “ d , .
62 d , 16 und 23 in Anschluss an H , k   § ; L , 125 f. und 152; 
h , Lehrbuch, 38 f.
63 d , 23; L , 152.
64 Siehe dazu z.B. h , Lehrbuch, 38 f.
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orientierten positivistischen Denken fremd war.65 In Ablehnung jegli-
cher transzendentalen Spekulation und allem, was auch nur entfernt den 
Ei k i  é l   M ik i l  kö ,  
i  g ä i   d l  i  „ ü li “ El   d  -
zuzeichnen.66 Die Arbeit von Liszts  i   i  B   i-
sche Grundbegriffe als fruchtbar erwiesen, auch wenn sie im Rahmen des 
begriffsjuristischen Zeitalters zunächst stets formaljuristisch und naturalis-
tisch bearbeitet wurden.67 Für von Liszt gehörte zur Tatbestandsmässigkeit 
i  H l  li li   ä   ik li  i  
Geschehen.68 Di  j k i  e i   ä è  i   i   -
ll è   i  l  l  „d l “ i  j k i  e i  ä , 
l  i   i  B i   eä   i  e    
in den beiden Schuldformen Vorsatz und Fahrlässigkeit in Erscheinung 
trete.69 Andere Inhalte integrierte von Liszt nicht in den Schuldbegriff. 
Insbesondere die Zurechnungsfähigkeit bezog er zu Beginn nicht mit ein, 
sondern wies diese der strafrechtlichen Handlungsfähigkeit zu, begriff sie 
also als Voraussetzung und nicht als Bestandteil der Schuld.70 Die Beziehung 
der Rechtswidrigkeit auf die Tat und diejenige der Schuld auf den Täter legte 
ä  , ll  „ j k i  M “  li  e  
der Rechtswidrigkeit und alle subjektiven der Schuld zuzuweisen. Die 
Entdeckung der sog. subjektiven Unrechtselemente hat hier jedoch in der wei-
teren historischen Entwicklung zu einem Auffassungswandel geführt,71 wie 
im Rahmen der Schuldkategorie im Deliktsaufbau und der Differenzierung 
zwischen Unrecht und Schuld noch zu diskutieren sein wird.72 D  d  
von Liszts ist zwar die heutige Trennung von Rechtswidrigkeit und Schuld 
zu verdanken,73 i  li i - l i  d l l   
sich allerdings nicht gleichermassen zu entfalten und eine normative 
Weiterentwicklung hielt schon zu seinen Lebzeiten Einzug.74 Die beschriebenen 
65 d , 30; J /h , 420.
66 h , Rechtsphilosophie, 30; d ü , d li  d k ; 
d , 33.
67 d  E , 383 f.
68 d ü , d li  d k , ; B , 178 ff.; g  L , 140.
69 d ü , d li  d k , ; c , ée, § , N ; B , 180.
70 g  L , 158; d , 34 f.; G , 15.
71 d  E , 284 f.
72 Siehe sogleich S. 27 ff.
73 So d  E , 285 f.
74 Z.B. durch die Arbeiten von M  é , passim; F , passim.
II. S ) ) )T ) ) )R
23
i i i i  d ö    i  i  l i  
Schuldbegriff, welcher ausschliesslich auf subjektive Momente gründet, blie-
ben in der Strafrechtswissenschaft demzufolge nicht lange unbestritten.75
.  N i i   d l k i
é k   K i ik  l i  d l i   ,   
naturalistische Ideal, wonach sich normative Massstäbe gleichsam von 
l   i  i  B   i i  é l   
ü , i  „ i i  N i i ä “ ll .76 D  -
logische Schuldbegriff sei aus mehreren Gründen nicht haltbar, da er weder 
é k  ü  , l  i  F k  l l  i  l-
len, noch die Relevanz von Vorsatz und Fahrlässigkeit abschliessend begrün-
den könne. Ein weiterer, wirkungsmächtiger Einwand sei zudem, dass dieses 
Schuldverständnis in all jenen Fällen versage, in denen das Gesetz entschul-
dige, obgleich Vorsatz und Fahrlässigkeit vorliegen würden.77 D  -
l i  d l i  i    F l  i  i i  
Beziehung des Täters zum Erfolg bei der unbewussten Fahrlässigkeit geschei-
  ,  i  d l ä i k i  . k ä i k i  i  i -
 d  i  i ll   k .78
I  k  i  K i ik  i  l i  d l   
den sog. normativen Schuldbegriff abgelöst, als dessen Begründer Frank 
gilt.79 Fü  i   d l  i  „g k i “  e      
i  g l ,   i  k ä i k i   eä , i  i-
sche Beziehung zur Tat in Gestalt von Vorsatz oder Fahrlässigkeit und die 
Normalität der begleitenden Umstände bestimmt sei.80 Das Schuldhafte 
in diesem normativen Sinne sei der Inbegriff derjenigen Voraussetzungen 
der Strafe, welche die Vorwerfbarkeit der rechtswidrigen Handlung gegen-
über dem Handelnden begründe.81 Die Schuld finde demnach nicht im 
Inneren des Täters ihre Ursache, sondern werde erst durch den von der 
75 O , 50; d  D , 157; é , Schuldlehre, 50 f.
76 d , 31; d ü , d li  d k ,  .; Hö , Naturrecht, 
9 ff.
77 So z.B. J , ée . é.,  . / .
78 B , BSK-StGB N 21 f. Vorb Art. 19; H , AT, 101; c , ée I, §  N  .; d , 
4. A., 181 ff.; d , ée . é., §  N  .
79 F , Über den Aufbau des Schuldbegriffs, passim.
80 J , JBl 1998, 610 f.
81 d , 88; M /B , 143 f.
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zuständigen Instanz formulierten Vorwurf begründet.82 Diese normative 
Weiterentwicklung verhalf dem bis heute im deutschsprachigen Raum 
ü li  g è    e ä i k i , 
c i i k i   d l è   D .83 Die Konzeption des 
strafrechtlichen Schuldbegriffs blieb aber auch in der Folge eine der gröss-
ten strafrechtstheoretischen Herausforderungen. Im deutschsprachigen 
Raum hatte in dieser Entwicklung vor allem die finale Handlungslehre 
ihre Auswirkungen auf das Schuldverständnis und den Deliktsaufbau.84 
Der finale Handlungsbegriff beschreibt dabei die strafrechtlich relevante 
H l  l  i  „  k ä i  hill  , i lè   i  ki l 
i è   G “  l  „ i  ék   d l i ,  
durch die erkannten Auswirkungen, Wertbedeutungen und Sinnbezüge der 
E i l  i l li  ä  i “.85 Der normative Schuldbegriff 
erfuhr durch diesen Ansatz eine weitere Vertiefung, indem nunmehr mit 
 g   l  „ i  l i “ B il  e    
Schuldsachverhalt entfernt und scharf zwischen dem Handlungswillen als 
 „O j k   h “,  i   j k i  e  i  
,   „h   O j k “, i  i   B il   M i i  
des Täters besteht, unterschieden werden solle.86
Diese Wandlung und die heute gleichzeitig vertretene personale 
Unrechtslehre haben also bewirkt, dass Vorsatz und Fahrlässigkeit 
bereits dem Unrechtstatbestand zugeordnet werden, während für das 
D lik k l „d l “ i  d l l  i. .d. l i .87 Der prä-
zise Gehalt dieses sog. normativen Schuldbegriffs ist allerdings damit noch 
82 G , 19 in Anlehnung an O , 51.
83 d ,   . „g “ i  i i  ll . g  
dafür, dass ein Sachverhalt zu einer strafrechtlichen Sanktion führen kann. Dabei bauen 
i  i l  „g l “ j il   i   a ü  ; 
so D /e , 82.
84 So ist die Zuordnung des vorher als reine Schuldform geltenden Vorsatzes zum 
Tatbestand erst unter dem Einfluss dieser Lehre vollzogen worden; so c , ée, §  N 
61.
85 d , ée . é., §  N . D  li i  H l i  i l  
hingegen noch die Elemente der Willkürlichkeit und die Anhänger eines kausalen 
Handlungsbegriffes erfassten die Handlung als blossen Kausalvorgang; so D , 
Sorgfaltsbemessung, 23; allg. zum Theoriestreit um den Handlungsbegriff auch h , 
25 ff.
86 J /h , 421 m.w.N.
87 Siehe dazu z.B. H , ZStW 1994, 746 f.
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i  k i i . „g k i “ l  i i  D i i i k l i  
hingegen das vorläufige Ergebnis einer in der historischen Entwicklung 
ausführlich geführten Auseinandersetzung um das Wesen des strafrechtli-
chen Schuldbegriffs als Teil der Verbrechenslehre. Nur wenige Autorinnen 
und Autoren betrachten diese Entwicklung zum normativen Schuldbegriff 
mit einer gewissen Skepsis, während die meisten, darunter Autoritäten wie 
Welzel und Arthur Kaufmann, i  G  l  „ li “  „ k -
“ .88 hä   l i  d l i  l   
einer Strafrechtsauffassung beruhte, die alle objektiven Elemente der Straftat 
zum Tatbestand und alle subjektiven zur Schuld zählte, beinhaltet der heute 
traditionell vorherrschende und als normativ bezeichnete Schuldbegriff ein 
Werturteil bzw. ein Urteil über die Frage, ob dem Täter sein Verhalten nach 
strafrechtlichen Massstäben zum Vorwurf gemacht werden kann.
Bi   l i   i  i ,   i  „ i “ 
d l i  üll , . .  l , il  g ä i   „ i “ 
an sich divergiert. So stellt Burkhardt die Frage in den Raum, ob Schuld nun 
l  i. .d. i  „ ü li   i - ü li  Ei  i, i  a  
ohne Rücksicht auf ihre eigenen Gefühle und auch dann zukäme, wenn nie-
 i  d l il äll  ü “. O  :  d l  g k i  
oder nur die Voraussetzung von Vorwerfbarkeit sei und diese selbst dann wie-
 h       O j k   h  i.89 Auch die 
Normativierung des Schuldbegriffs klärt diese Fragen nicht abschliessend. Ist 
Schuld im strafrechtlichen Sinne nun also ein Status, der Tadel selbst oder 
 O j k   e l ? Kl   ll i   i  E i kl ,  
 i   i  a   k  li  „h “ l   
i   i  l i  F k ,  ex post bewiesen werden kann 
wie eine rein deskriptive Tatsachenbehauptung. Dieser Umstand ist, wie in 
 k i l  é l   li  i li   i ,   
Relevanz, handelt es sich doch beim Schuldvorwurf um ein Ergebnis sozialer 
Interaktion, welches erst im sozialen Zusammenspiel Bedeutung erlangt.
. e i i ll  d l i
Wie dieser kurze historische Abriss der deutschsprachigen Entwicklung 
aufgezeigt hat, hat sich das Verständnis von Schuld stets gewandelt. Die 
88 Siehe dazu K , GA 2011, 618 f. mit Verweis auf h , Lehrbuch, 139 ff. und 
é  K , Schuldprinzip, 149.
89 B , GA 1976, 328.
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Begriffsweiterentwicklung mündete im heute traditionell und mehr-
heitlich vertretenen Schuldbegriff, bei welchem Schuld als persönliche 
Vorwerfbarkeit verstanden wird.90 Präziser ausgedrückt, gehe es bei der 
strafrechtlichen Schuld um die Erfüllung eines Schuldsachverhalts, der zu 
i  h  l  „ “ i . N i  g  ü  
sei gemäss herkömmlicher Doktrin die individuelle Vermeidbarkeit der Tat. 
Erst die Möglichkeit, die Normwidrigkeit eines Verhaltens zu erkennen, 
und die Freiheit nach dieser Einsicht zu handeln, würden gemäss diesem 
Schuldverständnis eine Zuschreibung des Unrechts gestatten.91 Die Schuld 
des Rechtsbrechers, die eine Bestrafung fordere und rechtfertige, setze 
danach voraus, dass die Tat auf einen freien Willensentschluss zurückgehe 
und ihm so zum Vorwurf gemacht werden könne.92 Schuld sei in dieser tra-
ditionellen Vorstellung ein auf einem Willensfreiheitspostulat aufbauender 
„ ö ö li  i li  e l  i , i i i ll i  
F l   H l “.93 Diese Annahme der Willensfreiheit, auf wel-
  d l    i  i  „ i l  e l“94 
traditionellerweise aufbaut, ist, wie später im Detail auszuführen sein wird, 
jedoch stetiger Kritik ausgesetzt.95
Di  „f il“ ü  i  d l   eä , . . ü  i  
Vorwerfbarkeit seiner Tat, wird nun in der aktuellen Verbrechenslehre nicht 
pauschal aufgrund der inneren Einstellung oder gar Persönlichkeit des Täters 
gefällt, sondern stützt sich auf die Prüfung der im Strafrecht definierten sog. 
Schuldmerkmale, welche sich in drei grundsätzliche Kategorien unterteilen 
l : E  M k l  d l  i. .d. i  i  „ i i - li  G i  
  eä “, l  i  . k -  d l ä i k i . 
Zweites Merkmal ist das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit als eigentliches 
Kennzeichnen des Mangels an Rechtsgesinnung. Als drittes Merkmal lässt 
sich die Zumutbarkeit des normgemässen Handelns anführen, wobei der 
d l  i i  „N li ä   l i  f ä “ , 
welche eine Normbefolgung überhaupt ermöglicht hätten.96 Eine alternative 
90 F , 11; K , GA 2011, 618 f.; c , ée I, § , N .
91 H , ZStW 1994, 749 f.; d , ée . é., § , N .
92 d , ée . é., § , N .
93 So d , ZStW 1989, 273 f. über die traditionelle Rechtsprechung und Literatur und 
mit Verweis auf K  é , Schuldprinzip, passim.
94 d , ZStW 1989, 275.
95 Siehe S. 268 ff.
96 J /h , 429.
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Unterteilung der Schuldelemente besteht in der Gruppierung in ein intel-
l k ll  d l l  „Mö li k i   f i i “   i  i  
l i  d l l  „Mö li k i , i   f i i  ä  
 l “ .97 Daneben wird auch im traditionellen Verständnis angenom-
men, dass Schuld ebenso durch ihren Unrechtsgehalt mitbestimmt wird und 
nicht nur durch die Abwesenheit der vorangehend definierten Elemente kon-
stituiert wird. Dem Täter werde auch die Willensbildung in Bezug auf die 
 e  , i    g  . i  F lä i k i  
als allg. subjektives Unrechtsmerkmal zum Gegenstand des Schuldvorwurfs 
werde, da es auch für den Schuldgehalt der Tat einen Unterschied mache, ob 
der Täter vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt habe.98
hä  i  äl  L  l    i ,  i  „ä  
e i “  f   i  „i  e i “  d l   i, 
 i  i i è  ü i   i l  H l l   -
l  f l è  i  i i  g l  .99 
Di è  i   i   F l  i  é   l i  é ä  l  
„ i i ll“ i è  f il  d l   i   kl i  
gewordenen Definition des deutschen Bundesgerichtshofs aus dem Jahr 1952 
i ,   eä   , „   i  i  ä i  -
halten, dass er sich für das Unrecht entschieden hat, obwohl er sich rechtmäs-
i  l , i  ü   c  ä  i  kö “.100
. d l  i  D lik
Subjektiver Tatbestand und Schuld bilden also Teil derjenigen 
Voraussetzungen, welche beim Täter vorliegen müssen, damit er überhaupt 
ü   klä   k . „I  e i “  d l  i-
den also letztlich darüber, ob und wie ein Mensch für ein objektiv zure-
chenbares Geschehen zur Rechenschaft gezogen wird.101 Als dritte Stufe 
des Verbrechensbegriffs in der deutschsprachigen Tradition gesellt sich 
das Schulderfordernis neben das Erfordernis eines tatbestandsmässigen 
97 H , LK-d GB N  g  § .
98 c , dK-d GB N  g  § ; J /h , 429 f.; G , Verbrechenslehre, 
45 ff.; J , ée . é.,  / ; h , Lehrbuch, 165; c , ZStW 1970, 691.
99 Vgl. E , d/d-d GB N  . g  §§  .
100 BGHSt. 2, 194, 200.
101 d , 1.
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und rechtswidrigen Verhaltens.102 Während der subjektive Tatbestand die 
i è   l  g l  i è  g i  
von Vorsatz und Fahrlässigkeit beeinhaltet, bilden in den deutschsprachi-
gen Straftatlehren nur diejenigen Elemente Gegenstand der eigentlichen 
Schuldkategorie, welche von der h.L. i.S.d. finalistischen Ansatzes und basie-
rend auf einem personalen Unrechtsbegriff103 der Schuld i.e.S. zugeordnet 
werden.104
Di  D lik  „d l “ ll  i  l  i i  d  
folgende Anforderungen: Erstens muss der Täter schuldfähig gewesen sein, 
. . i  i  k    i  l , i  c i i k i  
seines Tuns zu erkennen und sich entsprechend dieser Einsicht zu verhal-
 d l ä i k i . k i    eä    i   
es hätte ihm bewusst sein müssen, dass seine Handlung rechtswidrig, d.h. 
 i  f i . f  i    -
mässe Handeln zumutbar sein, d.h. es dürfen keine besonderen Umstände 
li , l   N  l i  k k i .105 Diese 
Elemente der Schuld entsprechen im Wesentlichen auch jenen der beiden 
deutschsprachigen Nachbarrechtsordnungen.106 Die Voraussetzungen der 
Vorwerfbarkeit bestehen gemäss dieser klassischen Auffassung also einer-
i  i   i  Fä i k i , i  i     ä  
Umständen für den Täter bestehenden Möglichkeit. Ersteres ist Gegenstand 
 d l ä i k i ü , l  i  F    i -
 I  ü  i  c i i k i    k k i  ä  
H l . d l i  i  Fä i k i  l   i  ä  f ä  
müssen es also zulassen, die Rechtswidrigkeit einer Handlung zu erkennen 
und sich entsprechend dieser Erkenntnis zu verhalten.107
102 d , ée . é., §  N ; H  a , 817.
103 Dazu bereits oben S. 24 f. und ferner insb. S. 30 Fn. 116; c , ée I, § , N  .; 
d , ée . é., § , N  .; E , d/d-d GB N  . g  §§  .; k , 421. 
Das bedeutet jedoch nicht, dass sich die verschiedenen Verschuldensformen des sub-
jektiven Tatbestands nicht auch im Rahmen des Schuldvorwurfs entfalten; siehe dazu 
ausführlich S. 299 ff.
104 J á , 26 ff.
105 K   ., AT, N 301 ff.
106 Es gibt in der Schweiz allerdings auch Darstellungen, welche zu einer Einordnung von 
Fahrlässigkeit und Vorsatz bei der Schuld tendieren, d.h. der Tradition des französischen 
Rechtskreises näherstehen; so J á , 163 f.
107 D /e , 272.
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Die Schuldfeststellung hat innerhalb der Verbrechenslehre demzufolge pri-
mär einen negativen Inhalt und umfasst die Prüfung der Bedingungen der 
Nichtvorwerfbarkeit.108 In den Strafgesetzen wird Schuld deshalb auch nicht 
explizit im Gesetz definiert. Allerdings werden Schuldausschlussgründe oder 
Schuldmilderungsgründe angeführt. I.d.S. ist ein Täter schuldig, wenn er die 
ihm zugeschriebene Verantwortung nicht aufgrund einer explizit vorgesehe-
nen Ausnahmebedingung anfechten kann. Das Strafrecht operiert hier mit 
i  „N li ä ll “: h  i   i  „D i i “ l i   
sich zum Tatzeitpunkt in einer extrem bedrängenden Situation befindet, gilt 
grundsätzlich als fähig, das Recht zu befolgen.109 Der Begriff der Schuld wird 
i  i  é  „c i lk i “, . .  i  , „   g ü  ü i  
bleibt, nachdem alle äusseren oder inneren Ursachen berücksichtigt worden 
i , i   d l  i   li “.110 Das bedeutet 
,  d l ä i k i  i  i  d  ä li  ll  M  
prima facie unterstellt wird und nur nach gewissen Kriterien ausgeschlossen 
wird.111
. Di i  i  f   d l
Um Schuld als Prüfungsstufe innerhalb der Verbrechenslehre und 
D lik ik i i      i  i   F l  i  
Rechtsvergleich unterziehen zu können, muss zunächst festgestellt werden, 
welche Elemente der Schuldkategorie in traditioneller Doktrin zugeord-
net werden. Dabei ist, wie bereits ausgeführt, vor allem die Zuordnung von 
Vorsatz und Fahrlässigkeit zum subjektiven Tatbestand oder zur Schuld von 
Relevanz und divergiert sowohl in den untersuchten Rechtsordnungen als 
auch innerhalb der einzelnen Lehren.112 So wurden Vorsatz und Fahrlässigkeit 
i   äl  L    l  G ik l  i  i-
den Formen der Schuld verstanden.113 D  g  i i i  „  
d l “   i  „  g l “ .114 Nach neuerer 
108 L , 232 ff.; h , 109.
109 Gü , Naturalistische Herausforderung, 217 f.
110 So K   ., AT, N 301 ff.
111 é , Vergessene Freiheit, 76.
112 J á , 26 ff.; siehe dazu auch g , JZ 2012, 25 ff.
113 So z.B. explizit bei kü , SJZ 1919, 337; siehe dazu auch d , 4. A., 187; G , 
175.
114 E , SJZ 1945, 230.
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L   g   F lä i k i  i i  i  l  „ j k i-
 e “  f  ä l .115
O l  g  i i li   i  Fi li 116 ganz aus 
 d l k i  „ i “ , i  i  ll i  i  c  
 d l  i.d. i  „g k i   hill il “  i  
é  „D l ll “ i ä .117 Bei diesem sog. postfinalistischen 
Verbrechensmodell wird davon ausgegangen, dass Unrecht und Schuld 
eine unlösbare Einheit darstellen, weshalb das Gezerre um den Vorsatz 
verfehlt sei. Der Vorsatz habe vielmehr eben eine solche Doppelstellung 
im Unrechtstatbestand und in der Schuld.118 Entsprechend betrifft auch 
das Schuldprinzip nicht allein die spezifischen Erfordernisse der dritten 
Deliktsstufe. Schuld im strafrechtlichen Sinne ist immer tatbezogen, d.h. 
setzt tatbestandliches Unrecht notwendig voraus. Jede Deliktsstufe hat 
entsprechend die vorangehende zur Voraussetzung.119 Als Unrecht wird 
115 So die Botschaft vom 21. September 1998, 1999 f. Entsprechend seien Vorsatz 
und Fahrlässigkeit bei den Tatbestandserfordernissen und unmittelbar vor den 
Rechtsfertigungsgründen angesiedelt. Die Revision 2002 des CH-StGB folgte damit 
in Anlehnung an die deutsche Doktrin der neuen Lehre, wonach in diesen früher als 
Schuldformen verstandenen Elementen ein Element des Unrechtstatbestandes erblickt 
werde; dazu auch D /e , 268 ff.; D , Sorgfaltsbemessung, 25 f.; 
d , ée . é., §  N  .; e /J -c , PK-StGB 12 N 2.
116 h , Lehrbuch, 140 und passim. Welzel nahm im Rahmen der Begründung des 
normativen Schuldverständnisses den Vorsatz als Bestandteil der Handlung und 
damit zugleich als Bestandteil des Unrechtstatbestands in Anspruch. Unrecht 
sei danach die Gesamtheit der Eigenschaften des Handlungswillens, Schuld die 
Gesamtheit der Eigenschaften, die diesen als vorwerfbar erscheinen lassen. Neben den 
E l  i  i.d. . i l  H l l   i  é   . k -
l  H l l  l   H l  l  l  f l . E  
ist das Resultat dieser Lehre, die personale Unrechtslehre begründet zu haben, deren 
wesentliche Auswirkung und Bedeutung darin liegt, dass Vorsatz und Fahrlässigkeit 
bereits als Tatbestandsmerkmal betrachtet werden. Diese Zuordnung wird dadurch 
begründet, dass die Finalität des tatbestandsmässigen Verhaltens einerseits mit dem 
Vorsatz gleichgesetzt und andererseits der Straftatbestand als Inbegriff aller wesentli-
chen Handlungsmerkmale verstanden wird. Heute wird die personale Unrechtslehre 
mehrheitlich soweit anerkannt, als dass Vorsatz und Fahrlässigkeit keine Schuldformen 
mehr darstellen, sondern bereits dem Tatbestand zugerechnet werden; siehe dazu auch 
D , Sorgfaltsbemessung, 25 f.
117 J /h , 404 und 430; h , 109; G , ZStW 1955, 1 ff. und 44 ff.; 
c , ée I, §  N ; Kü , L/K-d GB §  N .
118 h , 80.
119 H , ZStW 1994, 747.
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in der herkömmlichen Doktrin die tatbestandsmässige und rechtswidrige 
Handlung bezeichnet.120 Auf Schuldebene ist demzufolge zu fragen, ob ein 
Verhalten, welches bereits die Voraussetzungen des Unrechtstatbestands 
erfüllt hat, dem Täter auch persönlich zum Vorwurf gemacht werden kann. 
O  i  B j   f  ü  i  d l ü  ä  Lewisch 
i  „ l  Hül “ l i . d l  l  i  d  i  D lik   
die Voraussetzungen, unter denen die Fehlerhaftigkeit der Willensbildung 
vorgeworfen werden könne. Strafrechtliche Schuld bedeute folglich die 
rechtlich fehlerhafte Gesinnung des Täters, soweit sie in der rechtswidri-
gen Tat zum Ausdruck gekommen sei.121 Unrecht und Schuldtatbestand 
sind, dies zeigen bereits diese Ausführungen, entsprechend im Rahmen 
 d k i ü   i  d   i   ä  i k  
zusammen.
Gemäss Roxin i  i  f i   f   d l   „ i  
der bedeutendsten Sacheinsichten, die unsere Strafrechtswissenschaft in den 
l   J  i “ . éll i   i  Ei i k i  i  
i l i , l   i  d l   f  i  i  „é   h “ -
scheiden liessen, welcher die Handlung des Täters unterworfen werde. Es sei 
gemäss Roxin auch wenig hilfreich, wenn man den Konzeptionen, die den 
Vorsatz bei der Schuld einordnen, einen komplexeren Schuldbegriff nachsage, 
während der gegenüberstehenden Position der finalen Handlungslehre aus-
schliesslich ein rein wertender, d.h. normativer Schuldbegriff zugesprochen 
. gi l  i  i  d l i  „k l “  ü  i  i  
i ,   g è  j   g ä i è   d l  
im weiteren oder im engeren Sinne gehöre.122 Di  K i  „f “  
„d l “ ll ä i  ,  i   l  i  
tragfähig erwiesen.123 Auch Jakobs hält fest, dass alle Unrechtsmerkmale 
in ihrer Eigenschaft zum Schuldtatbestand zu zählen seien, da der Täter 
nicht nur seiner Vorstellung nach rechtlich fehlerhaft motiviert sei, son-
dern auch seinem Verhalten nach. Eine Einbeziehung des Unrechts in den 
Schuldtatbestand sei folglich notwendig.124 Entsprechend spricht nichts dage-
gen, im Rahmen der vorliegenden Funktionsüberprüfung erneut danach zu 
120 c , ée, §  N .
121 L , 232 ff.
122 c , FS Henkel, 171 f. Der Sprachgebrauch sei hier primär vom Kontext abhängig; so 
J , ée . é.,  / .
123 c , FS Henkel, 181.
124 J , ée . é.,  . / .
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fragen, inwiefern diese Kategorien sich unterscheiden bzw. den subjektiven 
Tatbestand in diese Fragestellung miteinzubeziehen. Dies gerade auch weil 
die Trennung von Unrecht und Schuld, wie noch auszuführen sein wird, so 
in der angelsächsischen Terminologie kaum vollzogen wird.125 Es wird in der 
Folge darum von einem weiten Schuldverständnis ausgegangen, ohne die 
Erkenntnisse dieser Trennung jedoch zu vernachlässigen.
. k k i li i   d l k i
Der skizzierte, traditionelle Schuldbegriff vermochte es trotz seiner brei-
ten Akzeptanz in der h.L. nicht, alle offenen Fragen und entsprechend auch 
nicht jede Kritik vollends auszuräumen. Primär die Anknüpfung des dem 
d l  i ä  „g “  - i i  h  . -
lische Vorstellungen, dabei vor allem die damit oftmals einhergehenden 
Vorstellungen des Schuldausgleichs i.S. einer Vergeltungsidee, bildeten neben 
dem Willensfreiheitsfundament Grundlage anderslautender Konzeptionen. 
Di   i  i   H  i   . „ k i l  é ä “ 
niedergeschlagen.126 Die Forderung nach einem zweckrationalen, funktio-
li i  d   i  i   K   i  k i -
nalen Schuldbegriff war in den letzten 30 Jahren Gegenstand zahlreicher 
é l è  ll    Claus Roxin127 und Günther Jakobs,128 wobei 
 L  i  d l k i  i  i  i  i i  
Konzeption vollständig funktional ausfüllte.129 Dieser Trend des strafrechts-
i  „F k i li “  i   -J  i   -
sprachigen Strafrechtstheorie viel Aufmerksamkeit genossen und kann 
 l i  i l li   i li  f kl i  l  „ i  
125 Siehe dazu S. 44 ff.
126 Siehe zu diesen Angriffen anstatt vieler z.B. Kü , 152; B , Zweckrationalität, 
302; K  é , JURA 1986, 225 ff.; F  D , 221 f.; K , ZStW 1986, 
823.
127 c , Kriminalpolitik, 1973; ders., MschrKrim 1973, 316 ff.; ders., Grundlagenprobleme, 
1973; ders., FS Henkel, 1974, 171 ff.; ders., FS Bockelmann, 1979, 279 ff.; ders., ZStW 1984, 641 
ff.; ders., ZStrR 1987, 356 ff.; ders., AT I, 2006.
128 J , Schuld und Prävention, 1976; ders., AT 1. und 2. A., 1983 und 1993; ders., 
Schuldprinzip, 1993; ders., ZStW 1995, 843 ff.; ders., Staatliche Strafe, 2004; ders., ZStW 
2005, 247 ff.; ders., Norm, Person, Gesellschaft, 2008; ders., Schuld als gesellschaftliche 
Konstruktion, 2009, 243 ff.; ders., d   li  k , .
129 Zu diesen Unterschieden detaillierter auf S. 436 ff.
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i  E “  d ik l .130 Im Kern dieser Ansätze 
 i  Ü ,   „L i i    d “ 
i  „ i i  k ü k ä   I   d l l i “  i  
E    i  „a ä i k “ i.131
e  i li  é ä  kö    „ k i-
l “ L  i li  é ä  i  , l  i  
Gemeinsamkeit u.a. in der Ablehnung der traditionellen, vom Finalismus 
geprägten Verbrechenslehre finden. Diese wird vor allem in Hinblick auf ihre 
Bezugsparameter und ihren vagen empirischen Gehalt abgelehnt. An die 
Stelle einer ontologischen, vor-positiven Anknüpfung an Sachverhalte einer 
naturalistischen Wirklichkeit sollen kriminalpolitische Zwecksetzungen 
 d l ik .132 Ni   i  „ i ll  ci i k i “  d , 
welche Gerechtigkeit vollziehen solle, leite die Schuld idealphilosophisch, 
  i l  F k i i  i  d   i  g   
stehen und so auch die Schuldkategorie anzuleiten.133 Mi  „F k i li i  
 d l i “ i  l  i ä  i ,  d l  i  B i   
d k   ü , i i è   i    é  
i  L   é è  ä i  N  i.134
Gemäss diesen teleologischen Umdeutungen des Schuldprinzips lasse sich 
der Inhalt von Schuld bzw. Verantwortlichkeit ganz oder teilweise vom Zweck 
 d   i ,  i   E i kl  i  „ k i l “ 
 „ k i l “ d  ü  ü .135 Entsprechend han-
l   i  i è  l i  é ä  l  è  l ä -
i    i  . k i l  I l -  B i i  
i l  c i   K i   i  d , . . 
i  B i , l  i    B ü i   d  i i , 
d.h. an dessen Funktion.136 Gleiches gelte auch für die Schuld. Dies sagt aller-
130 d ,  i   Hi i ,  ü  i  „ k i l“ i  é ä  l-
i  d  i i . d  .B.  „ k i l“  „ l l i “. F  
 „ k i l“  K i  i  a l i  . 
E  i i  k i  i i li  „d l “  „L i “.
131 So K , ZStW 1986, 824.
132 B , Zweckrationalität, 302; d , 20 ff.; L , FS Roxin, 46 f.
133 K  é , JURA 1986, 226.
134 G , 114.
135 Siehe so z.B. B , GA 1976, 321; B , 22 und passim.; c , ée I, § , N 
26; ders., Kriminalpolitik, passim; d ü , d li  d k ,  .
136 d , 13 f. mit Verweis auf d , 95 ff. Entsprechend darf auch nicht ver-
l  ,  ü li    i i ll  d l i  i  „F k i “ 
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i   i  ü  B k   M  i  O i i  . Di  
„ li  Bi i “ i l   k i l  é ä  -
hen deshalb nicht nur hinsichtlich der Festlegung des genauen Strafzwecks, 
welcher die Schuldkategorie erst mit Inhalt fülle, sondern vor allem in Bezug 
 i  k k  K  ü   l  c .137
So fordert bspw. Roxin, dass die Schuldfeststellung von Zwecküberlegungen 
l i   ll   i k l  i  K i   „g li k i “ 
innerhalb des Deliktsaufbaus, wobei diese Deliktsstufe einerseits von der 
Schuld des Täters, andererseits von der präventiven Notwendigkeit der Strafe 
abhänge.138 Während Roxin die Schuld jedoch nicht vollends in der Spezial- 
oder Generalprävention aufgehen liess und ihr eine darüber hinausgehende 
Limitierungsfunktion zusprach,139 ging Jakobs einen Schritt weiter und vollzog 
i  k l  „ d - F k i li i “  d -  d l l . 
Gemäss Jakobs sei es überhaupt erst der Zweck alleine, welche den Schuldbegriff 
mit Inhalt fülle. Das setze zunächst die eindeutige Zweckbestimmung des 
Strafens voraus, welche in der Demonstration von Normgeltung auf Kosten 
eines Zuständigen liege.140 Dieser Zweckbezug, welcher von der sozialen 
O    li  i,   d ili i   ,  i  
aus der positiven Generalprävention.141 Die vom Schulbegriff zu erbringende 
Leistung bestehe nun in der Kennzeichnung desjenigen, der zu bestrafen sei.142 
d l  i l  i  l i  l  „Kö “,  i i  
l  „k ä i k i “  i    d l i  i  k-
tional zu bilden.143 Das Ergebnis dieser Relativierung und Funktionalisierung 
Jakobs,   é  i  é l   F k i   d l  
noch zurückzukommen sein wird, ist die Verwerfung eines Schuldbegriffs, 
i  d  , l  i  i l i  i  li . D  „ k i l “ 
Schuldbegriff allerdings verlangt eine manifeste Ausrichtung der Schuldkategorie am 
d k.
137 d , 310 f.
138 So z.B. in c , Kriminalpolitik, 33 ff.; siehe dazu auch Kü , 152 f.; K  
é , JURA 1986, 225; c , Fd H k l,   i . I  „K i i l li ik  
d “  Roxin i  K i   l  „d l “ i , i   
 ä  i  „g li k i “ ; i    é , 97 f.; zur 
Diskussion dieses Ansatzes ausführlicher auf S. 437 ff.
139 d , 248; zu dieser Limitierungsfunktion siehe auch S. 147 ff.
140 J , Schuld und Prävention, 14; J , ée . é.,  . /  .
141 J , ée . é.,  . /  . ; ders., Schuld und Prävention, 8 f.; ders., Schuldprinzip, 8.
142 J , Schuld und Prävention, 8 ff.; ders., ée . é.,  . / .
143 J , a i  F k   N , ; Kü , 155; K , ZStW 1986, 825.
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der auf einer Fähigkeit zur Normerkenntnis und Normbefolgung aufbaut. 
Gegenübergestellt wird ihm die Schuld als etwas, das durch die Schaffung von 
k ä i k i   i  c   d  ll   l   i  
i  l i i i   . D  k i l  d l i  
ist bei Jakobs also ein rein normativistisches Konstrukt, abgeleitet aus einem 
streng generalpräventiv fundierten Verständnis der Strafzwecklehre.144
Es wird im Rahmen dieser Arbeit noch geprüft werden, inwiefern eine 
solche funktionale Schuldauslegung bzw. vollständige Normativierung not-
i  K   i l i  é l  . G i  
ist oder ob an einem traditionellen Schuldverständnis festgehalten werden 
kann und soll. In diesem Zusammenhang wird auch auf die Arbeiten von 
Roxin und Jakobs, und die nicht minder prominent vertretene Kritik, noch 
genauer einzugehen sein.145 Es ist allerdings bereits zu diesem Zeitpunkt 
kl  i  k i l  é l  i  i  i l i  di    
hier umrissenen funktionalen Strafrechtsdogmatik zu unterscheiden.146 
Letztere fragt nicht nur nach der Funktion einzelner Elemente, sondern 
fordert eine Umstrukturierung der Dogmatik nach diesen Erkenntnissen, 
 i  i  „O i i   d i   i l  
E i kl “  i  i  é i i  i l  ü -
se.147 Di  „ ll i  L   d “ i  „ i  cü k i   i  
k k i  li  d  i  I l   üll “.148 Diese 
Konzeption eines Schuldbegriffs basiert zwar regelmässig auf soziologischen 
Erkenntnissen, ist davon jedoch getrennt zu betrachten. Die soziologisch-funk-
i l  é l , i  i   H il i  f  , i  
sich einer deskriptiven Aufgabe an. Es soll schlichtweg danach gefragt wer-
den, wie die sozialen Mechanismen der Schuldzuweisung innerhalb des 
G ll -  d  l     i  i . O  
 K  ü  i  d ik l i   kö  
oder gar müssen bzw. inwiefern die Dogmatik diese Mechanismen bereits 
zutreffend widergibt, ist zwar zu diskutieren, dies allerdings in einer weiter-
gehenden Debatte über mögliche Folgen der beschreibenden Untersuchung. 
Die Frage nach dem strafrechtlichen Begriffsverständnis von Schuld, wie 
i  i  i  K i l ki i  i , i è      i  i  
144 Kü , 156 über den funktionalen Schuldbegriff bei Jakobs.
145 S. 436 ff.
146 Siehe zu dieser Differenzierung detaillierter S. 122 ff.
147 B , 14 f.; d , 312 f.
148 c , 69 f.
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c l i   al li   d l k i è  -
    i l i  é l   . D l   
li  i   i  i  K i l   „ k i l  
d l i “   „F k i   d l “ i i  .
.  g k   d l i i  i  i  
c
Die Bindung der Strafe an die Schuld gehört, wie bereits festgehalten, zu 
 G i i i  k i l äi  c ,    
schweizerischen Strafrechts. Im Strafgesetzbuch ist der Schuldgrundsatz 
zwar nicht allgemein festgehalten, ihm tragen aber einzelne Bestimmungen 
Rechnung. So sagt Art. 47 Abs. 1 CH-StGB immerhin ausdrücklich, dass das 
Mass der Strafe dem Verschulden des Täters zu entsprechen habe.149 Ferner 
ist auch die Schuldunfähigkeitsregelung des Art. 19 CH-StGB Ausdruck des 
Schulderfordernisses.150 Das Schuldprinzip ist jedoch im Gegensatz zum 
Legalitätsprinzip trotz bundesgerichtlicher Anerkennung151 nicht explizit ver-
fassungsrechtlich garantiert, da ihm kein uneingeschränkter Verfassungsrang 
beigemessen wird.152 Trotzdem gilt es als anerkannt und eine Verletzung des 
Grundsatzes wird als Willkür gewertet.153 Inwiefern das Schuldprinzip im schwei-
zerischen Strafrecht sowohl in seiner Ausprägung als Voraussetzung als auch in 
jener als Strafbegrenzung vollends verwirklicht ist, gilt zwar als umstritten,154 
149 d , AT 4. A., 33 f.; zur Verwirklichung des Schuldprinzips im Vorentwurf 
zum heutigen Schweizer StGB siehe auch E , ZStrR 1911, 167 ff.
150 Neben der Verankerung der Strafzumessungsschuld in Art. 47 und Art. 106 Abs. 3 
CH-StGB und der Schuldunfähigkeit in Art. 19 CH-StGB, können auch die Anerkennung 
 g i  é .  CH-d GB , i  H   ü  i  i  d l  é .  
CH-d GB   i  f k i  ä  H l  i  i  di i  
é .  é .   é .  é .  CH-d GB  l  é k  d l i i   
werden; vgl. H  a , N 817 ff.; G , N 115 ff.
151 Siehe z.B. BGE 123 IV 1 E. 2; BGE 116 IV 300 E. 2a; vgl. auch d  D , 156.
152 So z.B. B , BSK-StGB N 32 Vorb Art. 19; d  D , 156.
153 Siehe dazu e /N , 145; B , BSK-StGB N 31 f. Vorb Art. 19.
154 Die Botschaft zum Vorentwurf bei der Einführung des StGB behauptete, dass es sich 
i  i  i  „ i “ d l  l  l  i i    -
henden Gesetzbücher; BBl 1918 IV, 10. J á , , i   i  „ i “ 
Verwirklichung.
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dass es sich beim schweizerischen Strafrecht eindeutig um ein Schuldstrafrecht 
handelt, hingegen nicht.155
é  i  D l  l   i  g  „k i  
d   d l “ i  g ä  i  d  ü  i  Bü   
dann, wenn diesem der Vorwurf gemacht werden kann, schuldhaft gegen 
Rechtsnormen verstossen zu haben.156 Die Verankerung des Schuldprinzips 
i  i  i  D l  „F l  i  l  i li  
E i kl “.157 Als verfassungsrechtliche Grundlagen des Schuldprinzips 
l  i  é   M ü  é .  é .  D-GG    
c i i  é .  é .  D-GG .158 Das Schuldprinzip geniesst 
in Deutschland Verfassungsrang.159 Wenn auch in Deutschland gewisse 
Bestimmungen als Einschnitte in das Schuldprinzip diskutiert werden, so 
geht das deutsche Recht bei der Verwirklichung des Schuldgrundsatzes im 
europäischen Vergleich doch am weitesten.160
Auch das österreichische Strafrecht setzt für eine Strafbarkeit die Schuld 
des Täters voraus und grenzt sich damit von einem Erfolgsstrafrecht ab. 
Wenn durchaus auch umstrittene Elemente Eingang in die Rechtsordnung 
gefunden haben, handelt es sich auch bei dieser Strafrechtsordnung zwei-
fellos um ein Schuldstrafrecht.161 Das österreichische StGB bekennt sich in 
§ , §   §   d l  l l  g  l   l  M  
der Strafe und verankert das Schuldprinzip demzufolge gerade mehrfach.162 
Während das Schuldprinzip gesetzlich also explizite Grundlagen findet, 
155 So z.B. E , ZStrR 1911, 181; kü , SJZ 1919, 337; d , 21; anders aber z.B. 
G , ZStrR 1946, 371, der noch meinte, es entspreche nicht dem Geist des StGB, wenn 
man es als reines Schuldstrafrecht bezeichnen würde.
156 F , Schuldprinzip, 14; K  é , Schuldprinzip, 187 ff., 196, 208.
157 So B , 175. Entsprechend sei der Grundsatz durch den Grossen Senat in BGHSt 2, 194, 
200, ausdrücklich anerkannt worden; siehe dazu auch e , 20.
158 F , Schuldprinzip, 18; L , 386 f.; J á , 91 f. und 94; e , 54 f.; D /
Hö , 24.
159 Anstatt vieler E , d/d-d GB N  . g  §§  .; c , dK-d GB N  g  § .
160 So anstatt vieler z.B. e , 54 f. Das Schuldprinzip gilt entsprechend sowohl im 
K i i l  l   i  O i i k i  i ä k ; i  
dazu auch BVerfGE 20, 323, 326 ff. Entsprechend sei auch eine strict liability-Doktrin 
wie im angelsächsischen Rechtsraum in Deutschland undenkbar und werde kategorisch 
abgelehnt; so D /Hö , 23; B /c , Mens Rea, 154.
161 J á , 128; B , 1 ff., nennt als Reste einer Erfolgshaftung z.B. die objektiven 
Strafbarkeitsbedingungen.
162 B , 4; e , 56; F , Kap. 2 N 25.
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tut es dies verfassungsrechtlich zwar nur implizit, geniesst aber dennoch 
Verfassungsrang.163 In den nicht-deutschsprachigen Rechtsordnungen 
Kontinentaleuropas ist das Schuldprinzip ebenso Kern der Strafrechtslehre, 
auch wenn dessen Verankerung nicht überall gleich prominent 
ä l i èi .164
III.  d    e   
ä  c
. A l ä i  d i i
D  l ä i  d  i è   i  g l i   j i  i  
i  c è  i  k  ll . i  Ü l  
orientiert, sondern vielmehr pragmatischen Ansätzen verpflichtet.165 Damit 
163 e , 248; J á , 128; K , ÖJZ 1987, 677 ff.; e , hK-d GB §  N  
ff., geht hingegen nur von einer beschränkten verfassungsrechtlichen Absicherung des 
Schuldgrundsatzes aus.
164 So gestaltet sich die Situation z.B. in Frankreich etwas uneinheitlich und die Ausarbeitung 
des sog. „élement moral“ im Rahmen der Verbrechenslehre ist bis heute Gegenstand von 
f kl i . e   B i   é .  é .  F-Ca, l   é l   
g li k i  i i  d ö  l , i  i  i  d  
von 1994 keine klare Verankerung des Schuldprinzips. Trotzdem handelt es sich auch in 
Frankreich grundsätzlich um ein Schuldstrafrecht. Allerdings werden insb. im Bereich 
des Wirtschaftsstrafrechts sog. ,,intractions matérielles“ zugelassen, welche nur ein 
i ä k  g l i  . v li  i i li  i  
sich das Bild in Italien: Auch wenn das Schuldprinzip für das Verwaltungsstrafrecht 
nicht uneingeschränkt gilt, so ist es doch seit 1988 für das Kriminalstrafrecht expli-
zit verfassungsgerichtlich garantiert. So hat das Verfassungsgericht in Bezug auf 
c i ü è    G l  i  é .  I-Caè  l ,  i  
Nichtanerkennung unvermeidbarer Verbotsirrtümer gegen das Schuldprinzip verstosse, 
l  i  B i  i  i  F  i   i C  C i i l , 
d  N. / . O l  a i i  i  i  L i i  ll i  G l  
, k   i li i  d  ll i  i  F  i  „ j k-
i  g li k i “,  ä  kö li  B il   k  i, 
dass das Schuldprinzip dennoch nicht in vollem Umfang zum Tragen komme; J á , 
185; e , 62 und 71 f.; g , GA 1998, 133 f.; a ü /é /N , I, 225; 
J , I, 305; siehe zu den angesprochenen Lockerungen des Schuldprinzips in diesen 
beiden Rechtsordnungen auch S. 344 Fn. 1699 und 1700.
165 Anstatt vieler so z.B. B , 36.
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soll nicht gesagt sein, dass sich das Strafrecht in Kontinentaleuropa nicht 
daran orientiere oder umgekehrt, dass das Strafrecht des Common Law166 
keinen theoretischen Unterbau habe. Jedoch ist das angelsächsische Recht 
aufgrund seiner Ausgestaltung als prozessuales Recht vielmehr abhängig von 
Einzelfällen und hätte in seiner Weiterentwicklung stagniert, wenn nicht 
konkrete gerichtliche Fälle eine solche stets erzwingen würden.167 In diesen 
grundlegenden Entscheidungen gerade der obersten Gerichte wird oftmals in 
li  i  h i   „  h l   G ll  
  di i   d “ i i i , , i  i   i  i , 
gerade für die Schulddoktrin im Rahmen der strikten Verantwortlichkeit von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung ist.168 Diese Fallorientierung macht die 
Rechtsentwicklung sehr vom tatsächlichen Auftreten verschiedener Delikte 
und von prozessualen Eigenheiten abhängig.169 Da gerade in Fällen eines sog. 
guilty plea, also einer bindenden Schuldanerkennung des Angeklagten,170 
i  c  l i  i   i i ll i   I  i  J   
Rechtsbegründung in der Sache nach der Erläuterung des Rechts durch den 
Richter urteilte, fand und findet ein fundierter Rechtsdialog mit begrün-
deten Urteilen über Rechtsfragen oftmals überhaupt nur in Fällen einer 
B  . Di  d  i  i i    I l   
Einzelfallentscheidung und der demokratischen Legitimierung durch eine 
G k. hi li  d i i   i  
theoretische Aufarbeitung von Fragestellungen stiessen in der Praxis hinge-
gen oftmals auf wenig Anklang.171
166 D  B i   „Common Law“ wird verschieden verwendet. Er gelte i.d.R. als 
„K i  ü  i  c , i   i  G i  i i ä  c  -
“  i l   l  i  B i  „ l ik i  c k i “; 
so F , I, 143. In der vorliegenden Abhandlung werden die Bezeichnung Common 
Law  l ä i  c è   i  li i   i i i è   
verwendet und bezeichnen die Rechtsordnungen der entsprechenden Tradition. Dass 
die hier zur Hauptsache untersuchten Rechtsordnungen der USA und Englands zu die-
sem Rechtskreis gehören, ist unbestritten.
167 Anstatt vieler z.B. d , 286 f.; d  N , §  .; Hö , 7 Fn. 10.
168 Bä , 19 mit Verweis auf State v. O’Neil,  I  ,  .
169 Als eine Gemeinsamkeit der Common Law-Rechtsordnungen gilt diese gerichtliche 
Entscheidungsfindung anhand von Präzedenzfällen, aber auch das kontradiktorische 
Verfahren nicht nur des Zivil-, sondern auch des Strafprozesses unter der Geltung der 
Verhandlungsmaxime; so F , I, 141 f.
170 h , ZStW 1981, 196.
171 d , 286 f.
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Die Tradition des Common Law ist jedoch vielseitig und lässt sich anhand 
 li  „M “172 gut nachzeichnen. Ashworth unter-
scheidet dabei drei Entwicklungsphasen: Im 17. und 18. Jahrhundert sei das 
d    e il  i i   i  i l   
die theoretischen Werke von Rechtsgelehrten wie Sir Edward Coke oder Sir 
William Blackstone gewesen. Im 19. Jahrhundert habe es eine wesentliche 
Bewegung in Richtung Konsolidierung der Rechtsprechung gegeben, wel-
   i i è   i   e il  i   i -
k è  G  ü  . Di  i  Häl   . J  
i  i  k i è      l  i è  
Kodifikationsbestrebungen gestanden.173 Trotz diesen Entwicklungsphasen 
blieb der Hauptteil der Regelungen, welche in Kontinentaleuropa den zur 
H  k i i i  „éll i  e il“  d  i , 
im englischen Recht von den Regeln des Common Law und demzufolge von 
gerichtlichen Entscheidungen geleitet.174 Die historische Entwicklung des 
Schuldprinzips und des Schuldbegriffs nachzuzeichnen, gestaltet sich auch 
 i  M l  i  i  D i   General 
Parts des Strafrechts und der Einzelfallbetonung der Rechtsprechung nicht 
einfach. Die intensive Debatte rund um die subjektiven Voraussetzungen 
der Straftat hat allerdings auch in den Ländern des Common Law eine 
lange Tradition.175 Eine Vertiefung der allg. Zurechnungslehre in Austausch 
 d ik  i  i  l   k -
,   i  K k i -  d  
nicht im Mittelpunkt der pragmatisch-prozeduralen angelsächsischen 
Strafrechtstradition stehen.176
Die Strafrechtsdoktrin aller US-amerikanischer Staaten und des 
Bundesstaates selbst in einem Schema zu erfassen, scheint beinahe 
172 Siehe zur rechtsvergleichenden Einordnung der englischen Rechtsordnung allg. 
F , I, 141 f.
173 é , Handbook, 532.
174 Trotz den mittlerweile vielen, auch umfassenden statutes des englischen Rechts, haben 
die Rechtsgrundsätze des Common Law, also des nicht-kodifizierten Rechts, nach wie 
vor den gleichen Status wie Gesetze. Entsprechend kann auch zwischen Straftaten, die 
in Gesetzen normiert sind (statutory offences) und solchen, die auf ungeschriebenem 
Recht beruhen (common law offences) differenziert werden; siehe dazu F , I, 143 
und F , II, 374.
175 So z.B. d , 286 f.; siehe dazu nachfolgend S. 44 ff.
176 Siehe so z.B. g , GA 1998, 137 ff.
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hoffnungslos.177 Entsprechend muss in der Folge stets Bezug auf den gemein-
samen Kern und übergreifende Konzepte genommen werden, um den 
Versuch einer möglichst umfassenden Darstellung der untersuchten Doktrin 
 . b   i  O i i   Common Law 
steht das amerikanische Projekt des sog. Model Penal Codes. Dieser Versuch, 
ein Musterstrafgesetzbuch zu erstellen, gilt heute oftmals als Ausgangspunkt 
der Strafrechtswissenschaft, vor allem aber auch der Strafrechtslehre an 
den Universitäten.178 Der erste Entwurf dieser Kodifikation wurde zwi-
schen 1952 und 1962 aufgrund einer privaten Initiative des American Law 
Institutes erstellt.179 Der Model Penal Code entstand im Bestreben, Struktur 
i   fd-d     i l  B   i , . . 
i  i  d i i   B  e il .180 Der wichtigste Beitrag 
sei gemäss Dubber aber die Einführung eines Allgemeinen Teils gewesen, 
in welchem gerade grundlegende Konzepte der Verbrechenslehre erstmals 
eine Definition erfuhren.181 Allerdings ist die praktische Bedeutung dieses 
Werks für das US-Strafrecht umstritten und trotz dessen Einflusses auf die 
Gesetzgebung mehrerer Staaten kann keineswegs von einem einheitlichen 
US-amerikanischen Strafrecht gesprochen werden.
.  Ei ü  i  i  g l : A  c , M  
c   D
Ebenso wenig wie es im Allgemeinen nur das eine, einheitliche Common 
Law gibt, gibt es auch nicht nur eine einzige Straftatlehre der angelsächsi-
schen Rechtsordnungen.182 O l  d  i   i   H  
untersuchten Rechtsordnungen Englands183 und der USA mittlerweile 
praktisch ausschliesslich Gesetzesrecht ist, liegt den Rechtsordnungen des 
Common Law dennoch ein gemeinsamer Kern zugrunde. Die Quintessenz 
dieser gemeinsamen Tradition ist die Maxime, welche die Verbrechenslehre 
beider Rechtsordnungen leitet. Dieser Grundsatz mündet in der bereits 
177 So auch D /Hö , 174.
178 K ,  c  L.J. ,  ; D , Model Penal Code, 2.
179 Bä , 76; D , Model Penal Code, 7. Das American Law Institute ist eine private 
O i i , l  F j k  i  ik i  c  l ; c , 
Handbook, 565.
180 D , Model Penal Code, 16.
181 D , Model Penal Code, 17.
182 v li  D , Model Penal Code, 24.
183 Auch ohne explizite Nennung ist jeweils das Strafrecht Wales mitgemeint.
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erwähnten und wohl bekanntesten Formel des angelsächsischen Rechts 
„actus non facit reum nisi mens sit rea“.184 Sie ist Dreh- und Angelpunkt der 
Zurechnungs- und Schuldlehre und regelmässiger Ausgangspunkt theoreti-
scher Abhandlungen.185 Diesem Ausspruch folgend besteht die Straftat aus 
einem äusseren Handlungselement (actus reus) sowie einem inneren, geisti-
gen Element (mens rea), welche gemeinsam die positiven bzw. konstitutiven 
Elemente der Straftat im Deliktsaufbau darstellen.186 Eine Handlung alleine 
begründe danach keine Strafbarkeit, sofern beim Täter dazu nicht auch 
eine vorwerfbare innere Einstellung hinzukomme.187 Diesen beiden zentra-
len Säulen der Verantwortlichkeit, welche in ein subjektives und ein objek-
tives Element unterteilt werden, werden Verteidigungseinreden (defences) 
gegenübergestellt, welche die Verantwortung ausschliessen oder mindern 
können.188 Dieser Aufbau ist auch Ausdruck der pragmatisch-prozedura-
l  O i i  i  c i i ,   li   , 
dass die positiven Elemente im Regelfall ausnahmslos von der Anklage 
dargelegt und nach dem strengen Massstab des Ausschlusses vernünftiger 
Zweifel (proof beyond reasonable doubt) bewiesen werden müssen, während 
Verteidigungseinreden mit einer Darlegungs- oder Beweiserbringungslast 
(evidentiary burden   i ,   ll  i  insanity 
184 Gemäss Bä , 29 f., stammt der Gedanke ursprünglich aus einer Passage aus den 
„d “  Augustinus und wurde zunächst in leicht abgewandelter Form in den 
„L  H i i a i i“   M i i  . D  ll . G    
von den weltlichen Gerichten übernommen und mündete in dieser heute bekannten 
Formulierung von Sir Edward Coke; siehe dazu auch B , 596 f.; Lé , 17 Ill. L. Rev. 
,  . G ä  F , 171, war dieses sich im Mittelalter entwickelnde Konzept 
ferner eng mit den christlichen Idealen in Bezug auf die Sünde verbunden.
185 Diese lateinische Maxime bedeutete allerdings nicht immer das, was ihr heute zuge-
schrieben wird. Vielmehr war auch sie Gegenstand der historischen Entwicklung und 
von Theoriestreitigkeiten. Letzteres gerade in Bezug auf den Begriff der mens rea; so 
e ,  C.L.J. ,  . .
186 Di  é l   B il   actus reus und mens rea habe aber ergeben, dass keine 
durchgehende Trennung von objektiven und subjektiven Elementen vollzogen werden 
könne. So beinhalte der actus reus auch subjektive und die mens rea auch objektive 
Elemente; so h , 423 f. Gemäss D , Model Penal Code, 38 f., handelt es sich auch 
bei den Elementen der mens rea um Tatbestandselemente, bei denen es eigentlich nicht 
so sehr um Subjektivität gehe.
187 Anstatt vieler z.B. é , Textbook, 58.; Hö , 6; Bä , 23.
188 g , GA 1998, 136 f.; Hö , 6.
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defence, mit einer Beweislastumkehr unterschiedlicher Intensität verbunden 
sind.189
Den Begriff des actus reus, l  ä , j k i   i  
Bestandteil eines Delikts, kann man am ehesten mit dem objekti-
 e è    B i  mens rea folglich mit dem sub-
j k i  e è  l i , i    i  ü , 
diese Begriff lichkeiten auf die uns bekannte Tatbestandsmässigkeit 
zu reduzieren, da z.B. zumindest teilweise Rechtfertigungs- und 
Entschuldigungsgründe auch unter dem actus reus erfasst werden.190 Mit 
dem actus reus werden die erforderlichen Handlungs- und Verhaltensweisen 
umschrieben sowie die sonstigen äusseren Bedingungen, die gegeben 
sein müssen, damit der Anwendungsbereich des Strafrechts überhaupt 
gegeben ist.191 Der actus reus kann nicht nur in einer Handlung (act), son-
dern auch in einer Unterlassung (omission) oder einem Zustand (status/
condition) bestehen.192 Eine Entwicklung, wie sie im deutschsprachigen 
Rechtskreis mit der finalen Handlungslehre einherging, ist im angelsäch-
sischen Raum nicht erkennbar.193 Überhaupt tut sich das angelsächsische 
Strafrecht mit einer allgemeingültigen Handlungsdefinition schwer.194 
Unter den Begriff des actus reus werden alle objektiven Merkmale zusam-
mengefasst: Dazu gehören neben der Handlung auch die Kausalität sowie 
die objektive Zurechnung.195 Ein solcher strafwürdiger Akt liegt allerdings 
immer nur dann vor, wenn der Täter auch subjektiv einen strafwürdigen 
Willen gehabt habe, was im Rahmen des mens rea-Erfordernisses geprüft 
wird, welches in nachfolgenden Abschnitten noch genauer beleuchtet und 
für die vorliegende Fragestellung massgeblich ist.
189 g , GA 1998, 137 ff. Diese Beweislastumkehr gilt als Ausnahme von der 
Unschuldsvermutung, ist aber im Grundsatz verfassungsrechtlich gebilligt; siehe 
Patterson v. State of New York,  f.d.  . k  c l  i  B i l il  
im Zusammenhang mit den strict liability offences siehe S. 389 ff.
190 Hö , 7; d , 292 f.
191 So Hö , 7.
192 d , 301. Manche Autoren wie z.B. h /B , 99, verwenden deshalb 
den Begriff „external element“, um der Annahme entgegenzuwirken, der actus reus 
setzte immer eine Handlung voraus.
193 Welzels finale Handlungslehre findet in der angelsächsischen Literatur nur Erwähnung 
l  L , i  „ i   a il “ l  ; l. g , GA 1998, 137 ff.; zum 
Einfluss der finalen Handlungslehre in der deutschsprachigen Theorie siehe S. 24 ff.
194 So d , 316.
195 d , 316.
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. M  c
Grundsätzlich wird mens rea häufig als Schuldbewusstsein umschrieben 
und ist als Konzept wesentlich umstrittener als die äussere Tatseite, was die 
Autorinnen und Autoren des US-amerikanischen Model Penal Codes bzw. 
der englischen Draft Criminal Code Bill auch dazu veranlasst hat, den Begriff 
durch culpability bzw. fault zu ersetzen.196 Die Autoren des Model Penal Codes 
hätten gemäss Dubber ferner zwei Dinge festgehalten: Erstens, dass es so 
etwas wie mens rea überhaupt nicht gebe und zweitens, dass mens rea erfor-
derlich sei.197 Der lateinische Terminus wird im Englischen als guilty mind, 
d.h. also schuldiger Geist, übersetzt, sogleich wird aber regelmässig festgehal-
ten, dass sich die rechtliche Verwendung des Begriffs auf einen mental state 
hinsichtlich eines konkreten Delikts beziehe.198 Bereits hier zeigt sich, dass die 
Frage, was genau mens rea è  i  ä li    D  
  d l i è  i  i ,   l i i i  li  k -
bare Unterschiede zur Schuldlehre der deutschsprachigen Rechtsordnungen 
bestehen und die Begrifflichkeiten divergieren. Bei der Verwendung des 
Begriffs sollte deshalb zwischen mens rea i  i   di  l  l  
i  F   g   F lä i k i   mens rea in einem 
i , i  di  l  g li  ll  i  M k l , . . l  
d l  i  i   di  i  .199 Nachfolgend 
wird mens rea i.S.d. subjektiven Tatbestands, also i.S.d. Prüfungsstufe und 
nicht in einem weitergehenden allg. strafrechtlichen Schuldverständnis ver-
standen, sofern nicht explizit anders betont.
Gerade die US-amerikanischen Gesetzgeber haben sich bei der Festlegung 
 i  F   j k i  e è   l  i j i-
gen im deutschen Recht, welche sich seit jeher auf die Dichotomie von Vorsatz 
 F lä i k i  l è  . d  k   d  
des US-Bundesstaats von 1974 noch 78 verschiedene Umschreibungen für 
die mens rea, wobei sich gerade auch aufgrund der Mühen der Verfasser des 
Musterstrafgesetzbuches nun mittlerweile vier hauptsächliche Schuldformen 
durchgesetzt haben.200 Die mens rea umfasst i.d.S. nun die verschiedenen 
Stufen der subjektiven Umstände, welche beim Täter im Zeitpunkt der Tat 
196 J á , 244 f.
197 D , Model Penal Code, 38 f.
198 N , 35.
199 Siehe zu dieser Unterscheidung z.B. K , 63.
200 h , ZStW 1981, 673.
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vorliegen müssen, um eine strafrechtliche Verantwortlichkeit zu begründen.201 
Die Anforderungen an dieses sog. mental element können je nach Strafart 
variieren. Entsprechend muss bei jedem Delikt untersucht werden, welcher 
subjektive Tatbestand genau erfüllt sein muss.202 In modernen Darstellungen 
lassen sich dabei vier zentrale Stufen des Verschuldens ausmachen: intention, 
knowledge, recklessness è  j   é è  negligence.203
Die meisten schwereren Vergehen erfordern Vorsatz.204 Intention bzw. 
purpose liegt dann vor, wenn der Erfolg Ziel oder zumindest Zwischenziel 
des Handelns ist und der Täter weiss und voraussieht, dass er durch seine 
Handlung den Erfolg herbeiführen wird.205 Im Allgemeinen beinhaltet die 
mens rea die Frage nach dem Wollen, also der Frage, ob die Handlung wil-
lentlich erfolgte, und nach dem Wissen, also der Frage, ob der Täter die 
K  i  H l  k .206 Analog der deutschsprachigen 
Vorsatzlehre werden im Grundsatz also ein kognitives und ein voluntatives 
Element vorausgesetzt. Dabei bezieht sich die mens rea stets nur auf den ver-
wirklichten Lebenstatbestand, während das Bewusstsein des Täters, damit 
eine verbotene Handlung zu begehen, nicht erfasst wird. Damit ist die Frage, 
ob das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit Bestandteil des Vorsatzes ist, für das 
angelsächsische Strafrecht im negativen Sinne entschieden.207
Bei den Tatbeständen, welche nur knowledge hinsichtlich des Vorliegens 
i   ll  e ä  , i  l ,   eä  
sicher weiss, dass diese Tatumstände auch tatsächlich gegeben sind, der Täter 
den Tatbestand also wissentlich erfüllt.208 Dieses Wissen genügt dann für die 
Erfüllung der Ansprüche des subjektiven Tatbestands.209 Es handelt sich bei 
i  „hi li k i “  di   i  L  l   i  
Art dolus directus 2. Grades, während das Erfordernis einer intention mit dem 
201 d , 342 f.
202 é , Textbook, 58.
203 Anstatt vieler z.B. D , Model Penal Code, 41 ff.; Hö , 9; B , 75 Law & 
C . a . ,  ; G  d , 1; siehe auch Model Penal Code , s. 
. . G i  é i   é    i  strict liability einfach als tie-
fere Stufe des Verschuldens an; siehe dazu auch S. 80 ff.
204 é , Handbook, 536.
205 Hö , 9 f.
206 e ,  C.L.J. ,  .
207 So Bä , 25; zur Behandlung von Verbotsirrtümern im angelsächsischen Recht siehe 
auch S. 377 f.
208 Hö , 10; h , ZStW 1981, 673.
209 é , Textbook, 79.
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dolus directus 1. Grades bzw. der Absicht verglichen werden kann. Bei einer 
solchen direkten Gegenüberstellung ist allerdings stets Vorsicht geboten, da 
die detaillierten Anforderungen sich durchaus unterscheiden.210
Recklessness erfasst die bewusste grobe Fahrlässigkeit, also das bewusste 
Eingehen eines offensichtlichen und nicht zu rechtfertigenden Risikos.211 Der 
Täter muss das Risiko bei dieser schwereren Form der Fahrlässigkeit ken-
nen und es dennoch ungerechtfertigterweise eingehen.212 O   lä i  
Risiko überschritten wurde, hängt von einer Abwägung des sozialen Nutzens 
der Aktivität auf der einen und der Wahrscheinlichkeit und der Schwere 
des Schadenseintritts auf der anderen Seite ab.213 Dabei wird ein objekti-
 M      . „reasonable man“ abgestellt.214 Im 
deutschsprachigen Raum wird der Fahrlässigkeitsbegriff weiter gefasst und 
beinhaltet oft auch, was im angelsächsischen Recht erst unter negligence fal-
len würde und deshalb oft nicht strafbar wäre.215 Umgekehrt erfasst reckless-
ness auch Sachverhalte, welche im deutschsprachigen Raum oftmals bereits 
als Eventualvorsatz gewertet würden.216 Di  K i  kö  l è  
    é   M ä è  i  i  i  
den deutschen Begrifflichkeiten verglichen werden.
Bei der Verschuldensform der negligence wird bestraft, wer sich nicht an 
einen bestimmten objektiv festgesetzten Sorgfaltsmassstab hält, unabhän-
gig davon, ob er sich dem Risiko oder der Sorgfaltspflichten bewusst war.217 
O   i  i  negligence, also der unbewussten Fahrlässigkeit, um eine 
Verschuldensform handelt, ist jedoch umstritten.218 Diese Verschuldensform 
i  l    l  „k i i “ (half-way house) zwischen mens 
rea und strict liability bezeichnet.219 Da mens rea auch als Geisteshaltung (state 
210 c , 14; h , ZStW 1981, 674.
211 Hö , 11.
212 é , Handbook, 537; é , Textbook, 82.
213 é , e k, . v li  il   ü  i  i i  Di k i  ü   „ l  
ci ik “; i   .B. K   ., AT, N 729.
214 é , Textbook, 82.
215 d /a , 241.
216 Zu diesen Überschneidungen ausführlich h , ZStW 1981, 673 ff.
217 K , 63.
218 Siehe zu den verschiedenen Positionen z.B. F , 183 ff. Entsprechend dieser 
Unklarheit vermeidet wohl auch der Model Penal Code den Begriff der mens rea und 
spricht stattdessen von den „general requirements of culpability“ um danach die vier 
Verschuldensformen aufzulisten; siehe Model Penal Code , . . ; Bä , 27.
219 Z.B. h  G , 262.
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of mind) umschrieben wird, ist es streitig, ob die unbewusste Fahrlässigkeit 
überhaupt als Kategorie der mens rea angesehen werden kann.220 In der 
Tat handelt es sich bei der unbewussten Fahrlässigkeit nicht um einen 
„G i “è  ö   mens rea   i i è    i  
Abwesenheit eines solchen, der ja gerade bestraft werden soll.221 Im Vergleich 
zur strict liability wird hier jedoch auf einen inneren Zustand Bezug genom-
men: Der Täter hätte sich des Risikos bewusst sein sollen. Entsprechend wird 
durchaus ein persönlicher Vorwurf platziert. Auch bei der unbewussten 
Fahrlässigkeit wird im angelsächsischen Recht allerdings einzig ein objek-
tiver Massstab angewendet.222 Nur selten erfordern schwerere Delikte aller-
dings ausschliesslich negligence.223
Aufgrund dieser allg. Definition der inneren Tatseite ist jedoch noch nicht 
geklärt, ob z.B. auch die Zumutbarkeit oder Schuldfähigkeit Teil der mens rea 
sind. Nach der klassischen Differenzierung sind diese Umstände defences und 
folglich erst dort zu prüfen.224 Die Frage nach der Schuld des Täters ist also mit 
der mens rea alleine noch nicht zu beantworten.225
. D
Im Rahmen des vor allem auch prozessual relevanten dreigliedrigen 
Deliktsaufbaus des angelsächsischen Strafrechts wird neben den strafbe-
gründenden Elementen actus reus und mens rea geprüft, ob nicht Gründe 
ersichtlich sind, welche die Strafbarkeit ausschliessen. Diese werden in Form 
von Verteidigungseinreden (defences) vorgebracht.226 Das angelsächsische 
220 Bä , 25; Hö , 11 f.; é , Textbook, 105.
221 D , Model Penal Code, 42; K , 62 f.
222 Bä , 27. Persönliche Kapazitäten und Kompetenzen miteinzubeziehen, also einen 
subjektiven Massstab anzuwenden, wird in der klassisch pragmatischen Tradition pri-
mär deshalb abgelehnt, da dies zu Beweisschwierigkeiten führen würde; siehe dazu z.B. 
H ,  C l . L. c . ,  .
223 In einer Studie wurde z.B. festgestellt, dass es sich im Jahr 1996 in nicht einmal 5% der 
vor dem Englischen Crown Court verhandelten Fälle um Delikte mit negligence handelte; 
so é /B , 1996 Crim. L.R. 306, 308; B , 173.
224 L /h /b , 50; h , 43.
225 Anders Bä , 25, der meint, die mens rea richte sich auf die Vorwerfbarkeit der Tat und 
entspreche folglich der Schuldform im deutschen Strafrecht. Das würde allerdings kaum 
der heute herrschenden deutschen Verbrechenslehre entsprechen, da Elemente wie die 
Schuldfähigkeit anderswo geprüft werden.
226 D  B i  „g i i i “ i   B i   defences am nächsten 
zu kommen, wenn auch eine Übersetzung schwierig ist, da die deutschsprachigen 
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Strafrecht stellt dabei grundsätzlich die Vermutung der vollen Schuldfähigkeit 
auf. Entsprechend geht es bei den Eingaben im Rahmen der defences um 
die Widerlegung dieser Vermutung, weshalb diese als Einreden aufge-
fasst werden. Erst bei diesen defences werden die Fragen, welche die deut-
sche Schuldkategorie zu einem wesentlichen Teil ausmachen, überhaupt 
relevant und dies nur dann, wenn die Verteidigung sie zum Thema macht. 
Unterbleibt ein solcher Vortrag der Verteidigung, bleibt es bei der Vermutung 
der Schuldfähigkeit.227
Zwischen defences zur Rechtswidrigkeit und zur Schuld wird weder in der 
c   i   L  ä i  k  i  
bzw. sind die entsprechenden theoretischen Abhandlungen eher von beschei-
dener Praxisrelevanz.228 Die zulässigen Einreden haben sich Stück für Stück 
herausgebildet, oft bereits im Common Law, ohne dass den defences eine klare 
Kategorisierung oder ein übergreifendes Prinzip zugrunde gelegt wurde.229 
Trotzdem wird in Anerkennung der Schuld-Unrecht-Differenzierung regel-
mässig zwischen sog. justifications auf der einen und excuses auf der anderen 
Seite differenziert.230 D  ä li  f i  i  è  ä li   
 e i l i è  i  ,  i  Ei   
Unrecht der Tat negieren, während Entschuldigungen die persönliche Schuld 
des Täters für dieses Unrecht infrage stellen.231 Im Allgemeinen haben sich die 
verschiedenen Einreden allerdings ohne relevanten theoretischen Unterbau 
entwickelt, wie er in den meisten kontinentaleuropäischen Rechtsordnungen 
vorhanden ist.232 Trotzdem wurde viel Zeit in die Kategorisierung der ansons-
ten eher unübersichtlichen Anzahl von Einreden gesteckt. Dabei wird neben 
 i  i i  d   i  i i  l , 
bei welchem weitergehend zwischen justifications, excuses und exemptions 
unterschieden wird.233 Als exemptions, also Ausnahmen, werden dabei primär 
Kindesalter und Geisteskrankheit erachtet, welche nicht nur die Schuld der 
Rechtsordnungen etwas Analoges nicht kennen; siehe dazu h , 58 ff.; d , 
293. Umgekehrt gibt es in der englischen Strafrechtsterminologie keinen Begriff, der sich 
i   „d l ä i k i “ i k  l i  lä ; d , 431.
227 Dazu auch allg. C /O , 563 ff.; h /B , 56 ff.
228 Bä , 25; e , 115 und 121.
229 é , Handbook, 541.
230 Anstatt vieler z.B. K   ., 236 f.; H , O i i li i , .
231 B /c , Justifications and Excuses, 158; h /B , 56 f.; d , 87 J. 
C i . L. & C i i l  ,  ; c -B /D , 220.
232 é , Handbook, 541.
233 So z.B. die Kategorisierung von e , 115 ff.
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Tat ausschliessen würden, sondern die generelle Schuldfähigkeit.234 Gemäss 
T )sollten solche Ausnahmen aber eigentlich gar nicht als Einreden aus-
gestaltet sein, da sie die grundsätzliche Strafbarkeit verneinen und dem Täter 
i   d  . i  li  d j k li ä   ü -
den.235 Es gibt ferner auch defences, wie z.B. automatism, bei denen grundsätz-
lich nicht die Schuld verneint wird, sondern welche die Erfüllung des actus 
reus betreffen.236 Auch hier ist die Lehre allerdings nicht eindeutig.
Verschiedene rechtfertigende defences sind z.B. diejenigen des Vorliegens 
einer Zwangssituation (necessity), der Selbstverteidigung (self-defence), 
der Einwilligung (consent) oder der Befehlsbefolgung (superior orders). 
Entschuldigungen sind hingegen bspw. die Geisteskrankheit (insanity), die 
unwillentliche Berauschung (involuntary intoxication), der Nötigungsnotstand 
(duress) oder Rechts- oder Tatbestandsirrtümer (mistake/ignorance of law or 
fact).237 Dass es diese Einreden grundsätzlich gibt, heisst allerdings nicht, dass 
sie bei jedem Delikt vorgetragen und anerkannt werden können. So ist das 
Common Law bspw. sehr strikt, was die Anerkennung von Entschuldigungen 
aufgrund von Berauschung oder Irrtümern angeht.238
Als Fazit dieser kurzen Präsentation der angelsächsischen Straftatlehre 
lässt sich festhalten, dass der Schulbegriff bzw. eben mens rea oder cul-
pability nicht einheitlich definiert ist und sich die Schuldauffassung 
je nach Verständnis enger oder weiter fassen lässt, wobei eine klare 
Dichotomie des Unrechts- und des Schuldtatbestands nicht erkennbar ist 
und die Verbrechenslehre primär einer prozeduralen Logik folgt. Was den 
Schuldvorwurf im eigentlichen Sinne, d.h. die Elemente der Schuldkategorie, 
dabei genau ausmacht, divergiert also nicht nur zwischen den verschiedenen 
untersuchten Rechtsordnungen, sondern darüber hinaus auch innerhalb 
verschiedener Lehren.
234 e , 116.
235 e , 130.
236 Die Einrede des automatism betrifft die Anforderung, dass es sich bei der Tat um einen 
willentlichen Akt handeln muss. In diesen Fällen wird das Vorliegen des actus reus ver-
neint; siehe dazu z.B. é /H , Principles, 193.
237 Siehe zu den einzelnen defences übersichtlich é , Handbook, 541 ff.
238 Siehe dazu mehr auf S. 361 ff. und S. 372 ff.
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.  g k   d l i i  i  l ä i  
c
Das Schuldprinzip findet weder im englischen noch im US-amerikanischen 
Strafrecht eine positiv-rechtliche Grundlage, gilt aber trotz der z.T. gewich-
tigen Durchbrechungen, welche Gegenstand der vorliegenden Untersuchung 
sind, als eines der tragenden Rechtsprinzipien.239 Der auch als mens rea-Prinzip 
bezeichnete Grundsatz kann allerdings von der Bedeutung und dem Gehalt 
kaum mit dem Verständnis des Schuldprinzips, wie es in deutschsprachigen 
Rechtsordnungen vorherrscht, verglichen werden.240 Das Erfordernis einer 
inneren Tatseite wurde bislang auch nicht als verfassungsrechtlich unab-
dingbares Element der Strafbarkeit anerkannt.241 Der amerikanische Supreme 
Court hat mehrfach festgehalten, dass mens rea zwar ein wichtiges Erfordernis 
sei, allerdings kein verfassungsrechtlich Garantiertes, „except sometimes“.242 
Dieser Zusatz hat in der Folge selbstverständlich zu einem bis heute uner-
füllten Klärungsbedürfnis geführt. Gerade das prominente Vorhandensein 
der strict liability offences stellt unbestritten eine Beschränkung der Geltung 
des Schuldprinzips dar. Da kein einheitliches Konzept in Bezug auf das 
Schulderfordernis bzw. das Erfordernis des subjektiven Tatbestands vorliegt, 
muss für jedes Gesetz bzw. jedes Delikt separat bestimmt werden, was für 
Ansprüche an die innere Tatseite gestellt sind. In den USA hat der Supreme 
Court dafür eine Reihe an Vermutungen und Hilfestellungen entwickelt um 
im Einzelfall mittels Auslegung festzustellen, ob überhaupt und welche Form 
der mens rea verlangt ist.243
G  i i  G ü ll  i   „d l i i “, i  i   i  
vorangegangenen Kapitel für die deutschsprachigen Rechtsordnungen defi-
niert haben, ist es wichtig, den Gehalt der analogen Prinzipien des Common 
Law auf ihre Vergleichbarkeit hin zu überprüfen. Entsprechend ist auch hier 
von Relevanz, ob von Schuld im engeren oder im weiteren Sinne ausgegan-
gen wird, ob also nur die Schuldausschlussgründe bzw. Entschuldigungen 
i   H   i  defences ü     i  
 B i ä i  i.d. ll  i  M k l  l   
239 Dazu z.B. g , GA 1998, 127 ff.
240 So auch d , 481 f.
241 h , 439 mit Verweis auf P ) .)T ,  f.d. ,  . .
242 D /Hö , 102; d  c ,  B.C. L. c . ,  ; i    
ausführlich a , 1962 Sup. Ct. Rev. 107; d /H ,  B . C i . L. c .  .
243 e , d .
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 j k i  e   i .244 Das Verständnis von 
mens rea unterscheidet sich also auch danach, welche Prüfungsstufen mit-
i  i     d l  i  i  „ k i i  di “ l  l  
g li  i  e   i  i  „ i  di “ l  l  
g k i  i  e  i  i .245 Wenig hilfreich sind dabei 
auch die terminologischen Wirren in diesem Bereich. Ab und zu wird in die-
sem Zusammenhang von culpability oder responsibility, dann wieder von 
guilt, fault oder blameworthiness gesprochen, währenddem das Gemeinte 
nicht weniger divergiert. Einen Unterschied zwischen mens rea principle und 
fault principle macht auch schon Hart aus, wenn er festhält, dass sich diese 
zwar unterscheiden, aber dennoch einem gemeinsamen Sinn dienen: So solle 
das Strafrecht Entschuldigung und Rechtfertigung genauso erlauben, wie es 
den subjektiven Tatbestand verlangt, um sicherzustellen, dass Täter eine faire 
Möglichkeit haben, der Strafbarkeit planbar zu begegnen. Dies gebiete bereits 
die rule of law.246 Es wird also auch im angelsächsischen Rechtsraum zwischen 
Schuldprinzip i.w.S. und i.e.S. und zwischen mens rea und blameworthiness 
unterschieden, wobei Letzteres eine normative Wertung enthalte.247
Als einen relevanten Ausfluss des Schuldprinzips wird das sog. proportio-
nality principle bezeichnet, welches als Prüfstein der Strafzumessung gilt und 
das Schuldprinzip i.S.d. Strafzumessungsschuld normiert. Die Strafe soll in 
einem angemessenen Verhältnis zum Fehlverhalten und zum persönlichen 
Vorwurf stehen und Schuld soll demnach Strafe limitieren.248 Die verschie-
denen Strafzwecke sollen entsprechend nur innerhalb dieses Parameters zur 
Anwendung gelangen.249 Genau wie in der deutschsprachigen Literatur wird 
dieser limitierende Faktor primär damit legitimiert, dass er einen Schutz gegen 
den Missbrauch der Strafgewalt durch den Staat und gegen überbordende 
Freiheitseinschränkungen biete. Neben dem Proportionalitätsprinzip sind 
in der angelsächsischen Lehre im Zusammenhang mit dem Schuldgrundsatz 
auch das principle of correspondence und das principle of concurrence von 
Bedeutung und werden im Rahmen der strict liability-Debatte noch genauer 
244 So auch D /Hö , 109.
245 v li  K , 64 f.; M  é ,  H . L. c . ,  . .
246 Siehe G  J , Wrongs and Faults, 71 über die Position von H , Punishment 
 c i ili ,  .
247 So z.B. é ,  M . L. c . ,  .
248 B ,  L  & C . a . ,  .
249 é , Handbook, 535.
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zu diskutieren sein.250 Gemäss ersterem ist grundsätzlich hinsichtlich jedes 
objektiven Tatbestandsmerkmals ein hierauf bezogenes subjektives Element 
erforderlich. Letzteres legt fest, dass die innere Tatseite zur selben Zeit vor-
liegen muss, in der auch der objektive Tatbestand verwirklicht wird.251 Trotz 
dieser durchaus nicht zu leugnenden Prinzipienorientierung auch der eng-
lischsprachigen Doktrin muss dennoch bereits jetzt relativiert werden, dass 
die Bedeutung des Schuldprinzips nicht im gleichen Ausmass ausgeprägt 
ist, wie dies in anderen Rechtsordnungen der Fall ist und entsprechend 
Einschnitten in das Schuldprinzip auch regelmässig nicht mit der gleichen 
Sensibilität und Abwehrhaltung begegnet wird.
. d i  Li ili  l  A    c l
Grundsätzlich gelten also auch im angelsächsischen Recht die allg. 
Voraussetzungen der Strafbarkeit. Das bedeutet, grundsätzlich muss Vorsatz 
oder Fahrlässigkeit in Bezug auf die objektiven Tatbestandsmerkmale vor-
liegen, es besteht die Möglichkeit ausreichender Verteidigungseinreden wie 
bei Schuldunfähigkeit oder Tatbestandsirrtümern und nur ein guilty mind 
kann eine Strafe legitimieren. Soweit die Theorie. „T ) ) ) ) -
cated, of course“, meint Brown allerdings äusserst treffend.252 Denn es gibt in 
den Common Law-Rechtsordnungen nicht zu vernachlässigende und zuhauf 
auftretende Durchbrechungen des mens rea- und des Schuldprinzips, die sog. 
strict liability offences. Die detaillierte Erfassung der strict liability, wie sie 
genau definiert wird und was alles dazuzählt, ist umstritten und Gegenstand 
zahlreicher Abhandlungen. Bevor in den nächsten Kapiteln und im Verlauf 
dieser Abhandlung Definitions- und Kategorisierungsversuche, vor allem 
  i  é l   L i i i ,  é i    
Deliktskonstruktionen vorgenommen werden, soll zunächst kurz umrissen 
werden, wie sich diese strikte Verantwortlichkeit mehr und mehr ausbreiten 
konnte und bis heute fester und prominenter Bestandteil der englischen und 
US-amerikanischen Rechtsordnungen ist.
Für die weitere Untersuchung von Relevanz ist neben dieser Feststellung eines 
Pluralismus der Schuldkonzeptionen jedoch, dass Schuld als Voraussetzung 
der Strafe und damit das Schuldprinzip grundsätzlich in allen untersuchten 
Rechtsordnungen Geltung beansprucht. Einen wesentlichen Einschnitt, den 
250 S. 223 ff. und S. 235 ff.
251 Hö , 9; F , III, 673.
252 B ,  L  & C . a . ,  .
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wohl wesentlichsten in modernen westlichen Strafrechtsordnungen, erfährt 
das Schuldprinzip allerdings im Rahmen der strict liability-Doktrin des 
l ä i  d . Di  i i  i  l  „d k i  
 g l “ i l  c i  ü   i  d k i   
 ll  N i   ö li  d l è  l    i  
„ ik “ g li k i . E  l  i  i  i  é i   i  
Geltung des Schuldprinzips von hoher Praxisrelevanz für die angelsächsi-
schen Rechtsordnungen. Um was es sich bei diesem Phänomen genau han-
delt, was strikte Verantwortlichkeit i.d.S. bedeutet und wo die strict liability 
überall Anwendung findet, soll nachfolgend zunächst einführend umrissen 
werden. Klar ist bereits jetzt, dass sich gerade im Zusammenhang mit der 
strict liability, aber auch im Rechtsvergleich der Schuldlehren, die Variabilität 
des Schuldbegriffs, des Schuldprinzips und damit auch des Schuldvorwurfs 
im Strafrecht offenbart, welcher nur mit einer einheitlichen und stringenten 
é l    k .
Die Verbreitung dieses Phänomens kann aber bereits zu diesem Zeitpunkt 
zum Schluss führen, dass das Schuldprinzip in den anglo-amerikanischen 
Rechtsordnungen zwar grundsätzlich Geltung beansprucht, dass es aber 
Durchbrechungen von hoher und nicht zu vernachlässigender Praxisrelevanz 
gibt. Bei der strict liability handelt es sich also um die Ausnahme von der Regel, 
allerdings um eine Ausnahme, wie sie deutschsprachigen Rechtsordnungen 
in diesem Ausmass deutlich fremd ist.
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K i l :  d i  Li ili  l  
Angriff auf das 
d l i i
I.  D  d  L   ä  
d
. B i li  hi   i  d i  Li ili
Argumente, Legitimation und Anwendungsbereiche der strict liability kön-
nen kaum sinnvoll evaluiert werden, solange das Begriffsverständnis nicht 
geklärt ist.253 Die Definitionsversuche verschiedener Autorinnen und Autoren 
divergieren allerdings beträchtlich und der Begriff wird in der strafrechtli-
chen Literatur kaum einheitlich verwendet.254 Einig ist man sich nur darüber, 
dass kein Konsens vorherrscht und dass es keine klare Übereinstimmung 
i ,   i  d k i  l  „ ik “  kl i i i  .255
Strict criminal liability wird, wie bereits erwähnt, oftmals vereinfacht als 
Verantwortlichkeit ohne Schuldnachweis bezeichnet oder schlichtweg als 
Verantwortlichkeit, welche keinen schuldhaften state of mind erfordere.256 
I.d.S. sei die strikte Verantwortlichkeit eine Strafbarkeit in Abwesenheit 
von Vorsatz oder Fahrlässigkeit bzw. eine, bei welchem das Vorliegen die-
ses subjektiven Tatbestands nicht von Relevanz sei.257 Diese Definition der 
strict liability als Verantwortlichkeit ohne jegliches Verschulden wird jedoch 
253 So auch h ,  d . L. c . ,  .
254 Vgl. auch G  d , 2.
255 Anstatt vieler z.B. H ,  C . J. L. & J i  ,  ; L , 78 
C ll L. c . ,  ; é /H , 160.
256 So z.B. bei D , d i  Li ili , ; J , 1518.
257 d ,  J. C i . L. & C i i l  ,  .
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weitgehend abgelehnt.258 Der gebräuchlichere Definitionsvorschlag ist 
enger und entsprechend präziser und lautet dahingehend, dass es sich bei 
der strict liability um Delikte handle, bei welchen für mind. ein objektives 
Tatbestandsmerkmal (material element)259 kein korrespondierender subjek-
tiver Tatbestand nachgewiesen werden müsse.260 Auch der amerikanische 
Model Penal Code folgt dieser engen Definition.261 So seien demzufolge diese 
Delikte deshalb substantiell strikt, da sie die Verurteilung eines Täters auch 
dann ermöglichen würden, wenn ihn nicht in Hinblick auf alle äusseren 
Tatbestandsmerkmale des entsprechenden Vergehens ein Verschulden tref-
fe.262 Di  El , ü  l  k i  j k i  a  l  i è  -
l  B l i ä    e l è    l  i  strict 
liability elements bezeichnet.263
Was genau darunter zu verstehen ist bzw. was alles darunter fällt, ist hin-
gegen bereits wieder Gegenstand von Kontroversen.264 Wie in den später zu 
i k i  g , i  „g i i   strict liability“ abzubilden, 
deutlich wird, kann die Doktrin verschieden ausgelegt werden und bein-
haltet je nach Auslegung die verschiedensten Formen von Lockerungen des 
258 So z.B. H ,  C . J. L. & J i  ,   i   Hi i ,   -
gradig unwahrscheinlich sei, dass das angelsächsiche Recht jemals einen Täter bestraft 
habe, der gänzlich ohne Schuld war. Diese Variante der strict liability existiere in der rea-
len Welt nicht. Entsprechend sei ein Konzept dieser Doktrin, welches kein Gegenstück 
in der Praxis habe von keinem Nutzen.
259 Gemäss Model Penal Code handelt es sich immer dann um ein solches material element, 
wenn sich das Tatbestandsmerkmal nicht auf die Verjährungsfrist, die Gerichtsbarkeit 
oder den Gerichtsstand bezieht oder wenn das Element nicht mit dem Übel oder der 
Tathandlung in Zusammenhang steht, welche durch die in Frage stehende Bestimmung 
pönalisiert werden soll bzw. mit den für jenes Delikt zulässigen Entschuldigungen und 
Rechtfertigungen; so die Definition im Model Penal Code , . . .
260 d , I  d i  Li ili  él  h ?, ; G  d , 2; D , d i  Li ili , 
125; ders., Answering for Crime, 233; é /H , 160 f.; d /a , 
238; K   ., 227; J , 122. Es spielt keine Rolle, was eine Prüfung der 
i  e i  i  B   i  El   ü   i  G i  
i  i  i  Fäll  l  i  lä i ;  M  é , 223 Harv. L. Rev. 828, 830 
. éll i  i  i  i  D i i i   Model Penal Codes etwas weitergehend 
auf alle Bestimmungen, in denen der Staat selbst nicht mind. negligence in Bezug auf 
jedes objektive Element nachweisen muss und äussert sich nicht zur Möglichkeit eines 
Gegenbeweises; siehe Model Penal Code , s. 2.05.
261 Model Penal Code , s. 2.05.
262 d , I  d i  Li ili  él  h ?, .
263 d /a , 238.
264 Siehe zu den verschiedenen Kategorisierungsversuchen ausführlich S. 313 ff.
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Schuldprinzips. Es soll aber bereits jetzt deutlich werden, dass es sich bei der 
strict liability i    i  „d k i   j li  g l “ 
handelt, da doch in aller Regel das Vorliegen einer inneren Tatseite ver-
langt wird. Das Verschulden muss sich vielmehr nur nicht auf den gesam-
ten Tatbestand erstrecken. Die strict liability gilt nach dieser mehrheitlich 
vertretenen Definition also als ein Prinzip, nach welchem Vorsatz und 
F lä i k i  k i  ll ä li  „ i ll  k “  -
den Delikts sind und folglich Einschnitte in die Geltung des Schuldprinzips 
in Kauf genommen werden.265 D ü  i  k  i è   i -
 i  g ä i  ll i  ä  l  è  l  
d k i   , i   l  „ ik “ i ,  i i   
reduzierte Nachweiserfordernisse im Rahmen des subjektiven Tatbestands 
  d l  i. .d. ll  ,  l  „ “ -  il  
wird als bei Befolgung der üblicherweise geltenden Straftatlehre.
A )     pure strict liability è  sei hingegen gemäss 
mehrheitlich vorherrschendem Verständnis dann gegeben, wenn ein Vergehen 
wirklich keinerlei Nachweis einer inneren Tatseite erfordere.266 Eine solche 
absolute Verantwortlichkeit, bei welchem die Strafbarkeit überhaupt kein 
Verschulden erfordert, kommt in der Realität selten bis gar nie vor.267 Um eine 
strikte und nicht eine absolute Verantwortlichkeit handle es sich auch dann, 
wenn die Schuld zwar nicht nachgewiesen werden müsse, aber immerhin im 
Rahmen einer defence der Gegenbeweis möglich sei, z.B. indem ausreichende 
Sorgfalt (due diligence) vorgebracht werden könne.268
Es zeigt sich bereits hier, dass es sich bei der strikten Verantwortlichkeit 
i   i  „éll - -Ni “-a ä  l    i  i -
fach Strafbarkeit aufgrund eines Schuldvorwurfs und Strafbarkeit ohne 
jeden Schuldvorwurf gibt. Vielmehr geht es regelmässig um Fragen der 
Proportionalität, welche das Schuldprinzip i.S.d. Strafzumessungsschuld 
betreffen. Die Wahrung des Verhältnisses zwischen dem Verschulden des 
Täters und der ausgesprochenen Strafe gilt als Grundlage des geltenden 
265 C ,  M . L. c . ,  .
266 c , 152; é , Textbook, 108; D , Answering for Crime, 232; d   ., 
194; J , 124; K   ., 236; G  d , 3; zur absolute liability als 
Extrembeispiel siehe S. 333 ff.
267 G , 343; D , d i  Li ili , ; ders., Answering for Crime, 232; siehe jedoch die 
Beispiele auf S. 333 ff.
268 So D , d i  Li ili , ; d   ., 173.
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Strafrechtsverständnisses.269 Wenn nun im Rahmen der hier untersuchten 
Delikte Personen verurteilt werden, obwohl sie deutlich weniger Schuld trifft 
als einen anderen Täter, welcher dieses Verschulden aufweist, und für beide 
 i  l i  d   i , l i   è   .B. 
gemäss H    i  i  g    d l i i   l li  i  
strikten, bzw. eben strikteren Verantwortlichkeit.270
Diese begrifflichen Unklarheiten bleiben nicht ohne Bedeutung für die 
i  é l . E   i  L   l  
Jahrzehnte die verschiedensten Kategorisierungsversuche unternommen. 
Einerseits wurde versucht, den strict liability offences eine eigene Grundlage 
i.d. i  i  D lik k i  è   l i   , -
rerseits wurden die verschiedenen Arten der Lockerungen des Schuldprinzips, 
. . i  g i i   D k i ,  i  M  l i   
in verschiedene Kategorien unterteilt. Auf diese Vorschläge wird noch aus-
führlich zurückzukommen sein.271 Festgehalten werden kann bereits jetzt, 
dass diese uneinheitliche Verwendung der Terminologie die Komplexität des 
a ä     i  ä i  é l   l , i  D k i  
hinsichtlich ihres Gehalts zu bewerten.
.  Hi i  E i kl   H k   d i  
Li ili  O
Die Wurzeln der strict liability-Doktrin werden i.d.R. auf die Mitte des 
19. Jahrhunderts zurückgeführt.272 Primär die Entscheidung Regina v. 
Woodrow273 von 1846 wird in England als Abkehr von der vorangehen-
den Lehre und damit als Ausgangspunkt einer neuen Entwicklung 
269 Siehe dazu S. 238 ff.
270 H ,  C . J. L. & J i  ,  .
271 S. 313 ff.
272 d ,  C l . L. c . ,  ; d , 374 f.; Hö , 25; d  N , 
§  .; G /B ,  é . C i . L. c . ,  ; h , 241; d  
c ,  B.C. L. c . ,  . D i  i  i   F   strict liability, wie 
sie heute diskutiert wird, gemeint. Selbstverständlich gab es bereits in früheren Zeiten 
diverse Formen von strikter Verantwortlichkeit und Erfolgshaftungen; siehe zur weiter 
zurückliegenden historischen Entwicklung des mens rea-Erfordernisses im angelsächsi-
schen Recht auch allg. G  M , 1993 Utah L. Rev. 635, 635 ff., insb. 651 ff.
273 R. v. Woodrow [ ]  M. & h ,  Ec  E . .
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gesehen.274 Die mit der Industrialisierung einhergehende starke Zunahme 
des Regulierungsbedürfnisses aufgrund negativer Begleiterscheinungen 
führte in der Folge zu einer deutlichen Ausbreitung der Strafgesetzgebung. 
Durch die Industrialisierung entstand ein erhöhtes Bedürfnis, das Strafrecht 
nicht mehr nur zur Wahrung von Individual- sondern zunehmend auch von 
Kollektivinteressen einzusetzen und die Allgemeinheit vor den neu geschaf-
fenen Risiken zu schützen, was eine schnell anwachsende Zahl neuer Gesetze 
mit sich brachte.275 Im Zuge dieser Entwicklung verzichteten die Gerichte 
immer häufiger auf den vollständigen Nachweis der inneren Tatseite, wenn die 
Vorschrift einen solchen nicht ausdrücklich anordnete, was primär mit prag-
matischen Argumenten legitimiert wurde.276 Aber nicht nur die Expansion des 
Regelungsgegenstands in der neuen Industriegesellschaft, sondern auch die 
Verschiebung von der reinen Bestrafung schuldhafter Schadensherbeiführung 
hin zur vermehrten Risikoorientierung des Strafrechts, welche in immer 
mehr Fahrlässigkeits- oder auch Gefährdungsdelikten resultierte, muss 
mit der hier untersuchten Doktrin in Zusammenhang gebracht werden.277 
Diese Entwicklung prägte das moderne Strafrecht, wie wir es heute kennen, 
massgeblich.
Inwiefern die Entwicklungen in Grossbritannien und den USA dabei paral-
lel verliefen, ist umstritten. Diesbezügliche Veränderungen in den USA seien, 
so z.B. Sayre, erstaunlich unabhängig von den englischen Entscheidungen 
274 Anstatt vieler z.B. b , 32; d ,  C l . L. c . ,  . ; J , 127; 
kritisch zu dieser Geschichtsschreibung Hö , 25 f. mit dem Hinweis, es habe bereits 
vorher im ungeschriebenen Common Law Vorläufer der Rechtsfigur gegeben, auch wenn 
nicht davon gesprochen werden könne, dass sie damals bereits allg. anerkannt gewesen 
sei. Auch d  G.c., 196, meint, in der Mitte des 19. Jh. sei die strict liability schon 
verbreitet gewesen. Anders d ,  J. C i . L. ,  ,  äl ,  i  
strict liability erst im späten 19. Jh. und nicht durch das besagte Urteil etabliert worden 
sei. Erst die Industrialisierung selbst habe die Figur hervorgebracht, während der vielzi-
tierte Sale of Food and Drugs Acts 1875 oder der Public Health Act 1875 noch keine strikte 
Verantwortlichkeit enthalten hätten. Diese enthielten jeweils mind. eine sog. defence 
of due diligence, also eine Einrede, dass angemessen sorgfältig verfahren wurde; vgl. 
auch d , é i i  d i  Li ili , iii; d  c , 30 B.C. L. Rev. 337, 352 
.
275 Bä , 80; G /B ,  é . C i . L. c . ,  ; d  G.c., 201; 
d ,  C l . L. c . ,  .
276 Hö , 26 und 30; zu dieser pragmatischen Legitimation siehe ferner nachfolgend 
S. 62 f. und S. 86 f.
277 v li  H ,  C l . L. c . ,  ; i    G ä lik   
S. 88 f.
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gewesen.278 Die klassische These, dass das Bedürfnis der Lockerung des 
Schuldprinzips aufgrund der Auswirkungen der Industrialisierung entstan-
den sei, wird ab und zu auch mit eben diesem Hinweis relativiert, dass die 
Entwicklung in den USA und in Grossbritannien nicht wirklich parallel ver-
laufen sei.279 Die vermehrte Durchbrechung des Schuldprinzips wird jedoch 
i.d.R. auch in den USA auf einen Wandel in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
zurückgeführt und in Zusammenhang mit der Industrialisierung bzw. einem 
damit einhergehenden sozialen und kulturellen Wandel gebracht.280 Andere 
i , i   fdé i i  E i kl  i  D k i è   
i  é   li  E i kl è  i  i ä   ö li-
che Wohl im Zentrum gestanden, sondern eher die Moral und folglich die 
Kriminalisierung von Verhaltensweisen, die als moralisch anstössig galten, 
z.B. im Zusammenhang mit Minderjährigen.281 Für diese These spricht, dass 
die Grundsätze des Schuldprinzips nicht nur im Rahmen der sog. public 
welfare offences gelockert wurden.282 Jedoch ist dies auch in England durch-
aus der Fall: So ging es z.B. bei der vielzitierten Entscheidung Prince283 aus 
dem Jahre 1875 um einen Verstoss gegen den englischen Offences Against 
the Person Act 1861, bei welchem ein unter 16 Jahre altes und unverheirate-
 Mä   O  i  E i i   . 
Durch die Strafandrohung von bis zu zwei Jahren konnte in diesem Fall 
i     i  B ll lik è  i  i  L k   -
l  i  è   .284 Auch in den USA 
beschränkte sich die strikte Verantwortlichkeit keineswegs nur auf sog. 
regulatory offences,285 sondern kam und kommt nach wie vor z.B. auch bei 
278 d ,  C l . L. c . ,  ;   .B. b , 32.
279 h , 241 f.
280 So z.B. Bä , 46; G /B ,  é . C i . L. c . ,  . ; d , 33 
C l . L. c . ,  ; i    i  é ü   G i  i  Morissette 
v. United States,  f.d. ,  . . é  l  G i il i  g i  
der Doktrin genau zurückzuführen ist, ist hier jedoch nicht ganz eindeutig; für Bä , 
48, kann der Ursprung auf die Entscheidung Commonwealth v. Boynton, 84 Mass. 160, 2 
éll    (Massachusetts) zurückgeführt werden. Der Angeklagte wurde in die-
sem Fall wegen dem Verkaufen von Alkohol verurteilt, ohne aber gewusst zu haben, dass 
das Getränk alkoholhaltig war.
281 d  c ,  B.C. L. c . ,  ; h , 241 f.
282 Zu den public welfare offences sogleich S. 71 ff.
283 Prince [1875] 2 CCR 154.
284 Hö , 27 f.
285 Zu diesem Begriff sogleich mehr auf S. 71 ff.
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Sexual- und Personenstandsdelikten zum Einsatz.286 Es kann allgemein fest-
gehalten werden, dass die US-amerikanischen Gesetzgeber und Gerichte 
die Doktrin deutlich weitergehend gewähren liessen und lassen, während 
ihre britischen Pendants die mens rea presumption wenn auch nicht durch-
gehend, so doch vermehrt hervorhoben und in den allermeisten Fällen 
zumindest Verteidigungseinreden zuliessen.287 Trotzdem könne auch in 
den USA nicht davon die Rede sein, dass Verurteilungen aufgrund von strik-
ter Verantwortlichkeit zu dieser Zeit den Normalfall darstellten oder dass 
unschuldigen Tätern keinerlei Möglichkeiten offen gestanden hätten, einer 
Strafe zu entgehen.288
Ihren Höhepunkt erreichte die strict liability-Doktrin wohl in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts.289 Allgemein ist es schwierig, eine klare Trendlinie 
auszumachen. Die Entwicklung der Entscheidungen zur strict liability war 
weder in England noch in den USA konsistent, u.a. auch deshalb, weil die 
Gerichte in den jeweiligen Einzelfällen dennoch versuchten, Fälle offensichtli-
cher Ungerechtigkeit zu vermeiden.290 Allerdings habe sich die Verbreitung der 
strict liability seit den 1970er-Jahren gemäss Singer zumindest verlangsamt.291
. I i ik i   M  c -E i
Da der Gesetzgeber meistens nicht von Beginn weg explizit festhält, ob 
es sich beim entsprechenden statute um eines mit oder ohne strict liability 
handelt, stellt sich die Frage, wie Gerichte im Laufe der Geschichte festge-
stellt haben und auch noch heute feststellen, ob es sich bei einem Delikt um 
eine solche handelt oder nicht. In den Fällen, in denen die Parlamente ihre 
Aufgabe ordentlich erfüllt haben, sollte in der Regel wenig Zweifel zurück-
bleiben, ob es sich bei einem Delikt um ein Delikt strikter Verantwortlichkeit 
handelt. Wenn mens rea erforderlich ist, ist das regelmässig explizit durch die 
g   B i  i  „ ä li “, „ ill li “  „ i li “ 
angezeigt. Umgekehrt kann auch ein Verzicht auf dieses Erfordernis explizit 
286 Bä , 52; d  G.c., 196; zu den weiteren Anwendungsbereichen siehe S. 68 ff.
287 Das gleiche gelte auch für Australien und Kanada, wo die strict liability in der zweiten 
Hälfte des 20. Jh. durch die Gerichte mehr und mehr verdrängt wurde; siehe zu den 
aktuelleren Entwicklungen in verschiedenen Common Law-Jurisdiktionen ausführlich 
d  c ,  B.C. L. c . ,  . .
288 d  c ,  B.C. L. c . ,  .
289 Hö , 29.
290 F , 185.
291 d  c ,  B.C. L. c . ,  . .
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angezeigt werden.292 Allerdings äussern sich viele Gesetzesbestimmungen 
nicht ausdrücklich über das mens rea-Erfordernis und überlassen den 
Gerichten die Entscheidung bzw. die Aufgabe, diese Frage mittels Auslegung 
zu klären.293 Diese Aufgabe erweist sich für die Gerichte oftmals als schwie-
rig, da einerseits weitgehend einheitliche Auslegungsinstrumente fehlen und 
andererseits der Gesetzgeber selten klare Prinzipien bei der Einführung von 
strict liability-Elementen zu erkennen gibt.294
Bereits früh hatten sich Gerichte deshalb mit der Frage zu beschäfti-
gen, ob sie das Schulderfordernis in ein Gesetz hineinzulesen haben, wenn 
i   G  i   ä . E  i  i  i  é l   
Geschichtsverlaufs, dass die Gerichte zunächst auch bei den statutory offen-
ces die aus den Zeiten des Common Law vertraute Auslegungsregel beibehiel-
ten, dass das mens rea-Erfordernis als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal 
immer zu berücksichtigen sei, dann aber gegen Ende des 19. und der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts gehäuft davon abkamen und die Bestimmunen 
mehr und mehr wörtlich auslegten.295 In der wegweisenden Entscheidung 
Sweet v. Parsley296 aus dem Jahr 1970 hat das englische House of Lords sodann 
die grundsätzliche Bedeutung des Schuldprinzips herausgestrichen und fer-
ner den bis heute gültigen Grundsatz aufgestellt, dass grundsätzlich eine 
Vermutung für ein vollumfängliches mens rea-Erfordernis besteht (presump-
tion of mens rea).297 Da, wo eine Bestimmung sich nicht zur inneren Tatseite 
äussere, solle also stets angenommen werden, dass das Schuldprinzip vollum-
fänglich Geltung beanspruche.298 Auch in den USA hat der oberste Gerichtshof 
einige Vermutungen zugunsten des Schuldprinzips vorgesehen, wenn auch 
nicht so eindeutige. U.a. wurde festgehalten, dass eine solche Vermutung im 
Zusammenhang mit den public welfare oder regulatory offences nicht anwend-
bar sei. Ferner wird bei der Gesetzesinterpretation regelmässig beachtet, ob 
292 é , Textbook, 110; K   ., 228. Gemäss d ,  J. C i . L. ,  , 
hat sich das Abstellen auf diesen Wortgebrauch in Hinblick auf die Eruierung des mens 
rea-Erfordernisses jedoch regelmässig als unergiebig erwiesen.
293 é , Textbook, 110.
294 B ,  L  & C . a . ,  . .
295 So Bä , 32.
296 Sweet v. Parsley [1970] AC 132; siehe eine kurze Zusammenfassung dieses Falls bei 
J , 128.
297 Hö , 29 f. In neuerer Tendenz wenden jedoch zumindest die englischen Gerichte 
die Rechtsfigur der strict liability weniger häufig an und verlangen im Zweifelsfall 
zunehmend den vollen Nachweis der mens rea; Hö , 108.
298 é , Textbook, 111.
K ) : S )L ) )A ) ) )S
62
es sich um ein Delikt des ungeschriebenen oder des geschriebenen Rechts 
handle, ob die Härte der Strafe eine strikte Verantwortlichkeit nahelege und 
ob der intendierte Gesetzeszweck eher vergeltend oder präventiv sei.299
. c i   K i ik  D k i
.  A  ü  i  d i  Li ili
Wie noch genauer zu beleuchten sein wird, wird die strict liability-Doktrin 
hauptsächlich mit Argumenten der Prävention und der Effizienz legitimiert.300 
Die immer weitere Ausdehnung der Doktrin liess sich vor allem unter dem 
Label des sog. public welfare, l   d   „ö li  h l “ leicht 
begründen.301 Neben der erhöhten Sicherheit für die Allgemeinheit, welche sich 
durch den nachgesagten abschreckenden Effekt dieser Delikte ergeben würde, 
sei ferner die Effizienz der Behörden nur so zu gewährleisten.302 Gerade in den 
B i   M li  i  ä  B ü   D k i  -
mutbar, den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden die Last aufzuerlegen, im 
Einzelfell die innere Einstellung des Täters zu berücksichtigen.303 Aber auch im 
Rahmen der Unternehmensstrafbarkeit, bei der die strikte Verantwortlichkeit 
oft vorgesehen ist, würden sich Vorteile ergeben, da sich einerseits der 
Schuldnachweis da als besonders schwierig erweise und andererseits in die-
sem Bereich speziell grosse Gefahren für die Öffentlichkeit bestehen würden. 
Hinzu komme auch die Tatsache, dass hier die strikte Verantwortlichkeit 
leichter gerechtfertigt werden könne, da Strafen für Unternehmen weniger 
Stigmatisierung mit sich bringen würden.304 Die Verteidiger der Rechtsfigur, 
darunter immerhin der amerikanische Bundesgerichtshof, halten fest, dass 
299 Siehe übersichtlich e , 2 ff. mit entsprechenden Rechtsprechungsnachweisen; 
ähnlich auch schon d ,  C l . L. c . ,  .
300 Siehe anstatt vieler den Überblick bei Hö , 60 ff. und 70 ff.; dazu auch detaillierter 
S. 86 ff.
301 So sieht z.B. h , 47 und 50 f., es als Aufgabe des Strafrechts an, sozial schädliche 
Handlungen zu verhindern. Es wäre nun absurd, wenn man bei unachtsamen, fahrlässigen 
oder auch unfallbedingten Schäden ein Auge zudrücken würde. Gerade in der modernen 
Welt werde viel mehr Schaden durch solche unbewusste Sorgfaltspflichtsverletzungen 
angerichtet als durch vorsätzliche Bosheit; kritisch zu dieser Haltung Bä , 129 f.
302 é , Textbook, 119.
303 Bä , 131; B /c , Mens Rea, 152.
304 d   ., 190.
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nur dank dieser Deliktskategorie der notwendige regulatorische Charakter des 
Strafrechts überhaupt aufrechterhalten werden könne.305
Kritiker sehen in Effizienzüberlegungen keine ausreichende 
Legitimation für einen Verzicht auf die grundlegenden Prinzipen der 
Moral und der Gerechtigkeit.306 Die pragmatische Rechtfertigung der 
strikten Verantwortlichkeit basiert hingegen auf der Position, dass die im 
Schuldprinzip zum Ausdruck kommende Gerechtigkeitsidee hinter den 
gemeinschaftlichen Interessen zurückzutreten habe und Präventions- 
und Effizienzüberlegungen in diesen Fällen höher zu gewichten seien.307 
O l  i   ll ,  i i  j k i  
festgestellten Gesetzesverstössen zumeist auch in subjektiver Hinsicht 
irgendein Verschulden vorliege und durch die strikte Verantwortlichkeit 
 i   i  „é ä   G “  k li i  
Nachweiserfordernisse verhindert werde, dass es dabei in der Praxis aber 
nur selten zu Ungerechtigkeiten komme.308 In der Tat darf bei der vorlie-
 é l  i  i   e  i  lä i  -
den, dass pragmatischen Argumenten in der angelsächsischen Rechtswelt 
viel mehr Raum eingeräumt wird als theoretischen Überlegungen. Die 
Kriminalisierung von Verhaltensweisen wird dabei regelmässig durch die 
„N i k i   é li k “ l i   ll  a i i i   
in den Hintergrund.309 Dies erklärt auch die permanente Ausweitung der 
D k i ,     i  i  l  „ li kli  N i k i “. 
E  i  i  i   li  i  K   é i  
eines kodifizierten Allgemeinen Teils des Strafrechts im angelsächsischen 
Recht, wie ihn deutschsprachige Rechtsordnungen kennen und welcher 
geradezu dazu zwingt, sich in Gesetzgebung und Rechtsprechung immer 
wieder mit grundlegenden Fragestellungen auseinanderzusetzen.310
.  K i ik   c i
In der Literatur finden sich trotz der konstanten Verbreitung der Doktrin 
zahlreiche Kritiker, gemäss welchen nicht nur die präventive Wirkung der 
305 L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  .
306 Siehe so z.B. d ,  J. C i . L. ,  .
307 B , GA 1976, 337 f.; d  c ,  B.C. L. c . ,  .
308 Hö , 20.
309 So Bä , 89.
310 h  G , 286; Bä , 89.
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strict liability zu bestreiten sei,311 sondern welche ferner eine Strafe unab-
hängig des persönlichen Verschuldens für mit den Prinzipien des Strafrechts 
unvereinbar halten.312 Die strict liability hat von der akademischen Welt prak-
tisch ausschliesslich und fortwährend harsche Kritik einstecken müssen.313 
Eine Strafbarkeit unabhängig vom persönlichen Verschulden sei weder mit 
vergeltungs- noch mit präventionsorientierten Straftheorien vereinbar und 
Verurteilungen aufgrund einer strikten Verantwortlichkeit seien darüber 
hinausgehend sogar dazu geeignet, die eigentlichen Strafzwecke zu torpedie-
ren.314 Diese Kritik ist bei den schwereren Straftaten, welche mit einem erhöh-
ten Stigma einhergehen, verschärft vorzufinden.315 Gemäss vielen Autorinnen 
und Autoren müsse aber auch im Bereich des Übertretungsstrafrechts 
das Schuldprinzip vollends eingehalten werden, da ansonsten der ein-
zigartige Charakter der strafrechtlichen Sanktion verwässert werde.316 
Auch Effizienzüberlegungen und Wirtschaftlichkeitsargumente dürften 
Grundsätze der Gerechtigkeit und der individuellen Fairness nicht zurück-
treten lassen.317 Trotz detaillierter Auseinandersetzung mit der Doktrin und 
ihren Anwendungsbereichen verbleibt im Allgemeinen eine weitläufige 
Intoleranz ihr gegenüber, vor allem bei Vertreterinnen und Vertreter der 
Strafrechtsphilosophie.318
D  l ä i  c   ä  K  „i  h  
, i  d   ik  g li k i   il “.319 
311 So z.B. von h ,  d . L. c . ,  . ; d  c , 30 B.C. L. 
c . ,  ; d   ., 192; siehe zu dieser Diskussion auch nachfolgend 
S. 86 ff.
312 So z.B. e , 73 f.; h , 255; d   ., 193.
313 M  é ,  H . L. c . ,   . .N.; L , 37 Harv. J. L. & Pub. 
a l’  ,  ; h ,  d . L. c . ,  ; d  c , 30 
B.C. L. c . ,  .  i  .
314 L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  . ; d  c , 30 B.C. L. Rev. 337, 
 ; d   ., 192.
315 So z.B. bei d , I  d i  Li ili  él  h ?, , ä   i  ik  
Verantwortlichkeit bei „stigmatic crimes“ nie zu rechtfertigen sei; oder auch schon 
bei d ,  C l . L. c . ,  ,  i   Ü   i li  
Argumentation in den Fällen der public welfare offences in den Bereich schwererer 
Straftaten bereits früh eine Gefahr erkannte.
316 So z.B. d  c ,  B.C. L. c . ,  .
317 é /H , Principles, 165.
318 H ,  C . J. L. & J i  ,   . .N.
319 Dies sei sogar im Mittelalter der Fall gewesen, als die strict liability „ “ -
sen sei; so H ,  C . J. L. & J i  ,   i  g i   G  
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E  kö  è   i  K i ik è  nicht angehen, dass es dem einzel-
nen Staatsanwalt oder der Richterin überlassen werde, im Einzelfall für 
Gerechtigkeit zu sorgen. Vielmehr müsse bereits die Gesetzesgrundlage 
die Strafbarkeitsvoraussetzungen klar definieren.320 Auch das von 
Befürwortern häufig vorgebrachte Argument der Trivialität wird bestritten. 
Gemäss diesem Argument seien die verminderten Anforderungen an die 
Strafbarkeitsvoraussetzungen aufgrund der tiefen Strafrahmen und eines 
fehlenden damit einhergehenden Stigmas zu rechtfertigen.321 Nicht nur ist 
dies allerdings nicht für alle Delikte mit strikter Verantwortlichkeit zutref-
è   k  .B.  i  felony murder rule ,322 sondern kann diese 
Argumentation der Befürworter der Doktrin auch grundsätzlich infrage 
gestellt werden: Wenn die Strafe so trivial sei, so stelle sich die Frage, ob sie 
überhaupt irgendeinen präventiven Effekt mit sich bringe und damit einen 
Nutzen, welcher eine strafrechtliche Verfolgung rechtfertigen würde.323 Strict 
liability offences i  ä   K i ik  l  „i ä  ä li “  
„i i l  l i l i   i li  F l i “.324 Wenn überhaupt, 
sei eine strikte Verantwortlichkeit nur für Bagatelldelikte tolerierbar, wobei 
auch da nicht einzusehen sei, warum nicht mindestens eine Einrede der ange-
messenen Sorgfalt (due diligence defence) vorgesehen werden könne.325
Diese auch prominent vorgebrachte Kritik hat allerdings nichts am 
Umstand geändert, dass sich die Doktrin nicht nur halten, sondern im Laufe 
der Zeit fortwährend ausbreiten konnte.326 Verschiedene Auswege aus der 
Problematik der strict liability offences werden immer wieder thematisiert: So 
werden die generelle Einführung einer Einrede angemessener Sorgfalt oder 
die Nutzbarmachung der unbewussten Fahrlässigkeit (negligence) als gangba-
rer Mittelweg vorgeschlagen.327 Andererseits könne auch anderswo angesetzt 
   L l „k i i ll“ kö  i  D lik   -
 .    „ i il “  „ i i i “ d k i   
M , 1993 Utah L. Rev. 635, 652 ff.
320 d  c ,  B.C. L. c . ,  ; L , 85.
321 So z.B. h ,  H . L. c . ,  ; k i i  ü  i  é  
d  c ,  B.C. L. c . ,  . ; Bä , 118 ff.
322 Zur felony murder rule ausführlich S. 340 ff.
323 Vgl. d  c ,  B.C. L. c . ,  .
324 So z.B. h ,  d . L. c . ,  .
325 C ,  M . L. c . ,  .
326 M  é , Constitutional Limits, 221.
327 So z.B. von d   ., 192; siehe zu dieser Diskussion auch die Reformvorschläge 
auf S. 411 ff.
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werden.328 F  i  ü ,  i  é   g i è   
im Bereich der ) )    i l   i il li  
Regelungen begegnet werden könnte, welche anderen Massstäben hinsicht-
lich des Beweises eines Verschuldens unterliegen würden.329
Während die kritische Stimmen oftmals bei der allg. Feststellung verweilen, 
dass die Verurteilung und Bestrafung Unschuldiger ungerecht sei, haben sich 
doch zahlreiche Autorinnen und Autoren damit auseinandergesetzt, ob es 
dabei Abstufungen gebe und ob die Rechtsfigur wirklich in allen Fällen nicht 
zu legitimieren sei.330 In der Tat ist es für eine Beurteilung der Legitimität 
der strikten Verantwortlichkeit unerlässlich, der Doktrin zunächst detail-
lierter auf den Grund zu gehen bzw. zu eruieren, warum sie sich in diesen 
c è    l   K i ikè   l  l-
ten konnte und ferner, inwiefern diese Lockerungen des Schuldprinzips tat-
ä li  i  G  ü  i  d ili ä   L i i i ä   d  
darstellen.331
.   g ä i k i   d i  Li ili   
g i k i  i   i i l  c
Die Frage der Verfassungsmässigkeit der strict liability offences war und ist 
sowohl in den USA als auch in Grossbritannien immer wieder Gegenstand von 
Kontroversen, zumal das Schuldprinzip grundsätzlich Geltung beansprucht. 
Der amerikanische Supreme Court hat bereits im Jahre 1910 über diese Frage 
befinden müssen.332 Das Gericht bejahte daraufhin die Vereinbarkeit der 
strikten Verantwortlichkeit mit der Verfassung und betonte, der Gesetzgeber 
 i i  l i i  O l  ü . Di  public policy 
könne solche strikte Verantwortlichkeiten erfordern, auch wenn das im 
Einzelfall hart sein könne.333 Dem dauerhaften Protest der wissenschaft-
lichen Kommentatorinnen und Kommentatoren zum Trotz, haben die 
US-amerikanischen Gerichte und Gesetzgeber die Doktrin deshalb nicht als 
verfassungswidrig und damit unanwendbar erklärt, was den Fortbestand 
328 d  c ,  B.C. L. c . ,  ;  i  g lä  i  i  
Ausführungen auf S. 106 ff.
329 K ,  f. C i. L. c . ,  .
330 So z.B. d , I  d i  Li ili  él  h ?,  .
331 D  ü li  e il  d.   i . d.  .
332 Siehe Shevlin-Carpenter Co. v. Minnesota,  f.d.  .
333 Bä , 56.
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der strict liability offences bis heute sicherte.334 Dennoch wurden der Doktrin 
gewisse Grenzen gesetzt, ohne aber die Anwendung vollständig zu untersa-
gen.335 Der amerikanische Model Penal Code löst das Problem vordergrün-
i  ,   i  „  d “ (crimes)  „Ü “ 
(violations) differenziert und strict liability nur bei letzteren zulässt.336 Auch 
das Musterstrafgesetzbuch wendet sich also nicht ganz von der Doktrin 
ab, auch wenn sich seine Verfasserinnen und Verfasser offiziell um deren 
Einschränkung bemüht hätten und sich als Verfechter des Schuldprinzips 
präsentierten.337 Auch diese grundsätzlich kritische Haltung des Model Penal 
Codes hat die Praxis jedoch nicht abgehalten, die strict liability weiterhin 
zuzulassen und keineswegs zu verbannen.338 Entsprechend bestätigt sich der 
Ei k,  i  „M “,  ll  i  h , 
eher von bescheidenem praktischem Einfluss geblieben ist, zumindest was 
die hier untersuchte Thematik betrifft.
In England hat das House of Lords das Schuldprinzip zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts erneut als verfassungsmässig garantiert verkündet.339 Allerdings 
gebe es, so Ashworth, eine lange Tradition im Finden von Ausnahmen von 
diesem Prinzip.340 Es wird auch diskutiert, ob die EMRK den britischen 
Lockerungen des Schuldprinzips Einhalt gebieten und einen restriktiven 
Effekt haben könnte.341 Inwiefern das Schuldprinzip ein unumstösslicher 
Bestandteil der europäischen Strafrechtstradition ist und durch die in Art. 
6 Abs. 2 EMRK verankerte Unschuldsvermutung garantiert ist, ist allerdings 
334 Vgl. M  é ,  H . L. c . ,  .
335 M  é ,  H . L. c . ,  . ; ders., Constitutional Limits, 221 
f.; Michaels eruiert in diesen US-amerikanischen Entscheidungen des Supreme Courts 
jedoch ein implizites Prinzip, das er „constitutional innocence“ nennt. Danach seien 
strict liability offences nur dann verfassungskonform, wenn die Erfüllung der anderen 
e k l   D lik  i   ik  g li k i   
auch schon für sich alleine genommen strafbar wären. Allerdings ist dieses Prinzip nicht 
wirklich anerkannt und die diversen Urteile zur strikten Verantwortlichkeit lassen ein 
solches kaum erkennen.
336 Siehe dazu Bä , 77 f.
337 Bä , 78 f.; d  c ,  B.C. L. c . ,  .
338 d  c ,  B.C. L. c . ,  .
339 Siehe die Urteile B v. DPP [2000] 2 AC 428 und K [2002] 1 Cr App R 121, [2002] 1 AC 462.
340 é , Handbook, 537.
341 M  é , Constitutional Limits, 236; d  G.c., 197; siehe zur Vereinbarkeit 
der Doktrin mit der EMRK auch allg. Hö , 113 ff.; K   ., 239 ff.
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umstritten.342 Auch wenn diese Bestimmung auf den ersten Blick hauptsäch-
lich die prozessuale Seite des nulla poena sine culpa-Prinzips sichert, wird 
damit trotzdem impliziert, dass nur bei Vorliegen einer strafbegründenden 
Schuld eine Strafe verhängt werden darf.343 Allerdings ist die Frage, wie weit 
dieser Schuldnachweis gehen muss, unklar und divergiert von Rechtsordnung 
zu Rechtsordnung offensichtlich deutlich. Der EGMR musste sich im Jahr 1988 
mit einem Fall344 auseinandersetzen, in dem die Vereinbarkeit einer franzö-
sischen Zollvorschrift, welche die Strafbarkeit ohne Schulderfordernis allein 
an den Besitz verbotener Ware knüpfte, mit Art. 6 Abs. 2 EMRK zu prüfen war 
und hielt grundlegend fest, dass die Unschuldsvermutung einen materiellen 
Kern enthalte, der den nationalen Gesetzgebern bei der Ausgestaltung von 
Straftatbeständen Grenzen setze. Das Gericht blieb aber in Bezug auf diese 
Grenzen eher vage.345 Dass die Umsetzung der EMRK die strict liability des 
englischen Rechts ein für allemal verbannen könnte, ist eher zu bezweifeln, 
  i  Ei l è  .B. i  c  ö  Mi è  
nicht per se unvorstellbar ist und der internationale Druck eine Entwicklung 
in diese Richtung begünstigen könnte.346
.  A i : k i  a li  h l   
Kernstrafrecht
.  Ü li k: Di  h i lä i k i   a ä
Das Phänomen der strikten Verantwortlichkeit erfasst das angelsächsische 
Recht, wie bereits ausgeführt, so weitläufig, dass eine simple Kategorisierung 
oder Fallgruppeneinteilung unmöglich scheint. Alle später noch zu 
342 Siehe dazu z.B. d , 219 f.; g , Subjektive Zurechnung, 138; d , 70 J. Crim. 
L. ,  . ; K   ., 239. Ferner könne auch das Legalitätsprinzip und 
das in Art. 7 Abs. 1 EMRK enthaltene Rückwirkungsverbot das Schuldprinzip absichern 
  é .  l  B i   li   i  „di -d l i -M “ 
Bezug; so J á , 129 f. Strict liability offences könnten zudem auch als Verstoss gegen 
é .  é .  EMcK c   i  i  g   ; e , 93 ff.
343 So J á , 129 f. Inwieweit diese Norm sich zu einem materiellen Schuldgrundsatz ver-
dichten lässt, ist jedoch nicht ganz eindeutig und umstritten; siehe dazu d , 220 ff.; 
d , In dubio pro reo, 16; F , Schuldprinzip, 89 ff.; L , 132; d , 
52 f.; é , 538 f.; e , 93 ff.
344 Salabiaku v. Frankreich, EGMR Urteil vom 7.10.1998, Serie A, Nr. 141-A.
345 d , 220 ff.
346 d  G.c., 201.
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skizzierenden Einteilungsversuche der verschiedenen Anwendungsbereiche, 
inkl. des Hinweises, es handle sich bei diesen Delikten um public welfare 
offences oder mala prohibita, schlagen angesichts der Vielzahl der als strikt 
bezeichneten Konstruktionen und der Unzulänglichkeit dieser Begriffe fehl.347 
Entsprechend scheinen Fallgruppeneinteilungen auf den ersten Blick müs-
sig.348 Wie zu zeigen sein wird, lohnt sich vielmehr eine Kategorisierung der 
verschiedenen Delikte hinsichtlich der Art der Lockerung des Schuldprinzips 
durch die jeweiligen Straftatbestände, da eine solche für die Beurteilung der 
Legitimität einen geeigneteren Raster liefern kann.349 Einen abschliessenden 
Überblick über alle Bereiche, bei denen solche Konstruktionen in den ver-
schiedenen Staaten des Common Laws zur Anwendung kommen, ist hingegen 
geradezu unmöglich. Trotzdem ist es für die Einordnung der Doktrin unum-
ä li , i  H i   i  E i  li , 
bei welchen solche strict liability offences zum Tragen kommen, gerade auch 
 i ,   i  „ i  i “ strict liability gibt.350
In Abhandlungen über die hier untersuchte Doktrin werden unweigerlich 
zahlreiche Beispiele von strict liability offences aufgelistet. Diese Beispiele 
sind i.d.R. so gewählt, dass sie einerseits einen deskriptiven, andererseits 
aber auch einen nicht zu vernachlässigenden argumentativen Nutzen auf-
weisen. Trotzdem wird von den Autorinnen und Autoren meistens auf real 
existierende Fälle verwiesen, um darzustellen, was in der realen Welt exis-
tiert und nicht lediglich auf die potenziellen Möglichkeiten der strikten 
Verantwortlichkeit.351 Entsprechend können die in Kommentaren häu-
fig angeführten Beispiele sehr wohl als Indikator für die Praxisrelevanz 
einzelner Anwendungsbereiche dienen, sind aber dennoch stets mit 
g i   i . G ä   é l   Husak gehören zum Kreise 
  i  ü  B i i l   d k lik  i  
G i i k i ü i ,  i  l i     
Kategorie der sog. public welfare offences, so z.B. der Verkauf verdorbener 
N i l   di li k i -  d l lik  i  k  
mit Minderjährigen.352 Insgesamt kann festgehalten werden, dass die strict 
347 Siehe zu dazu auch die Ausführungen auf S. 103 ff.
348 Dazu auch d , 375 f.
349 Siehe die Diskussion verschiedener Kategorisierungsversuche auf S. 313 ff.; zum hier ent-
wickelten eigenen Vorschlag siehe S. 326 ff.
350 v li   Hö , 22.
351 So auch H ,  C . J. L. & J i  ,  .
352 H ,  C . J. L. & J i  ,  .
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liability in einem Grossteil der Straftatbestände, welche das Wirtschaftsleben, 
den Verkehr oder andere öffentliche Aktivitäten reglementieren, weit verbrei-
tet ist.353
.  All i  g i   d i  Li ili
Die Meinungen darüber, wie bedeutend die Doktrin in der Rechtspraxis 
konkret ist, gehen zwar auseinander, eine weite Verbreitung des Phänomens 
ist aber offensichtlich.354 Schätzungen zum genauen Ausmass variieren z.T. 
jedoch beträchtlich. So sei die die strict liability dem englischen Kernstrafrecht 
gemäss Hörster beinahe ausnahmslos fremd.355 Viele Autoren behaupten hin-
gegen, dass gar mehr als die Hälfte aller Straftatbestände des Kernstrafrechts 
und die deutliche Mehrheit der mit kleinen Strafen bedrohten Delikte mind. 
ein strict liability-Element enthalten würden.356 Entsprechend handle es sich 
i i   „  Ei i li “,  i l   i  „G il 
 d il “.357 Diese grosse Differenz lässt sich auch damit erklä-
ren, dass das Phänomen enger oder weiter gefasst werden kann, verschiedene 
Begriffsbestimmungen vorliegen und gewisse Variationen nicht von allen 
Autorinnen und Autoren als strikte Verantwortlichkeit bezeichnet werden, 
auch wenn sie das Schuldprinzip berühren.358
Eine ähnliche Schätzung für das US-amerikanische Recht und das Recht 
der einzelnen Bundesstaaten anzustellen gestaltet sich praktisch unmög-
lich. So soll es nur schon im Bundesrecht rund 4’450 Gesetzesbestimmungen 
und mehr als 300’000 Bestimmungen in Verordnungen geben, welche ein 
Verhalten als strafbar erklären.359 Wie viele davon Elemente einer strikten 
Verantwortlichkeit enthalten, lässt sich kaum eruieren. Man kann aber eben-
falls davon ausgehen, dass diese Delikte einen relevanten Teil des Strafrechts 
ausmachen und deshalb nicht zu Unrecht Gegenstand zahlreicher politischer 
Debatten sind. Überhaupt darf die Relevanz dieser sog. mens rea debate für 
353 d  B , 29; K   ., 227.
354 h , 239.
355 Hö , 16.
356 Wobei es insgesamt rund 11’000 Straftatbestände im englischen Recht geben soll; siehe zu 
diesen Schätzungen é /B , 1996 Crim. L.R. 306, 307; é /H , 
Principles, 127 f.; B /c , Mens Rea, 152 f.; K   ., 227 Fn. 1; J , 
122.
357 So J , 122.
358 k   i  B i ä i  i  i  d.  .  i  é l   
g i i  i  e il  d.  . .
359 L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  .
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die gesamte US-amerikanische Kriminalpolitik keineswegs unterschätzt 
werden.360
.  a li  h l   c l  O
Eine gängige These besagt, dass die strict liability offences hauptsächlich im 
Bereich sog. public welfare offences, l  i D lik    „ö li  
h l“,  i . Sayre definiert in seiner vielzitierten Abhandlung 
über die Geschichte der public welfare offences diese Straftaten als Gruppe 
 „a li i lik “ (police offences)  „ö li  v i “ (crimi-
nal nuisances), welche unabhängig vom subjektiven Tatbestand des Täters 
verfolgt werden könnten.361 Bei diesen weit verbreiteten Vergehen mit nur 
geringer Strafandrohung sei es für die Gerichte leicht gewesen, über den 
Beweis des subjektiven Tatbestands hinwegzusehen und sich über die 
Interessen von Unschuldigen hinwegzusetzen.362 Sayre stellt zwei Kriterien 
auf, die eine Zuordnung eines Delikts zu dieser Kategorie erlauben würden. 
Einerseits sei der Charakter des Delikts zu begutachten: Straftaten, bei denen 
die Bestrafung und Besserung des Täters im Zentrum stünden, erforderten 
i.d.R. den Nachweis einer inneren Tatseite. Polizeidelikte mit primär regulato-
rischer Funktion könnten hingegen auch ohne Verschuldensmoment verfolgt 
werden. Das zweite Kriterium stelle die Strafandrohung dar: Werde ein hohes 
Strafmass oder sogar eine Gefängnisstrafe vorgesehen, sei der Nachweis des 
persönlichen Verschuldens unverzichtbar.363
Diese public welfare offences, welche auch als regulatory offences oder techni-
cal offences bezeichnet werden, erfordern im angelsächsischen Recht in der 
Tat regelmässig keinen vollen Nachweis der subjektiven Tatseite.364 Wie bei 
genauerer Betrachtung der Anwendungsbereiche ferner ersichtlich wird, sind 
entsprechend tatsächlich viele der ) )      i  
li li  365 zu weiten Teilen in diesem sog. regulatory law anzutref-
fen, wo der Schwerpunkt der Gesetzgebung auf der Erhaltung von Sicherheits- 
 H i ,  f l -  é i   ä li  
öffentlichen Anliegen liegt und darüber hinaus häufig auch juristische und 
360 Siehe auch nachfolgend S. 79 ff.
361 d ,  C l . L. c . ,  .
362 d ,  C l . L. c . ,  .
363 b , 101 f. über die Ausführungen von d ,  C l . L. c . ,  . .
364 N , 83; D   ., Criminalization, 3.
365 Zu den anderen Anwendungsbereichen siehe sogleich S. 76 ff.
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nicht natürliche Personen im Fokus der Strafverfolgung stehen.366 So dienten 
z.B. die Fabrikgesetze, welche den Beginn der Entwicklung der Doktrin im 
19. Jahrhunderts prägten, vor allem dem Zweck, die Arbeiter in den Fabriken 
zu schützen und die strafbare Verantwortlichkeit der Arbeitgeber zu ermög-
lichen.367 Allerdings sei die Unterscheidung zwischen public welfare offences 
und anderen Delikten gemäss Kritikern keineswegs eindeutig und könne 
demzufolge nicht als Grundlage dienen, um auf den Nachweis einer inneren 
e i   i . Di  Kl i ik i  i  D lik  l  „ l i “ 
ändere nichts am Umstand, dass es sich dabei um Strafrechtsnormen handle 
und die strikte Verantwortlichkeit deshalb illegitim sei.368
Der amerikanische Supreme Court hielt seine Beobachtung fest, dass sich 
die strict liability in weiten Teilen auf Delikte beschränke, welche vergleichs-
i  i  d   ü ,  i  K   g il  
ohne vollen Schuldnachweis schmälere.369 Es wird zur Rechtfertigung des 
Verzichts auf den Nachweis persönlicher Verantwortlichkeit weiter vorge-
bracht, eine Verurteilung wegen einer solchen regulatory offence ziehe kein 
besonderes Stigma nach sich und es werde gerade aufgrund des Verzichts 
dieses Nachweises auch kein Unwerturteil über den Täter gefällt. Die strikte 
Verantwortlichkeit wird im gleichen Atemzug regelmässig auch damit rela-
tiviert und gerechtfertigt, dass auch der durch diese Straftaten entstandene 
Schaden eher von untergeordneter Bedeutung sei, es sich also vorwiegend um 
Bagatelldelikte handle.370 Di  „I l i   e i i li ä “, l  l  i  
Zusammenhang mit der strikten Verantwortlichkeit angeführt wird, wird 
366 d  G.c., 196; K   , 227.
367 Zu dieser Entwicklung ausführlich N , 85 f., der einen Zusammenhang zwischen 
den vorherrschenden Klassenunterschieden mit der Etablierung der strict liability 
herstellt. Für die Strafverfolgungsbehörden sei es einerseits aufgrund der modernen 
Arbeitsteilung wenig vielversprechend gewesen, Unternehmern die innere Tatseite 
nachzuweisen. Andererseits sei aufgrund der sozialen Position der Fabrikeigentümer der 
Verzicht auf den stigmatisierenden Schuldnachweis und das Vorbringen des Arguments, 
es handle sich bei diesen Delikten nicht um true crimes, für Verurteilungen förderlich 
gewesen.
368 So z.B. kritisch é /H , Principles, 168.
369 So in Morissette v. United States,  f.d. ,  ; i    G /
B ,  é . C i . L. c . ,  .
370 Kritisch h ,  .;   il i  li  d  kö   „ i i l  
d k i   ll li  d i i i  ll i  k i  c  i “. F  ll  
US-Bundesstaaten hätten strict liability offences statuiert, welche Gefängnisstrafen nach 
sich ziehen können.
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dabei regelmässig mit Einzelbeispielen untermauert, die dieses Argument 
unterstützen, vernachlässigt aber, dass die Doktrin oftmals auch bei Delikten 
zur Anwendung gelangt, deren Schaden nicht minder ernsthaft ist.371 Zudem 
wird dabei vernachlässigt, dass viele Straftatbestände mit strikten Elementen 
durchaus auch hohe Strafen, dabei regelmässig auch Freiheitsstrafen, 
vorsehen.372
Entsprechend kann keineswegs die Rede davon sein, dass es sich beim 
regulatory law nur um kleine, weniger ernsthafte Vergehen handelt und 
dieser Begriff verleitet deshalb zu Unklarheiten und einer unangemesse-
nen Relativierung des Phänomens.373 Die Begriffe strict liability offences 
und public welfare offences können demzufolge, trotz der zweifelsfrei exis-
tierenden weiten Überschneidungen, nicht einfach gleichgesetzt werden.374 
Dafür spricht auch, dass die Zuordnung eines Delikts zu den public welfare 
offences l  „ i  hillkü “ i   k ,  i  
Ursachen dieser Zuordnung nicht eindeutig benannt werden können.375 Die 
Unterscheidung nach der Rechtsfolge und dem Regelungszweck, wie sie Sayre 
trifft, als Legitimation für Verstösse gegen das Schuldprinzip zu benutzen, 
ü   i è  i   a i  l   è  ki k l l : Ei  
Delikt gehöre zu den public welfare offences, weil es strikte Elemente enthalte 
und es dürfe folglich eine strict liability i ,   j  „ “   public wel-
fare offences zähle. Da zudem grundsätzlich die Pönalisierung aller Straftaten 
i  ö li  I  i   l li   „ö li  h l“ i , i  
die Begrifflichkeit ferner allgemein wenig treffend.376
Gemäss Quist sei folglich bei der Beurteilung, ob es sich um eine Straftat 
dieser Deliktskategorie handelt, auf eine andere Definition abzustellen: 
Eine public welfare offence i „ i  d , l   d  i  
Rechtsguts geschaffen wurde, das aber bei Verletzung der Strafnorm im kon-
k  F ll   ä   l   i  “.377 Er stellt damit 
in interessanter Analogie zur Begründung der Schaffung von abstrakten 
371 N , 83 f. So würden gerade auch Verstösse im Bereich des Wirtschaftsstrafrechts 
oftmals mit ernsthaften gesellschaftlichen Schäden einhergehen; so auch J , 
;  i  é i   B i i l  i   e il  d.  . .
372 d  B , 29.
373 é ,  O i  d . J. C i . L. ,  . .
374 Vgl. h ,  d . L. c . ,  ; K   ., 231.
375 So auch b , 100.
376 So auch N , 83.
377 b , 128.
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Gefährdungsdelikten auf das gesetzgeberische Motiv ab und hält fest, dass 
diese Delikte nur wegen ihrer allg. Gefährlichkeit, nicht aber wegen ihrer 
unmittelbaren Folgen bestraft würden. Daraus folge auch die verhältnismäs-
sig geringere Achtung eines Verstosses durch die Öffentlichkeit.378 O  i  
Charakteristiken dieser Deliktskategorie es rechtfertigen, auf den vollen 
Schuldnachweis zu verzichten, bleibt dabei jedoch offen.
.  d i  Li ili  i  N
Als zahlenmässig relevantester Anwendungsbereich gelten nun eben 
diese Delikte, welche unter dem Titel der public welfare offences zusam-
   i  kl i  g ö    „ö li  
h l“ .379 Di  c li  ä  i è  i  i   i -
i  é i  i  è  i ä    B ü i  l , 
neue Tätigkeitsbereiche von hoher gesellschaftlicher Relevanz durch die 
Normierung von Verhaltensweisen strafrechtlich abzusichern. Die deutliche 
Ausweitung solcher Regulierungen sei kein angelsächsisches Phänomen, doch 
aber das Absehen vom traditionellen Schulderfordernis in weiten Bereichen 
dieses Nebenstrafrechts, sofern es der Gesetzgeber nicht ausdrücklich anders 
bestimmt habe.380 Fast alle Strafbestimmungen, die ein striktes Element ent-
halten, sind neuerer Erscheinung und ergingen demzufolge aus dem moderne-
ren Gesetzesrecht. Im Bereich des weiter zurückreichenden ungeschriebenen 
Common Law waren sie hingegen nur am Rande von Bedeutung.381
In diese Kategorie modernerer public welfare offences fallen gemäss allg. 
Vorstellung Delikte, die soziale Risiken regulieren, so z.B. im Bereich des 
Umwelt- und Naturschutzes, im Strassenverkehrsrecht oder beim Verkauf von 
Nahrungsmitteln, Medikamenten, Alkohol oder Drogen.382 Weitere Beispiele 
378 b , 129.
379 h , 240.
380 b , 1 f.
381 Grundsätzlich erfordern alle Common Law offences den Nachweis einer subjekti-
ven Tatseite. Allerdings habe sich z.B. die felony murder rule bereits im Common Law 
entwickelt; vgl. J , 128; M  é ,  H . L. c . ,  ; 
siehe zur strikten Verantwortlichkeit im Common Law auch Hö , 44 ff., der als 
Ausnahmebeispiele die public nuisance ö li  v i , i  blashphemous libel 
l i  g l , i  criminal defamatory libel g l   i  cri-
minal contempt of court Mi   G i  ü ; i   i  é  
auch J , 128 f.
382 d ,  J. C i . L. ,  ; M  é , Constitutional Limits, 221; d , 
 C l . L. c . ,  .
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aus England sind z.B. der Transport von illegalen Einwanderern oder die 
Bestrafung von Eltern, deren Kinder regelmässig die Schule schwänzen.383 
Die meisten dieser Delikte betreffen also Personenkreise, welche aufgrund 
der Annahme irgendeiner Garantenstellung für die mit ihrer Tätigkeit oder 
a i i  i  ci ik  ik  li   . d  
haben diese Delikte i.d.R. etwas mit einem spezifischen Rollenverhalten 
zu tun und betreffen kaum die Allgemeinheit, sondern z.B. Händler oder 
Produzenten spezieller Produkte oder auch Personen, welche durch eine 
eä i k i  .B. é   d  i  ci ik  i .384 Diese 
Formen der Strafbarkeit haben sich im Nebenstrafrecht angelsächsischer 
Rechtsordnungen relativ parallel zur ähnlich zu erklärenden Ausbreitung der 
Gefährdungsdelikte im deutschsprachigen Recht zunehmend vermehrt.385
I   k  i  i  D lik  „  d   ö -
li  h l “   i  d k i  j i i  a    
Vertretern im US-amerikanischen Strafrecht, bei welcher die Figur der sog. 
vicarious liability ll  g li k i  ä i  l  G l  
herangezogen wird.386 Vicarious liability bedeutet dabei im Allgemeinen 
i  li  H   G ä    f  
für das strafbare Verhalten seiner Angestellten oder anderer Hilfspersonen 
im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses.387 Diese Kategorie, welche 
weitläufig der strict liability-Doktrin zugerechnet wird, stellt einen festen 
Bestandteil des Strafrechts dar und führt regelmässig zu einer sehr umfang-
reichen Verantwortlichkeit des Unternehmens für das Fehlverhalten von 
Angestellten, aber auch für anderweitig verursachte Schäden.388
Hin und wieder sind die nebenstrafrechtlichen Bestimmungen der hier 
beschriebenen regulatory offences dermassen strikt, dass nicht einmal 
der Beweis, man habe alle möglichen Sorgfaltspflichten beachtet, ent-
schuldigt.389 Es ist allerdings schwierig, eine einheitliche Doktrin für diese 
383 d ,  J. C i . L. ,  . .
384 Hö , 22; H ,  C l . L. c . ,  . .
385 Zu den Parallelen mit den Gefährdungsdelikten siehe S. 88 f.
386 Die Doktrin der vicarious liability dient hingegen nicht im Strafrecht von England 
und Wales als Grundlage der Unternehmensstrafbarkeit bzw. ist sie dort nur deutlich 
beschränkter einsetzbar; so a / , 17; h , 85; siehe zur vicarious liability aus-
führlich S. 383 ff.
387 h , 240.
388 M ö , 206 und 212.
389 H ,  C l . L. c . ,   i  g i   i  li  c  i  
Laird v. Dobell [1906] 1 KB 131 und Hobbs v. Winchester Corporation [1910] 2 KB 471.
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Deliktskategorie festzulegen, da sich diese public welfare offences auf so viele 
Bereiche erstrecken und die Arten der Lockerungen des Schuldprinzips kei-
 i i li  i , i  i   é l    i k i  
sein wird.390
.  K : di li k i -, d l-  eö lik
Neben dieser zur Hauptsache nebenstrafrechtlichen Bestimmungen spielt 
die strikte Verantwortlichkeit aber auch bei Delikten des sog. Kernstrafrechts 
mit erheblichen Sanktionsandrohungen eine nicht unbedeutende Rolle, 
was jedoch oftmals vernachlässigt wird.391 Folglich ist auch die Aussage, es 
handle sich bei strict liability offences nur um Bagatelldelikte ohne ernstli-
ches Stigma, nachweislich falsch, sind doch gerade in den USA in den mei-
sten Staaten auch in Bezug auf Straftaten, welche z.T. hohe Gefängnisstrafen 
vorsehen, Lockerungen des Schuldprinzips vorgesehen.392 Auch der Hinweis, 
es handle sich bei diesen kernstrafrechtlichen strict liability offences nur um 
„l  I l “  „ i  c lik “  i   „ i  ik -
i  d “, i  .393 An der Existenz dieser Bestimmungen 
ändert auch die Tatsache nichts, dass diese durch die Strafrechtswissenschaft 
permanent scharf kritisiert werden.394
Primär Verstösse gegen das Sexual- und Sittlichkeitsstrafrecht müssen 
hier erwähnt werden, gerade in Zusammenhang mit Delikten, welche als 
besonders moralisch verwerflich angesehen werden.395 Häufig angeführte 
Beispiele von strict liability offences betreffen entsprechend auch strafbare 
Handlungen im Zusammenhang mit Minderjährigen, vor allem im Bereich 
des Sexualstrafrechts. Einer der am prominentesten zitierten Entscheide ist 
dabei der bereits erwähnte Fall Prince396 aus dem späten 19. Jahrhundert, wel-
cher u.a. als Ursprung der Doktrin gelten kann, dass Irrtümer hinsichtlich des 
él   O  ü  i  d k i  i  l ä i  c  -
lich sind. Der Angeklagte wurde beschuldigt, ein unter 16-jähriges Mädchen 
  O  i  El     Ei ä i   El   
390 e il  d.  . .
391 K   ., 227.
392 M  é , Constitutional Limits, 221.
393 So aber b , 3.
394 Siehe dazu die Ausführungen zur Kritik an der Doktrin auf S. 42 f.
395 h , 240 und 265; Hö , 24 f.
396 Prince [1875] 2 CCR 154.
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zu haben.397 Die Verteidigung des Beschuldigten, er habe den Angaben des 
Mädchens, sie sei 18, Glauben geschenkt, wurde als irrelevant beurteilt, 
  i  l  Fäll  i    g  i i li   j k i  
e k l   él  k .398 Nachdem dieses Urteil im 20. 
Jahrhundert den Standard für Delikte mit Minderjährigen bildete, wurde die 
Entscheidung zumindest für das englische Recht im Jahre 2000 teilweise revi-
diert.399 G  ll i  l  I ü  ü   él   O ,  . 
auch über das Alter des Sexualpartners oder eines minderjährigen Kunden, 
dem Alkohol verkauft wird, infolge der Doktrin der strikten Verantwortlichkeit 
in weiten Teilen der Common Law-Rechtsordnungen jedoch nach wie vor als 
irrelevant.400 Die statutory rape gilt dabei als einschneidendstes Beispiel, da 
bei der dadurch normierten Unzucht mit Personen unter dem Schutzalter 
ebenfalls nicht der gesamte objektive Tatbestand vom subjektiven erfasst 
werden muss und die Irrelevanz von Irrtümern gerade mit Blick auf die hohe 
Strafandrohung von hoher Wichtigkeit ist.401
Im Bereich der sog. moral offences verdienen auch noch andere 
Sittlichkeits- und Personenstandsdelikte Erwähnung: Dazu gehören neben 
den bereits angesprochenen Delikten der Entführung und der Unzucht mit 
Minderjährigen auch noch die Bigamie und der Ehebruch, welche ebenfalls zu 
den strict liability offences zählen oder gezählt wurden.402 Diese Delikte, wel-
 i  ü  „ i i  M lk “ i  i ,  
oftmals damit begründet, dass das vom Täter beabsichtigte Verhalten, früher 
also z.B. der aussereheliche Geschlechtsverkehr, zwar nicht im eigentlichen 
Sinne strafbar sei, aber gleichwohl ein moralisches Übel darstelle und dass 
bereits die Ausübung eines solchen Übels für die Schuld des Täters ausreiche, 
unabhängig vom Hinzutreten nicht erkannter Umstände wie des Alters oder 
397 Dies galt als Verstoss gegen den damaligen Offences against the Person Act 1861, s. 56 
(England). Diese Bestimmung wurde später abgelöst durch diejenige im Sexual Offences 
Act 1956, s. 20 (England) und mit Inkrafttreten des Sexual Offences Act 2003 (England) 
aufgehoben; zur neueren Rechtsprechung siehe auch S. 364 f.
398 Siehe dazu d , 373 f.
399 B v. DPP [2000] 2 AC 428 und K [2002] 1 Cr App R 121, [2002] 1 AC 462; siehe d , 
é i i  d i  Li ili , i .
400 Hö , 24 f.
401 Siehe zur statutory rape die Ausführungen auf S. 362 ff.
402 Bä , 146 f.; Verstösse gegen das Verbot der Doppelehe seien allerdings seit jeher selten 
und die Strafbarkeit des Ehebruchs sei in den meisten Staaten abgeschafft worden bzw. 
werde nicht mehr verfolgt; h , 270. Diese Delikte sind für die Doktrin folglich heute 
weitgehend unbeachtlich und werden deshalb in der Folge nicht weiter erörtert.
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des Statuts der Sexualpartnerin.403 So war z.B. ein Irrtum über den Tod des 
Ehemanns bei einer erneuten Heirat nicht als Entschuldigung gestattet wor-
den.404 Die sexuelle Moral hat in diesen Fällen etablierte Strafrechtsprinzipien 
i   Hi  ü k  l   i   El    
 il i  i      l  i  é  j k i  
Strafbarkeitsbedingung behandelt, für welche keine innere Tatseite nachge-
wiesen werden muss.405
Auch im Bereich der Tötungsdelikte und damit unbestritten im Bereich 
des Kernstrafrechts gibt es Formen der strikten Verantwortlichkeit, so allem 
voran bei der misdemeanor-manslaughter rule und bei der felony murder rule 
als bekannteste Beispiele, bei denen sich weder Vorsatz noch Fahrlässigkeit 
auf alle äusseren Merkmale, vor allem nicht auf den Todeserfolg, beziehen 
muss.406 Aber z.B. auch neuere Erscheinungen wie Bestimmungen zum sog. 
drug homicide, bei der Drogendelikte mit Todesfolge als Tötungsdelikte 
behandelt werden, gehören dazu und übersteigen deutlich, was im deutsch-
i  c  l  i  „E l li ik i “ i  i , i    
Verschulden in Bezug auf den Taterfolg dabei tatsächlich völlig irrelevant.407 
Diese Delikte bringen zweifelsohne eine hohe Stigmatisierung und beacht-
liche Strafmasse mit sich, wobei sich die Verstösse gegen das Schuldprinzip 
trotz anhaltender Kritik auch im heutigen Recht weitgehend zu halten 
vermögen.
403 Bä , 150 f.
404 Diese Doktrin geht auf einen unglücklichen amerikanischen Fall aus dem Jahre 1844 
zurück. Das Gericht hatte dabei entschieden, dass sich eine Frau, welche innerhalb 
von sieben Jahren nach dem Verschwinden ihres Ehemanns erneut geheiratet hatte, 
nicht damit entschuldigen könne, dass sie vernünftigerweise vom Tod ihres ersten 
Ehemanns ausgegangen sei; siehe Commonwealth v. Mash,  M .  M .    
(Massachusetts). Gerade aufgrund der beachtlichen vorgesehenen Höchststrafen der 
Bigamie, war diese Rechtsprechung herber Kritik ausgesetzt; siehe dazu bereits d , 
 C l . L. c . ,  .
405 H ,  C l . L. c . ,  ; h  266.
406 Bä , 61; é ,  O i  d . J. C i . L. ,  ; i   ü li  
S. 340 ff.
407 H , d i  Li ili , J i   a i li ,  .; i   ll  d.  . 
  g l i  i   l li i i  D lik  d.  .
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II. k  M ä   a ä
.  Ü li k ü  ö li  A l   
Erklärungsversuche
Wie diese kurzen Ausführungen bereits gezeigt haben, ist die Geltung des 
Schuldprinzips im angelsächsischen Rechtsraum zahlreichen Relativierungen 
ausgesetzt, welche den Rechtsordnungen Deutschlands, Österreichs und der 
Schweiz in diesem Ausmass nicht bekannt sind. Die strict liability ist der-
massen tief im englischen und vor allem auch US-amerikanischen Strafrecht 
verankert, dass die Lockerungen des eigentlich in der Theorie voll aner-
kannten Schuldprinzips nicht nur als einzelne Fremdkörper bezeichnet, 
sondern vielmehr als wesensbestimmende Phänomene der Strafrechtslehre 
anerkannt werden müssen. Es stellt sich in der Folge die Frage, wie es sein 
kann, dass trotz der eigentlich etablierten Strafbarkeitsvoraussetzungen der 
allg. Verbrechenslehre und der durchgängigen Kritik aus der Wissenschaft 
kaum davon gesprochen werden kann, dass der strikten Verantwortlichkeit 
in ihrer über 100-Jährigen Beständigkeit jemals wirklich Einhalt geboten 
wurde. Es bleibt gerade mit Blick auf die Relevanz der Schuld innerhalb 
 d   ä  kl , i  i  i  li  
Unterschiede zwischen den untersuchten Rechtsordnungen erklären las-
  è    f i  i   k k  é l  
 d l l  i l   D lik è   ä li  
Differenzen in der Umsetzung des Schuldprinzips bestehen.
Fü  i  E klä  i  Di  i  i   é l  
an, ist doch das Phänomen von einer gewissen Mehrdimensionalität geprägt. 
Primäre Aufgabe dieser Abhandlung wird es sein, einen Raster und eine 
Grundlage zu finden, die strict liability-Doktrin mit Blick auf die Funktion der 
d l   l i    k i i   i   F l   i  
ein normatives Modell zu entwickeln, welches eine klare Beurteilung erlaubt. 
Diese Doktrin bietet sich dabei in besonderem Masse an, die Relevanz des 
Schuldprinzips für das Strafrecht zu untersuchen und danach zu fragen, ob 
i  ü  i  F k i i   d è   i  i  ä -
i  c l i i   a i i  i  l ä i  d è  ä -
lich von so zentraler Bedeutung ist. Umgekehrt bietet diese Frage nach der 
genauen Rolle, welche das Schuldprinzip spielt, die Möglichkeit zu beurtei-
len, wie drastisch diese Relativierungen denn überhaupt sind.
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Bevor diese Aufgabe einer grundsätzlichen Funktionsüberprüfung 
allerdings angegangen wird, ist es wichtig, mögliche Erklärungen für die 
Entwicklung und den Verbleib der Rechtsfigur der strict liability zu suchen, 
è    i  a k i è    kö , i  
es zur Etablierung dieser Doktrin kommen konnte. Dafür müssen gewisse 
Eigenheiten des angelsächsischen Rechts genauer unter die Lupe genommen 
werden, um erste Indikatoren für die vorliegende Fragestellung abzuleiten. 
Versucht man die unterschiedliche Bedeutung des Schuldprinzips rechts-
vergleichend anzugehen, bieten sich verschiedene Erklärungsvarianten an: 
Erstens sind gewisse Unterschiede in der Schuldlehre zu nennen, welche 
im Rahmen der Doktrin der strikten Verantwortlichkeit Einfluss entfalten. 
Zweitens ist die hohe Relevanz des Präventionsarguments, mit welchem 
die Doktrin zur Hauptsache legitimiert wird, zu betrachten und mit ähn-
li  é i   i  L   ll  i  
B i   G ä lik   l i . I  i  i  d i  
muss auf prozessuale Eigenheiten eingegangen werden, welche zweifels-
ohne zur Verbreitung der strikten Verantwortlichkeit beigetragen haben. 
Viertens sollen in der Folge auch gewisse grundsätzliche strafkulturelle 
Mentalitätsunterschiede angesprochen werden, um zuletzt auf die damit 
einhergehende Frage der Bedeutung und der Grenzen des Strafrechts inner-
halb der Rechtsordnungen, aber auch innerhalb der Gesellschaft allgemein 
 i k i . Di  é l  ö  , i  i  Ei li k 
i   „f i “  ik  g li k i   i   kö  
 é l k  li , i  i  D k i  i  i è   
auch aus dem Blickwinkel einer Strafrechtslehre, welcher Lockerungen 
des Schuldprinzips in diesem Ausmass nicht bekannt sind. Dieses tiefere 
Verständnis ist notwendig, wenn diese Verantwortungskonstruktionen in 
ihrem realen sozialen Gefüge erfasst und nicht nur technisch abgehandelt 
werden sollen.
.  d i  Li ili   Ei i   l ä i  
d l l
.   d i  Li ili   N li  l   
g l
Wie bereits ausgeführt, bilden die verschiedenen Vorsatzformen und die 
bewusste Fahrlässigkeit die traditionsgemässen states of mind bzw. eben 
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mentes reae der angelsächsischen Lehre.408 Dazu gesellte sich irgendwann 
die unbewusste Fahrlässigkeit, bei der ein objektiver Massstab angewendet 
wird, und bei welcher bis heute umstritten blieb, ob es sich dabei um eine 
ausreichende Form der mens rea handle.409 In der Tat gibt es Autoren, welche 
die These aufstellen, dass es sich bei der strict liability einfach um eine wei-
 g l  i.d. i  „ i i  F lä i k i “   i  
„ j k i  F l “ l .410 Allerdings gehe es dabei dann nicht um eine 
Strafbarkeit ohne Verschulden, sondern der Täter werde i.S. einer objektiven 
Zurechnung einfach am Massstab des reasonable man gemessen.411 I.d.S. sei 
die strikte Verantwortlichkeit einfach als eine andere Art der Schuld zu defi-
nieren und komme in Bereichen zum Einsatz, die aussergewöhnlich hohe 
Sorgfalt (extraordinary care) verlangten.412 Dies sei zu rechtfertigen, da sich 
der entsprechende Personenkreis durch die Ausübung gewisser Tätigkeiten 
selbst in eine Position bringen würde, aufgrund derer er die aus diesem Risiko 
allfällig resultierenden Schäden gegenüber der Allgemeinheit zu verantwor-
ten habe.413
Dieser Argumentation kann jedoch nicht gefolgt werden. Im Falle der strict 
liability i    i   F lä i k i   k i  j k i  
gesprochen, sondern die entsprechenden strikten Elemente sind schlicht-
weg nicht von Relevanz. Ferner hat der Angeklagte i.d.R. nicht einmal die 
Möglichkeit, sich mittels des Vorbringens einer Einrede der gebührenden 
Sorgfalt zu entschuldigen.414 Demzufolge kann, wenn überhaupt, davon 
gesprochen werden, dass nicht nur der Massstab des reasonable man, son-
 i l  i  „ l  M   d l “  i . Di  i -
derum bedeutet nichts anderes als eine Haftung, für welche das persönliche 
408 Die Vorsatzformen können weiter in purpose und knowledge unterteilt werden; anstatt 
vieler z.B. D , Model Penal Code, 41 f.; dazu bereits S. 44 ff.
409 Siehe z.B. h ,  d . L. c . ,  . ; é /H , 
Principles, 156; dazu bereits S. 46.
410 Bä , 84 f. mit Verweis auf die Positionen von a , Criminal Law, 801 ff.; H , 35 
ff.; ders.,  J. C i . L. & C i i l  ,  .
411 Kritisch Bä , 84 f.; D , Model Penal Code, 41 f.
412 Siehe zu den entsprechenden Parallelen zwischen der objektiven Fahrlässigkeit und der 
strikten Verantwortlichkeit d ,  J. C i . L. & C i i l  ,  .   . 
.
413 Siehe zu dieser Rechtfertigung der Doktrin d ,  J. C i . L. ,  ; 
c , 1987 Crim. L.R. 295.
414 Siehe zu den Einredemöglichkeiten S. 47 f.
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Verschulden eben nicht von Relevanz ist.415 Negligence hingegen sei gemäss 
der herkömmlichen angelsächsischen Lehre mit dem Schuldprinzip verein-
bar, solange der Fahrlässigkeitsvorwurf auf klar definierten und erkennba-
ren Sorgfaltsstandards basiere.416 Allerdings muss in diesem Zusammenhang 
erwähnt werden, dass Strafbarkeit aufgrund einer unbewussten Fahrlässigkeit 
auch deshalb im angelsächsischen Recht mehr Anlass zu Unklarheiten gibt, 
da in der Tat oftmals ein rein objektiver Massstab angewendet wird, wäh-
rend im deutschsprachigen Raum grundsätzlich auch bei der unbewussten 
Fahrlässigkeit auf die persönlichen Umstände Rücksicht genommen wird.417 
Damit soll nicht gesagt sein, dass diese im angelsächsischen Recht nicht von 
Relevanz sind. Wenn auch die noch zu diskutierenden objektivistischen 
Theorien mehr Raum erhalten, ist auch bei der negligence klar, dass ein per-
sönlicher Vorwurf erhoben wird, d.h. dem Täter also vorgeworfen wird, den 
Risiken nicht die nötige Aufmerksamkeit geschenkt zu haben.418
Die Parallelen der Rechtfertigung der strict liability  j i   j k-
i   F lä i k i  ü  ,  i  e l è   
ll  i   äl  Li è  ä i  i  l i  é  i k i   
und die Kritik an der einen oftmals eine Kritik an der anderen Rechtsfigur nach 
sich zog.419 Negligence wird dabei, wie erwähnt, regelmässig als Kompromiss 
oder Zwischenstation zwischen mens rea und strict liability offences bezeich-
net.420 Bei der negligence handle es sich, so z.B. Husak, i    „ i -
ö li  b   d l “. gi l  ü  i  g l  
gestaffelt auftreten und verschiedene Grade der Strenge repräsentieren, 
wobei im Bereich der strikten Verantwortlichkeit ebenfalls durchaus regel-
mässig nicht auf einen Schuldvorwurf verzichtet würde, sondern vielmehr 
einfach ein noch strengerer Massstab zur Anwendung gelange.421 Muss ein 
Gericht nun negligence nachweisen, wird nach dem objektiven Sorgfaltsmass 
gefragt und danach, ob dieses vom Angeklagten missachtet wurde, weshalb 
ihm der resultierende Schaden zuzurechnen sei. In der Tat geht es bei der 
unbewussten Fahrlässigkeit zwar gerade nicht darum, einen state of mind 
415 Bä , 86 f.
416 é /H , Principles, 75.
417 Siehe zu dieser subjective negligence B , German Criminal Law, 117.
418 D , Subjectivism, 19.
419 h ,  d . L. c . ,  .
420 d  c ,  B.C. L. c . ,  ; d   ., 188.
421 H ,  C . J. L. & J i  ,  . ;  Husaks Kategorisierungen der 
strikten Verantwortlichkeit siehe die detaillierte Besprechung auf S. 321 ff.
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zu eruieren, sondern im Gegenteil dessen nach objektiver Beurteilung ille-
gitime Abwesenheit.422 Dass dieser Verstoss gegen eine Sorgfaltspflicht nur 
objektiv nachgewiesen werden muss, erleichtert den Verschuldensnachweis 
beträchtlich, weshalb sich diese Verschuldensform im weiten Feld des 
Nebenstrafrechts nach und nach verbreitet hat. Auf der anderen Seite wird 
negligence auch als Ausweg aus der strict liability-Problematik vorgeschlagen: 
Wenn mindestens für alle Delikte diese Fahrlässigkeitsform nachgewiesen 
werden müsste, wäre gemäss dieser Position ein Grossteil der Problematik 
gelöst, zumindest für den Bereich der regulatory offences.423
.  d i  Li ili  i  f   d l
Den Diskussionen um das Begriffsverständnis der strict liability ist aus 
deutschsprachiger Perspektive besonders mit Blick auf die Dichotomie 
i  f   d l   l . O l i  f i  i  
angelsächsischen Raum nicht gleich viel Beachtung erhält, so ist sie für das 
Verständnis der strikten Verantwortlichkeit sehr relevant. Viele Autorinnen 
 é   „  i  F  i  i  D i “, i  Gardner 
treffend feststellt.424 Einige würden die strict liability als ein die Schuld ( fault 
oder culpability) betreffendes Phänomen verstehen, während es bei anderen 
um die strikte Verantwortlichkeit in Bezug auf den subjektiven Tatbestand 
(mens rea) ginge. Viele würden die zwei Phänomene hingegen vermischen 
bzw. annehmen, es handle sich um austauschbare Lockerungen der traditio-
nellen Verbrechenslehre. Allerdings müssten diese zwei Verständnisse durch-
aus differenziert werden: Ein Delikt könne einerseits in vollem Bewusstsein 
und mit Absicht begangen werden, ohne dass der Täter schuldhaft gehandelt 
habe. Auf der anderen Seite stünden strict liability offences, die ein Element 
des subjektiven Tatbestandes für irrelevant erklären, bei denen der Täter 
also i.d.R. schuldhaft i.e.S. gehandelt habe ohne jedoch das volle subjektive 
Unrecht zu erfüllen.425
Ein Weg, die strict liability zu erfassen, ist diesem Ansatz folgend also, zu 
unterscheiden, ob es sich bei den konkreten Fallgestaltungen um solche han-
delt, die das Unrecht (wrongdoing) oder die Schuld i.e.S. (culpability) betreffen, 
wobei allerdings auch hier nicht immer klar ist, welche Verbrechenselemente 
422 h ,  d . L. c . ,  .
423 So z.B. D , d i  Li ili , .
424 G  J , Wrongs and Faults, 68.
425 G  J , Wrongs and Faults, 68 f.; vgl. auch H , O i i li i , .
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zu welcher Kategorie gehören.426 In der Tat sind die meist diskutierten Fälle 
diejenigen, welche eigentlich eine Beeinträchtigung des mens rea-Erforder-
nisses darstellen, also nicht die Schuld i.e.S., sondern den Tatbestand betref-
fen. Allerdings wäre die Doktrin damit nicht vollumfänglich abgebildet. 
Vielmehr gibt es eine ganze Variation von strikten Konstruktionen, welche 
eine Lockerung des Schuldprinzips implizieren und jeweils verschiedene 
Bereiche des strafrechtlichen Schuldvorwurfs berühren. Folglich ist eine 
genauere Kategorisierung der Variationen nötig.427
.   d i  Li ili  i  d j k i i   
O j k i i
Eine der Erklärungen für die Entwicklung der strict liability und deren 
Fortbestand im angelsächsischen Recht ist die bereits angedeutete allg. 
e , i  F ll  j k i  e l  i  „ j k i “ 
vorzugehen als das im deutschsprachigen, eher vom Subjektivismus gepräg-
ten Rechtsraum der Fall ist.428 O j k i  i  i i  i ,  
das persönliche Verschulden irrelevant ist. Vielmehr wird dieses objektiv 
i.d.S. bestimmt, dass die tatsächlich vorliegenden individuellen Umstände 
i   i  i  i . D. .,   j k i  
Massstäbe angewendet werden um die Bedeutung der Handlung zu beurtei-
len.429 Damit ist der in Theorie und Praxis des Strafrechts wichtige Diskurs 
über den Fokus der Verbrechenslehre angesprochen, der entweder mehr auf 
 O j k , l   lik i  E l ,     d j k  . 
 „k i i ll  hill “ li  k .430
426 So behauptet bspw. d ,  J. C i . L. & C i i l  ,  . ,  
Unrecht betreffe den objektiven Tatbestand (actus reus   i  d l   j k i-
ven Tatbestand (mens rea). Diese Annahme deckt sich nicht mit der Unrechts-Schuld-
Dichotomie, wie sie in der deutschsprachigen Literatur vorherrscht und ist ferner auch 
in Bezug auf die strict liability offences nur von beschränkter Aussagekraft. Insofern wird 
ü  i  é l  i    F k i   d l  i  Di i  
vorgenommen werden müssen, um die Essenz auch im Rechtsvergleich unabhängig von 
der jeweiligen Begriffstradition der Rechtsordnungen erfassen zu können; siehe dazu 
ausführlich die Kategorisierung auf S. 326 ff.
427 Siehe Teil 4 S. 311 ff.
428 h , 311 ff.
429 Di  O j k i i  i  i   Li  i ä   Holmes zurückgeführt; siehe z.B. 
H ,  C l . L. c . ,  . ; Bä , 82.
430 d , ZStW 1953, 519.
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Es herrscht diesbezüglich keineswegs Einigkeit: Auch in der engli-
schen Literatur werden sowohl objektivistische als auch subjektivistische 
Auffassungen vertreten.431 Gemäss Ashworth und Horder gehe es beim 
Subjektivismus in der Essenz darum, dass die strafrechtliche Schuld indi-
viduell festgestellt werden soll und zwar auf der Grundlage dessen, was 
der Handelnde beabsichtigte und was er konkret wusste, nicht aber alleine 
  K    H l .432 I.d.S. ist 
Subjektivismus eine Konkretisierung des Schuldprinzips und besagt, dass 
nicht nur ein Schuldvorwurf erforderlich ist, sondern dass dieser Vorwurf 
auf subjektiv tatsächlich vorliegenden Gegebenheiten basieren müsse. Diese 
é i i  ü k   j k i  e  .  „ i  
hill “ i   g , ä  j k i i i  K i   ä -
seren Tatseite mehr Beachtung schenken.433 Eine Extremposition wäre dabei 
die reine Erfolgshaftung, welche aber heute von niemandem mehr ernsthaft 
vertreten wird.434 Trotzdem spielen diese verschiedenen Ansätze etwa beim 
g ä i   k k  f   d l i i  i  c ll è   
.B. i  c   l li i i  D lik , i  d k i   
Versuchs oder der Beurteilung der Fahrlässigkeit und der entsprechenden 
Festlegung des Sorgfaltsmassstabs.435
Die strict liability offences sind nun eindeutig Delikte, bei welchen die-
ser Subjektivismus in den Hintergrund rückt. Die Strafbarkeit basiert 
dabei hauptsächlich auf dem Resultat einer Handlung und reflektiert nicht 
 i  ll  i  j k i  é k   e , l   ö li  
Verschulden.436 O j k i i  i  i ,  i  -
rechtliche Verantwortlichkeit auf der tatsächlichen Auswirkung einer Tat 
basieren solle, da die soziale Relevanz davon abhänge.437 Es ist jedoch frag-
li ,  i  kl i  d j k i i -  O j k i i -a i i  i  
dieser Debatte wirklich weiterhelfen. Selbstverständlich wird ein Vorwurf 
i  d , i   ü li  i  i  i , i  
unabhängig vom persönlichen Vorwurf an den Täter platziert. Entsprechend 
431 h , 430.
432 é /H , Principles, 456.
433 D , Subjectivism, 20; h , ZStW 1957, 189; h , 16 ff.; N /M , BSK-
StGB N 12 Vorb Art. 22; d , ZStW 1953, 521.
434 h , 12; h , ZStW 1957, 189; d , ZStW 1953, 521.
435 Siehe dazu auf S. 343 ff., S. 352 ff. und S. 80 ff.
436 D , Subjectivism, 36.
437 D , Subjectivism, 39.
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muss jeder Normbruch einem Täter zugeschrieben werden können und sei-
nem persönlichen Fehler.438 Allerdings ist es auch vermessen zu glauben, die-
 g   i  „ j k i i i “ l i   i ä i   
deliktischen Erfolg bzw. genauer: vom produzierten Normgeltungsschaden. 
Da es sich beim Schuldvorwurf um eine Zuschreibung handelt, beinhal-
tet die Schuldfeststellung i.d.S. immer auch objektive Momente. Auch 
Begrifflichkeiten wie state of mind ändern nichts am Umstand, dass der 
Geisteszustand eines Menschen nicht subjektiv feststellbar ist und entspre-
  i i  „ j k i  e “ i  j k i  é l k  
miteinfliessen.439 Eine objektive Rekonstruktion der Schuld darf dabei aber 
nicht als eine Absage an den Subjektivismus oder gar an das Schuldprinzip 
missverstanden werden.
Diese Debatte, welche vor allem im 20. Jahrhundert zu zahlreichen 
Abhandlungen geführt hat, bietet allerdings Raum für die Erklärung von 
f i è   i  c l i . Di  k  g k  j k-
tiver Ansätze im deutschsprachigen Raum hätte einer Doktrin der strict liabi-
lity wohl schneller Einhalt geboten, während in der englischen Literatur der 
O j k i i  l i  é ä   ,  i  i   i 
der mens rea-Feststellung bedeutungsvoll zeigt.
. d i  Li ili   a ä i
.   Di  L i i i   d i  Li ili  i  
a ä i
Wie bereits angedeutet, werden die Delikte, welche strikte Elemente vorse-
hen, neben den noch zu behandelnden prozessualen Argumenten primär 
damit begründet, dass sie besonders dazu geeignet seien, die präventive 
Wirkung des Strafrechts sicherzustellen.440 Demnach würde das Wissen, 
dass das Strafrecht keine Entschuldigungen zulasse, einen potenziell unacht-
samen Bürger dazu anhalten, speziell vorsichtig zu sein.441 Besonders im 
Wirtschaftsstrafrecht ergebe sich diese präventive Wirkung der strict liabi-
lity: Viele Unternehmen würden in zulässigen, aber inhärent gefährlichen 
Bereichen agieren und nur diese Unternehmen selbst seien in der Position, die 
438 Siehe dazu ausführlich S. 252 ff.
439 K   ., 146.
440 Zu diesen Präventionsargumenten siehe auch h , 251 f.
441 So das gängige Argument gemäss H , 24.
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Öffentlichkeit vor aus diesen Tätigkeiten resultierenden Schäden zu bewah-
ren. Es sei deshalb vernünftig, ihnen die Last aufzuerlegen, alle möglichen 
Vorsichtsmassnahmen zu treffen, und das Strafrecht sei aufgrund seiner 
abschreckenden Wirkung ein geeignetes Instrument, die Bürger vor diesen 
negativen Auswirkungen zu schützen. Das Risiko, aufgrund einer strikten 
Verantwortlichkeit verurteilt zu werden, unterstütze diesen Effekt in zwei-
erlei Hinsicht: Einerseits würde es Akteure, welche die vollumfängliche 
Beachtung der nötigen Sicherheitsvorschriften nicht garantieren können, 
davon abhalten, überhaupt in diesen Tätigkeitsfeldern aktiv zu werden, und 
andererseits würde es sicherstellen, dass jeder, der so einer Aktivität nach-
geht, klar wisse, wo die Grenze zwischen Legalität und Illegalität liege.442 Die 
strict liability sei folglich eine präventive Notwendigkeit in einer modernen 
Industriegesellschaft, da vernünftige Akteure aufgrund dieser Normierungen 
dazu angehalten würden, mehr Sicherheitsvorkehrungen zu treffen.443
Diese abschreckende Wirkung wird nun aber verschiedentlich bestrit-
è  i l  ä i  ,  i  i  ä i - i  
Argumentation die Lockerung des Schuldprinzips ausreichend zu rechtfer-
tigen vermögen würde. Es gäbe z.B. keinerlei empirische Belege dafür, dass 
Strafbarkeit unabhängig von persönlichem Verschulden und eine unfaire 
Strafverfolgung tatsächlich schädliches Verhalten verhindern könnten.444 
G  i  G il   j ,  i  i  i li  l i i  
eä i k i  i , i  i  ci ik  i  i  i , d j k  i  „ -
li  L i “, ü  l   k i  K ll  ,     
von reinen Unfällen verurteilt werden könne. Eine solche Lotterie sei aller-
dings keine Basis eines rechtsstaatlichen Strafrechts und könne zudem bei 
 N   i  i  k i  i  B    c  
führen.445
Es ist dabei zu relativieren, dass gerade im Bereich des 
Übertretungsstrafrechts fraglich ist, ob sich der Durchschnittsbürger 
überhaupt viele Gedanken zu Deliktsausgestaltungen oder einer allfäl-
ligen Strafbarkeit macht, bevor es zu einer Strafverfolgung kommt.446 
Wenn diese regulatory offences die Wirkung mit sich bringen sollen, dass 
442 So die Argumentation bei L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  . .
443 L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  ; d , I  d i  Li ili  él  
Wrong?, 33.
444 d ,  J. C i . L. ,  ; Bä , 123; d   ., 192.
445 d   ., 192.
446 So auch d  c ,  B.C. L. c . ,  .
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potenzielle Täter spezielle Vorsicht walten lassen, so wäre eine strikte 
Verantwortlichkeit ferner kaum nötig. Wenn eine Person nämlich ange-
messen vorsichtig agiert und der pönalisierte Erfolg trotzdem eintritt, wird 
die darauf erfolgende Strafe keinerlei präventive Wirkung entfalten und 
zukünftige schädliche Ereignisse nicht zu verhindern vermögen. Ganz im 
Gegenteil würde gemäss Kritikern dieses Arguments die Ignoranz gegen-
über den persönlichen Vorkehrungen im Falle einer Strafverfolgung die ent-
sprechende Vorsicht in der Zukunft gerade eher mindern, da sie ja sowieso 
keine Rolle spiele.447 In der Tat ist es wenig plausibel, wie ein nicht schuld-
haft Handelnder, d.h. jemand der nicht imstande ist, den potenziellen 
Verstoss gegen seine Pflichten zu erkennen, geschweige denn zu verhindern, 
abgeschreckt werden kann.448
.  a ll l    k  G ä lik
Wie soeben ausgeführt, wird die strict liability-Doktrin auch damit legitimiert, 
dass es bereits das Aktivwerden in gewissen risikobehafteten Bereichen recht-
i ,   ü  i ll ä li  K  i  g   
tragen habe. Das Eingehen des Risikos mittels einer ansonsten legalen Tätigkeit 
liefere demzufolge einen ausreichenden Strafbarkeitsgrund.449 Dies erinnert 
stark an die Argumente, welche im Zusammenhang mit der Schaffung von 
abstrakten Gefährdungsdelikten im deutschsprachigen Raum vorgebracht wer-
. é  i  e ä  i  i ,  i  i  „i  ll  
G ä li k i “ i  g l i  li    -
chen.450 In den letzten Jahrzehnten kann eine klare Tendenz der zunehmenden 
d  i  „ci ik lik “  i  i  g l   -
lichen Vorwurfs beobachtet werden.451 Dies geschah vorwiegend in denjenigen 
B i è   i  ä li  k i i l li i  é  , i  l  
im angelsächsischen Recht strict liability offences geschaffen wurden.452
Die Vorzugswürdigkeit solcher Tatbestände wird oftmals mit 
Beweisschwierigkeiten begründet, welche drohten, wenn man nicht 
auf diese Risikobestrafung zurückgreife.453 Die Tendenz, auf solche 
447 é , Textbook, 122.
448 So auch h , 252; Bä , 124.
449 d ,  J. C i . L. ,  .
450 h , 305.
451 k , 13; Hö , 166; h , 306; a , 9.
452 Hö , 168.
453 Hö , 166.
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Konstruktionen eines vorverlagerten Rechtsgüterschutzes zurückzugrei-
fen, wird im deutschsprachigen Raum auch durch die ansonsten klare, der 
Unschuldsvermutung verpflichtete Beweislastverteilung begünstigt.454 
Abstrakte Gefährdungsdelikte zeichnen sich nun gerade dadurch aus, dass 
im Einzelfall keine konkrete Gefährdung oder Verletzung des geschützten 
Rechtsguts nachgewiesen werden muss.455 Nebst diesen Beweisvorteilen wird 
die zunehmende Schaffung von Gefährdungsdelikten auch damit legitimiert, 
dass es sich in diesen Fällen um Rechtsgüter handle, welche aufgrund ihrer 
grossen Bedeutung und Anfälligkeit bereits im Vorfeld ihrer Verletzung straf-
rechtlich geschützt werden müssten.456 Im Vergleich zu den Fällen strikter 
Verantwortlichkeit wird hier allerdings nicht erst die Rechtsgutsverletzung 
bestraft und die Lockerung des Schuldnachweises dann mit einem vor-
verlagerten Vorwurf des Risikoeingehens begründet, sondern bereits die 
gefährliche Verhaltensweise selbst normiert. Folglich entstehen durch diese 
Deliktskonstruktionen auch keine Probleme im Zusammenhang mit dem 
Schuldprinzip, da sich der persönliche Vorwurf bereits auf das Eingehen des 
Risikos bezieht. So kann auch verhindert werden, dass der Täter nicht für 
einen zufällig eintretenden Schaden belangt wird, sondern unabhängig von 
einem allfällig glücklich oder unglücklich ausgehenden Verlauf für das vor-
werfbare riskante Verhalten zur Rechenschaft gezogen wird.457 Erklärt wer-
den kann der Trend analog der Ausbreitung der public welfare offences: Die 
technologische und industrielle Entwicklung seit dem 19. Jahrhundert und 
die damit einhergehenden Risiken für die Gesellschaft haben die Schaffung 
solcher Tatbestände zweifellos begünstigt.458 Die zunehmende Ausbreitung 
l  e ä   i  i  h l i   i  „ci ik “ 
blieben aber auch in der deutschsprachigen Literatur nicht ohne Kritik.459
454 Hö , 168.
455 K   ., AT, N 216; D /e , 106 f.; k , 15.
456 k , 375 mit Verweis auf h , 53 ff.
457 K   ., AT, N 215.
458 K   ., AT, N 215.
459 Gemäss k , 385 f., würden abstrakte Gefährlichkeitsdelikte und Risikodelikte 
l   . „g “ i  i   K i i l  ö ,  
Nachweisschwierigkeiten kein Grund für eine Strafbarkeitsausweitung seien. Abstrakte 
Gefährdungsdelikte würden die Strafbarkeit an reine Vermutungen knüpfen, was 
unverzichtbare Prinzipien auszuhöhlen vermöge; eine Übersicht und Einordnung der 
Kritik an der Verbreitung dieser Tatbestände findet sich auch bei H , Tatstrafrecht, 
11 f. m.w.N.
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. d i  Li ili   d
.   B   d l , O i ä i i   
i  M   a
Die Aufrechterhaltung der Doktrin wird neben den ausgeführten präventi-
ven Überlegungen zur Hauptsache mit Effizienzargumenten legitimiert. Die 
Verstösse gegen public welfare oder regulatory offences seien so hoch an der 
Zahl, dass das persönliche Verschulden nicht jedes Mal nachgewiesen wer-
den könne. Nur der Verzicht auf diesen Nachweis erlaube eine effektive und 
schnelle Strafverfolgung, und die Aufrechterhaltung einer funktionierenden 
Strafverfolgung rechtfertige die Lockerung des Schuldprinzips gerade auch 
angesichts der relativ geringfügigen Strafen in diesen Fällen.460 O  i  
Indifferenz gegenüber dem Schuldnachweis würden die Strafinstanzen 
lahmgelehnt und früher oder später zusammenbrechen, da sie schlicht 
nicht in der Lage wären, die subjektive Tatseite in jedem Falle nachzuwei-
sen.461 Das US-amerikanische und englische Strafrecht zeichnen sich, wie 
bereits dieses Argument zeigt, ganz allgemein nicht nur durch eine prag-
i ,   i  li  „ i i “ di i  
aus. Die angelsächsische Lehre sei viel mehr eine Angelegenheit des „law 
in action“ als des „law in the books“.462 Prozess und prosecution werden so 
 H ü k  fd- ik i  d   i-
sche Grundüberlegungen treten zurück. Neben der Hochhaltung und dem 
Vorrang von Effizienzüberlegungen ist folglich die Eigenheit zu berücksichti-
gen, dass der alleinige Umstand, dass etwas in den Strafgesetzbüchern stehe, 
noch kein Beweis dafür sei, dass das Recht auch tatsächlich so durchgesetzt 
werde. Vielmehr sei die Rechtsrealität massgeblich von der Tätigkeit der 
Verfolgungsbehörden abhängig.463
In der englischsprachigen Rechtswelt ist es sodann auch ein bekanntes 
Faktum, dass die Aktivitäten der prosecutors li  l   „l “ 
wahrgenommen werden als die Aktivitäten der Gesetzgeber.464 Es ist auch 
nicht unüblich, dass der Gesetzgeber Strafbestimmungen bewusst sehr weit 
fasst und sich darauf verlässt, dass Polizei und Staatsanwaltschaft sicherstellen, 
460 Zu diesen Effizienzargumenten siehe h , 253 f.; d  c , 30 B.C. L. Rev. 337, 
   . ; d , I  d i  Li ili  él  h ?,  .
461 d ,  C l . L. c . ,  .
462 D   ., Criminalization, 3.
463 D   ., Criminalization, 3.
464 c , 74.
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dass nur diejenigen Fälle verfolgt werden, welche mit dem hauptsächlichen 
intendierten Zweck der Bestimmung ins Auge gefasst werden sollten. Sie dele-
gieren damit die Einschränkung der Kriminalisierung an die ausführenden 
Behörden.465 Dieses Charakteristikum ist gerade im Zusammenhang mit der 
strict liability von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Es kann aber trotz 
des die Verfolgung der strict liability offences in der Praxis wohl einschrän-
k  O i ä i i  k  i  c   i ,  i  D lik  
nicht auch tatsächlich sanktioniert werden.466
él  i   H ü  ü  i  „Ü “  d l -
behörden wird auch die Abwesenheit eines Legalitätsprinzips angesehen, 
wie es deutschsprachigen Rechtsordnungen bekannt ist und den dortigen 
Behörden klarere Anweisungen und Aufgaben überträgt. Dieser Umstand 
könne sogar dazu führen, dass in angelsächsischen Rechtsordnungen eine 
d i  i   i  „L  l   d “ 
gelange.467 Eine Strafverfolgung wird entsprechend nur aufgenommen, wenn 
i  l    li  f ä  i  „ö li  I “ 
sei.468 Di  d äl  ü  l   l  „ ä i  B  i  
d “ ,  ll ä li  E i   
Routinen über die Richtung und Resultate der Strafverfolgung bestimm-
ten.469 Die Behörden würden im Rahmen ihres freien Ermessens, so die 
Verteidiger der strict liability-Doktrin, nur diejenigen Verstösse verfolgen, 
bei denen klare Anhaltspunkte für ein persönliches Verschulden vorlä-
gen.470 Es sei demzufolge naheliegend, dass die Staatsanwälte trotz der 
gesetzlichen Verankerung der strikten Verantwortlichkeit nur tätig wür-
den, wenn sie von der Schuld des Täters überzeugt seien und ansonsten auf 
465 D   ., Criminalization, 10 f.; K   ., 244.
466 So auch h , 263 f.
467 c , 74, welcher ferner auf die politische Aufgeladenheit der Strafverfolgung gerade 
in den USA hinweist. Viele Kampagnen würden unter dem Motto „G )T ) )[F ) )
the Blank] Act“ lanciert. Es sei jedoch erst die wirkliche Tätigkeit der Staatsanwaltschaft, 
welche solchen Gesetzeserlassen irgendwelche Konturen oder überhaupt Leben einhau-
chen würden.
468 B , German Criminal Procedure, 26. So muss z.B. in England die 
Staatsanwaltschaft zu Beginn einer Strafverfolgung nicht nur danach entscheiden, ob 
genügend Beweise für die realistische Chance auf eine Verurteilung vorliegen, sondern 
  ,  i  d l   „i  ö li  I “ li ; i  
D   ., Criminalization, 11 mit Verweis auf den Code for Crown Prosecutors.
469 D , 5.
470 h , 253 f.; K   ., 246.
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eine Strafverfolgung verzichteten.471 Entsprechend sei der Gerechtigkeit 
in der konkreten Rechtsumsetzung Genüge getan und in der praktischen 
Umsetzung gebe es gar keine strikte Verantwortlichkeit.472 Das geltende 
O i ä i i  i  i li  i   i  i  f  l  
„K k i “,  ll i  i    f  ä ,  i   
Einzelne nicht darauf verlassen kann.473 Die Macht des prosecutors wird 
dadurch jedenfalls deutlich verstärkt und es bleibt höchst fraglich, ob die 
Einhaltung grundlegender Prinzipien wirklich dem Ermessensspielraum 
der Strafverfolgungsbehörden überlassen werden sollte.
.  f i l k i i i   B i i i k i
D  g i   i  ll ä i  N i   j k i  e i , 
bekanntlich regelmässig ein schwieriges Unterfangen, erleichtert die 
Strafverfolgung erheblich, was die Gesetzgeber oftmals veranlasste, an der 
strict liability festzuhalten.474 Die Beweisschwierigkeiten, welche im Rahmen 
des Effizienzarguments häufig angeführt werden, sind im Kontext mit der 
F   ,  k k   „ i “  i . Di  
wiederum hängt von den diesbezüglichen strafprozessualen Vorgaben der 
einzelnen Rechtsordnungen ab. Eine der möglichen Erklärungen, warum die 
kontinentaleuropäischen und vor allem deutschsprachigen Rechtsordnungen 
die strict liability nicht in dieser Form kennen, ist auch, dass es die prozessu-
alen Regeln bezüglich der Beweiserbringung hier einfacher machen, Schuld 
471 Eine soziologische Studie hat sich 1970 dieser Frage angenommen und die Verfolgung 
des Factories Act 1961 genauer untersucht. Es konnte in der Tat festgestellt werden, dass 
i  d l   ö li , „ li “ g  ü   eä  . 
dem Unternehmen keinesfalls irrelevant war und die Aktivitäten der Behörden leiteten. 
Allerdings sei die Verfolgungstätigkeit auch massgeblich dadurch geprägt gewesen, wie 
sich das Unternehmen in der Vergangenheit präsentiert habe und ob vorangegangene 
Warnungen beachtet wurden; siehe C ,  M . L. c .  .
472 Siehe d  c ,  B.C. L. c . ,  .  i  i  Hi i   
diesbezügliche empirische Untersuchungen. Diese würden zeigen, dass die aktuelle 
Rechtsdurchsetzung der strict liability offences i    G l  „i i  
é “  mens rea erfolge.
473 h , 263 f.
474 h , 238; L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  . Di  é  k  
gemäss é /H , Principles, 163, allerdings für schwerere Delikte nicht gel-
ten, da dort die persönliche Schuld sowieso im Rahmen der Strafzumessung festgestellt 
werden müsse, sich also nicht wirklich ein Effizienzgewinn ergebe.
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nachzuweisen, während es eine Reihe an angelsächsischen Prinzipien gibt, 
die diesen Nachweis deutlich erschweren.475
Ei  l  Di     k  d  i  i  
auch aus dem Umstand, dass in den angelsächsischen Rechtsordnungen 
in aller Regel keine klare Trennung zwischen Zivil- und Strafgerichten 
besteht, die gleichen Richter also regelmässig in beiden Bereichen urtei-
len.476 Die Entwicklung der strict criminal liability kann gerade aufgrund 
i  i  kl   ll  l  e  i  ölli  -
hängig von jener des Zivilrechts betrachtet werden.477 Auch die Tradition 
des Geschworenenverfahrens in den besagten Ländern ist von Relevanz. 
Auch wenn mittlerweile nur mehr ca. ein Prozent der Angeklagten in 
E l   i  J  il  ,  i  Ei i  i  c l   
Strafverfahrens stark geprägt, weshalb sich noch heute Unterschiede zu 
anderen Rechtsordnungen damit erklären lassen können.478 Auch in den 
USA dürfte die Zahl etwa ähnlich sein, wenn man bedenkt, dass dort mittler-
weile rund 95 Prozent der Fälle in einem plea bargain, also in einer direkten 
Verständigung zwischen Anklage und Verteidigung, münden.479 Die angel-
sächsische Tradition des kontradiktorisch ausgerichteten Strafprozesses 
(adversarial system) hat die Eigenheiten des Strafrechts denn auch stark mit-
geprägt.480 Die Abhängigkeit der Verurteilung vom Vorlegen von Beweisen 
durch die Parteien führt u.a. dazu, dass die Verteilung der Beweislast eine 
andere Bedeutung erlangt.481 Der angelsächsische Strafprozess wird von den 
475 d /a , 269.
476 Bä , 81 f. mit dem Hinweis, dass dies auch zu erklären vermöge, dass Richter das 
Institut der Gefährdungshaftung und deren Begründung aus dem zivilrechtlichen 
Deliktsrecht in ihre strafrechtlichen Entscheidungen einbauten ohne auf die unter-
schiedliche Bedeutung der beiden Rechtsgebiete näher einzugehen.
477 Die strikte Verantwortlichkeit ist im privaten Deliktsrecht (tort law) schon länger veran-
kert. Ein Gleichlauf der beiden Rechtsgebiete und die Versuche einer Fruchtbarmachung 
der Erkenntnisse des Privatrechts, sowohl im Rahmen der strict liability als auch der neg-
ligence, konnte beobachtet werden. Eine allg. dogmatische Verankerung der Rechtsfigur 
der strict liability gibt es gemäss der Common Law-Tradition indessen weder im Straf- 
noch im Zivilrecht. Vielmehr wurde ihr Wesensgehalt durch Richterrecht weiterentwi-
ckelt; dazu Hö , 25 und 30; L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  ;  
den Parallelen der Entwicklung in den beiden Rechtsgebieten auch ausführlich H , 43 
C l . L. c . ,  . .
478 F , I, 141 f.
479 L ,  H . J. L. & a . a l’  ,  .
480 L /C /d , 5.
481 B , German Criminal Procedure, 143 f.
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Parteien angetrieben, die in ihrem jeweiligen Eigeninteresse die Beweise 
vorbringen, welche zur Lösung des Rechtsstreits beitragen.482 Entsprechend 
unterscheiden sich auch die Vorstellungen über Waffengleichheit und 
Fairness im Strafprozess von denjenigen im deutschsprachigen Raum.483
Im englischen Recht gilt grundsätzlich, dass der Beweis „beyond reasonable 
doubt“ erbracht werden muss, dass also keine vernünftigen Zweifel mehr an 
der Schuld des Täters bestehen dürfen.484 Dieser Beweisstandard ist histo-
risch aufgeladen und dessen genaue Bedeutung lässt sich nur schwer definie-
ren, wobei klar ist, dass die Ansprüche relativ hoch angesetzt sind und der 
é k „  ü i  k i l“ i i i ,  ä li  i  ö  
mögliche Sicherheit erlangt werden soll, mit der überhaupt über vergangene 
Geschehnisse befunden werden kann.485 Ferner sind an die Beweismittel 
l   é ü  . d  i  .B. i.d. i  f i l k i i i è  
wobei dieses Konzept selbst aufgrund der bereits auf Unmittelbarkeit ausge-
richteten Eigenheit des Verfahrens wenig wissenschaftliche Aufmerksamkeit 
äl  486 die sog. hearsay rule zu nennen, die es im Regelfall verbietet, 
a   , l    „Hö “ i  kö   
nicht eigentliche Zeugen des Geschehens sind.487 é  i  J -e i i   
dazu geführt, dass Beweise unmittelbar, effizient und in kurzer Zeit vorge-
  ü . O l i  e i i   i   i  l i  
Ausmass gelebt wird, hat diese Charakteristik der Unmittelbarkeit wesent-
lich zu den Grundsätzen des Strafverfahrens beigetragen.488
Auch wenn im angelsächsischen Recht grundsätzlich ebenso die Regel 
gilt, dass die Anklage den Nachweis der Schuld erbringen muss und ihr 
die volle Beweislast zukommt,489 haben sich im Laufe der Zeit zahlreiche 
Ausnahmen und Beweislastumkehrungen ergeben, deren Entwicklung und 
482 L /C /d , 5.
483 B , German Criminal Procedure, 144.
484 d , 19.
485 d , 20 f.
486 Siehe dazu die rechtsvergleichende Perspektive in g , ZStW 2014, 239 ff.
487 L /C /d , 137; g , ZStW 2014, 138 und 242; diese Regel werde damit 
ü ,  i  i  g   l , i  K ö  k    „ -
 k “    d ä   é    kö . Mi l il  
gibt es einige Ausnahmen von der hearsay rule. Trotzdem lässt sich daran im 
Rechtsvergleich gut erkennen, wo gewisse Eigenheiten der englischen Prozesstradition 
liegen.
488 g , ZStW 2014, 239 f.; dazu schon kurz auf S. 39
489 é , Handbook, 541.
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Verbreitung durch die soeben beschriebenen prozessualen Eigenheiten 
und die hohen Beweisstandards massgeblich begünstigt wurden. Diese 
Beweislastumkehrungen und -lockerungen bilden sodann auch einen wesent-
lichen Bestandteil der Diskussionen rund um die strikte Verantwortlichkeit.490
. d i  Li ili   d k l
.  Di i ä   d k l
Die Bedeutung des Schuldprinzips und das Vorkommen entsprechender 
Lockerungen muss auch im Lichte divergierender Strafkulturen betrach-
tet werden. Während die Menschenwürde im deutschsprachigen Raum 
gerade nach dem Zweiten Weltkrieg im Zentrum auch strafrechtlicher 
Aufmerksamkeit stand und dem Schuldprinzip spätestens seither ein sehr 
hoher Stellenwert beigemessen wurde, konnten im englischsprachigen 
Raum und dabei vor allem in den USA andere Trends beobachtet werden, 
die u.a. im Zusammenhang mit der sog. Crime Wave zu beurteilen sind.491 
Di  „K i i li ä ll “, l  i  fdé i   i  Häl   . 
Jahrhunderts traf, hat die Kriminalpolitik massgeblich beeinflusst. Es 
herrschte weitgehende Einigkeit darüber, dass dem Problem mit entspre-
 Hä      i    d ä  „ i “ 
ü ,  i  i  ll  c l „ li “ i . Gl i i i   i   
europäischen Politik eine ganz andere Strafphilosophie vorzufinden, die von 
Reformisten angetrieben wurde, welche auch in Straftätern einen guten Kern 
ausmachten und überzeugt waren, dass die Menschenwürde zum Glaube 
daran verpflichte.492 Die diesbezüglichen Unterschiede mündeten u.a. in der 
 ll i  k  „M i i “ i   fdé, l  i  
einer andersartigen Kriminalisierung, Verfolgungspraxis oder dogmatischen 
490 Vgl. auch é , Handbook, 541; D , d i  Li ili , ;  i  g i i   
strict liability ausführlich S. 389 ff.
491 In der Mitte des 20. Jh. war die Gefangenenrate in den USA relativ tief und weitgehend 
stabil. Mit Beginn in den 1970er-Jahren und verschärft im darauffolgenden Jahrzehnt 
hat sich die Entwicklung allerdings deutlich verändert. Während in Europa immer tie-
fere Strafen verhängt wurden, wurden in den USA immer höhere Strafen verhängt, was 
u.a. die heutige Kluft zu erklären vermag; siehe dazu K , 68 Stan. L. Rev. 933, 937 
 . .N.
492 K ,  d . L. c . ,  ; i   i  f i   
h ,  j l  L.J.  ; ders., Harsh Justice, 192 und passim.
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Grundlagen, allem voran aber mit den deutlich höheren Strafmassen erklärt 
werden kann.493
Diese nicht zu ignorierenden Differenzen in der Strafkultur führen zwangs-
weise zur Frage nach deren Grundlage. Gemäss Kleinfeld sei das Fundament 
in einem grundsätzlich anderen Verständnis von Kriminalität und Straftätern 
zu sehen. Das US-amerikanische und das europäische Strafrecht würden 
i i i  „ li  gi i “ l k i . D  ik -
nische Grundsatz laute, dass Kriminalität grundsätzlich ein Fehler und ein 
Charakteristikum des Täters selbst sei. Der unverbesserliche Kriminelle 
würde folglich auch seinen Anspruch auf Mitgliedschaft in der Gesellschaft 
verlieren. Genau umgekehrt gestalte es sich in Europa: Die Tat würde ver-
il ,  k i  e  ö  ,  eä  l  ä li  l  „ -
li  i “  ä i    kö  l  i  G  
und sein Recht auf Teilnahme an der Gesellschaft keinesfalls verlieren.494 
Viele Tendenzen liessen sich mit diesen unterschiedlichen Sichtweisen auf 
Kriminalität und Kriminelle erklären.495
493 K ,  d . L. c . ,  .    . .N.  k ll  
Inhaftierungsraten; eine Übersicht findet sich ferner auch bei D /Hö , 33.
494 K ,  d . L. c . ,  .   . „Mi li “ i   
G i  . G ll l  l  i ll  K   D li  
sind in der Tat Themen von hoher Relevanz beim Vergleich verschiedener Strafkulturen. 
Während Mitgliedschaft i.S.v. Personalität auf der einen Seite überhaupt Voraussetzung 
ü  g i  i  i   d.  . , k   é k  
i  a i i  i  K i  l    l  K   d  
angesehen werden. Als Beispiele für ein solches banishment führt Kleinfeld die in den USA 
weitere Verbreitung sehr langer oder gar lebenslanger Freiheitsstrafen ohne Bewährung, 
i   M   i l  K  „ i l  e “  i  g il   i  
e  . F  i  i  i  B l   d ä  l  „ i i “ 
auch bei den unterschiedlichen Inhaftierungsbedingungen; siehe dazu detailliert 
K ,  d . L. c . ,  .   . . Ei  i  B i i l i  
i   i  E l ,  i i  d ä è   i  i   fdéè  i  h l  
verlieren und damit von der politischen Entscheidungsfindung ausgeschlossen wer-
den; D , a i , C i i ,  C i , . Di  F ll   
Mitgliedschaft und Nicht-Mitgliedschaft erhielt auch aufgrund der Ausführungen von 
Jakobs  . „F i “ é k k i ; i  J , ZStW 1985, 751 ff.; 
ders., Staatliche Strafe, 40 ff.; ders., Feindstrafrecht, 167 ff. und ferner dazu auch D , 
c i ili , Ci i i   C i i l L ,  .; c , ée, §  N  .
495 Gemäss der überspitzten Zusammenfassung von K , 68 Stan. L. Rev. 933, 937 
, i i  „ äi  N i i ä “  „ ik i  B li ä “ i  k i l ll  
i ,   i  d  i  i kli  ll ä li  B  
verdienen würden.
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Auch das US-amerikanische Strafrecht kennt trotz der Unterschiede in der 
Strafkultur natürlich spezialpräventive Rehabilitationsprogramme sowie die 
Möglichkeit, anstelle oder zusätzlich zu Strafen Massnahmen zu verhängen.496 
Trotzdem ist die Entwicklung nicht mit der kontinentaleuropäischen ver-
gleichbar. Wohl als Ausdruck der Annahme, dass Rehabilitationsprogramme 
keine oder wenig Wirkung entfalten würden, ergab sich in den 80er-Jahren 
auch in der Strafrechtstheorie ein Wiederaufleben von Vergeltungstheorien.497 
Diese beschriebenen Unterschiede markieren auch einen grundsätzlich 
anderen Fokus nicht nur der Strafkultur, sondern auch der Strafrechtskultur 
und zwar jenen zwischen einem Täter- und einem Tatstrafrecht. Während 
der Begriff des Tatstrafrechts das Anknüpfen der Strafandrohung an eine klar 
umschriebene einzelne Handlung bezeichnet und die Sanktion entsprechend 
nur eine Antwort auf diese Einzeltat und nicht auf die allg. Lebensführung 
des Täters darstellt, handelt es sich dann um ein Täterstrafrecht, wenn die 
Strafe primär an die Persönlichkeit des Täters anknüpft.498
.  k i  e -  eä
Es gehört zu den Grundprinzipien der deutschsprachigen Strafrechtslehre, 
dass es zur Hauptsache Tatstrafrecht ist. Dies gilt mittlerweile als selbst-
ä li ,  ll  ,  i  ä i  M i , „ i  G   
d   M l“ i  ü .499 Auch das Schuldprinzip sei 
damit vereinbar, da die Strafe eine Reaktion auf eine begangene Tat und 
nicht auf eine Gesinnung oder einen im Täter liegenden Umstand darstel-
le.500 Allerdings bedeutet diese grundsätzliche Ausrichtung nicht, dass nicht 
 i  i  c  „c “ i  eä  
diskutiert werden. So zeigt sich eine gewisse Fokussierung auf den Täter 
z.B. im unterschiedlichen Umgang mit Wiederholungstätern. Ein reines 
496 Siehe dazu d  N , §  .
497 G  e , 252 f. mit dem Hinweis, dass wohl George Fletchers Werk 
Rethinking Criminal Law  i  f  i li i . Di  K i ik   
Rehabilitationsprogrammen erhielt primär aufgrund der kriminologischen 
Erkenntnisse rund um die sog. „nothing works“-These Auftrieb; siehe dazu K /
K /é , G i  K i i l i , N  . .N.;  l  d.  . i . F . 
.
498 c , ée, §  N .
499 H , Tatstrafrecht, 3. Anders sei dies jedoch in den USA, wo diese Unterscheidung 
i  l   „c “  d i l  i;  K , 68 Stan. L. 
c . ,  F .  .
500 H , Tatstrafrecht, 4.
K ) : S )L ) )A ) ) )S
98
e  è   i  ä i  é è  k i  „E i “  
Wiederholungstaten wären nicht schwerer zu gewichten als Ersttaten.501 
Auch deutschsprachige Rechtsordnungen sind nicht indifferent gegenüber 
wiederholter Straffälligkeit, jedoch nicht im gleichen Ausmass wie amerika-
nische, wie sich z.B. überdeutlich an der sog. „three strikes and you are out“-
Doktrin zeigt.502 Weiter werden auch spezialpräventive Ansätze häufig in 
den Zusammenhang mit einem Täterstrafrecht gebracht, da die Einwirkung 
auf den Täter zur Verhütung künftiger durch ihn begangener Taten haupt-
sächlich von seiner Persönlichkeit und weniger von der konkreten Einzeltat 
abhänge.503
Die beschriebenen Unterschiede in der Strafkultur eröffnen verschiedene 
Perspektiven in Bezug auf die weite Verbreitung der strict liability-Dokt-
rin. Es wirkt zunächst erstaunlich, dass die US-amerikanische Kultur, wel-
che Kriminelle mit einem deutlich weitergehenden Stigma versieht und 
höhere Strafen begünstigt, Raum für Verurteilungen unabhängig vom 
persönlichen Verschulden bietet. Grundsätzlich müsste der Nachweis der 
persönlichen Verantwortlichkeit umso höher gewichtet werden, desto 
i  i  K  i .504 Allerdings liegt mit Blick auf die Tat-
Täterstrafrechtsdichotomie eine Erklärung nahe: Es wird oftmals angenom-
men, dass bereits das Eingehen gewisser Risiken i.S. einer generellen Neigung 
zur Unvorsicht Strafe legitimieren könne. Dies zeigt sich in der Rechtfertigung 
sowohl von public welfare offences, bei denen bereits das Ausführen allg. 
gefährlicher Tätigkeiten Strafgrund genug liefern soll, aber vor allem auch 
bei den moralisch stigmatisierten Sexual- und Tötungsdelikten. Bei letzteren 
wird regelmässig damit argumentiert, dass sich ein Täter, der sich in so eine 
Situation bringe, z.B. nicht mehr mit einem Tatbestandsirrtum rechtfertigen 
könne, da bereits die zugrunde liegende Handlung Ausdruck der Unmoral 
des Täters sei.505 In der Tat ist die höhere Gewichtung des Schuldprinzips 
501 Siehe dazu z.B. K ,  d . L. c . ,  . .
502 Siehe zu diesen three strikes laws S. 397 ff. Auch die amerikanischen sentencing guide-
lines schenken der Vergangenheit des Täters deutlich mehr Aufmerksamkeit; siehe dazu 
K ,  d . L. c . ,  .
503 c , ée, §  N .
504 Dieser Logik folgend kritisieren gewisse Autoren auch primär die Anwendung einer 
strict liability i „ i i i  D lik “, l  G ä i   i  i -
hen, während sie bei kleinen Strafen eher zu rechtfertigen seien; siehe dazu d , Is 
d i  Li ili  él  h ?,    .; L ,  H . J. L. & a . a l’    
und die Ausführungen auf S. 63 ff.
505 Siehe zu dieser Irrelevanz von Tatbestandsirrtümern ausführlich S. 361 ff.
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im deutschsprachigen Raum auch im Zusammenhang mit der Verankerung 
 e   ,  i  k  f   e i i  
gewissen Konstruktionen der strikten Verantwortlichkeit vorbeugen würde.
. d i  Li ili    G   d
.  K i i li i   O i i li i
I  k  i   D k i   ik  g li k i è  ll  
voran bei den ) )    i  i  i  i  F  i  F l  
geführt, ob es sich dabei überhaupt um Strafrecht handelt oder nicht viel-
mehr um ein andersartig gelagertes Rechtsgebiet. Tatsächlich ist gerade im 
Rahmen der sog. Overcriminalization-Debatte oftmals die Rede davon, dass 
diese Delikte gar nicht ins Strafrecht gehörten, sondern vielmehr einen 
zivilrechtlichen Charakter hätten. Auf der anderen Seite wird betont, dass 
die Risikoorientierung vieler neu geschaffener Tatbestände Ausdruck der 
Entwicklung eines modernen Verständnisses des Strafrechts sei und dieses 
auch nicht unabhängig einer historischen Betrachtung hinsichtlich dieser 
sozialen und wirtschaftlichen Veränderungen verstanden werden könne.506 
Während den Straftheorien über lange Zeit am meisten wissenschaftliche 
Aufmerksamkeit zukam, ist gerade in der englischsprachigen Literatur eine 
deutliche Zunahme an Interesse hinsichtlich der Kriminalisierungstheorien 
zu beobachten.507 Die Grenzen des Strafrechts rücken so wieder ins 
Zentrum der Aufmerksamkeit, nicht zuletzt aufgrund der Ausweitung 
des Nebenstrafrechts und der damit einhergehenden Fragen rund um die 
Anforderungen an das Schuldprinzip.
Im englischsprachigen Raum wird von wissenschaftlicher Seite her häu-
fig kritisiert, dass eine Krise der Overcriminalization herrsche, dass also 
viel zu viel strafrechtlich erfasst werde und die Grenzen der eigentlichen 
Aufgaben des Strafrechts überschritten würden. Auf der andere Seite wird 
i   l ä i  k i  ,   d  
ausgeweitet werden solle und eine angemessene Reaktion auf neue, störende 
506 F , 4 und 297 f.
507 So auch K ,  H . L. c . ,  . ; F , 1. Gerade rund um 
Duff enstanden im laufenden Jh. zahlreiche Publikationen zu diesem Thema; siehe z.B. 
die Sammelwerke D   ., B i    C i i l L    D   ., 
C i i li i  ; l.  i  é ü    d   d.  .
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Bedrohungen verschiedener Art darstelle.508 Die zahlreichen Abhandlungen 
 i  e è   i   fdéè  i ,   i i  „M   
d “ k  i  ll   i  i  e i   
Strafrechtsgrenzen zwangsläufig ein komplexes Unterfangen ist.509 Der 
bekannte Slogan des ultima ratio-Prinzips, nachdem das Strafrecht nur 
Bereiche erfassen solle, bei denen weniger weit greifende Massnahmen nicht 
fruchten würden, wird häufig als normative Grenze vorgeschlagen.510 O l  
bleibt allerdings weitgehend unklar, wo diese Grenze denn substantiell nun 
genau verlaufe. Tatsächlich machen strict liability offences bei der Ausweitung 
 d è  i ä  i  N è  i   é il , 
i   D lik   G   ik i  „d “ 
in Bezug auf diese Überkriminalisierung sind.511
E  ll  i   i  F , i  i  i li  B   
ü  c l  i  é i ä  i   i  
Rechtskreisen erklärt werden kann. Eine mögliche Erklärung wäre, dass den 
Gefahren, welche sich aus der rasanten technologischen Entwicklung ergaben, 
in Europa weniger durch das Strafrecht, sondern mit anderen Mechanismen 
und Kontrollstrategien als dieser des strafrechtlichen Schuldvorwurfs begeg-
net wurden. Bürokratische und technologische Vorsichtsmassnahmen und 
eine zunehmende Regulierung solcher Bereiche sollten die Risiken individu-
ellen Fehlverhaltens eliminieren.512 Die USA ist hingegen zurückhaltender 
508 D   ., Boundaries of the Criminal Law, 1. Das gegenteilige Diktum der 
Undercriminalization wird zwar deutlich seltener angeführt, gibt aber ebenfalls Anlass 
zu Diskussionen gerade in Bereichen, wo aufgrund des politischen Machtgefüges gewisse 
G  i ä  f   K i i li i   , l i  
damit einhergehenden sozialen Risiken nicht zu leugnen seien; siehe dazu F , 19 f.
509 Siehe z.B. die Beiträge von c , O i i li i ,  .; D   ., 
Criminalization, 3 ff.; é ,  O i  d . J. C i . L. ,  . ; K , 374 
é . C i . L. b.  ; a , Limits of the Criminal Sanction, 1 ff.
510 N , 255 f.; H ,  O.J.L.d.  . ; é ,  O i  d . J. C i . L. ,  
.
511 D   ., Criminalization, 9; N , 240; F , 298.
512 K /K /é , G i   K i i l i , N . Di  „ i  
é i   li  l  B i “ il  ll i   i   -
i  Li  l  i i , i k  l i ,   i    i  -
i i  k  li  N     i  li i  g ä  
des Strafrechts handle; so h , 30; anders K /K /é , Grundriss der 
Kriminologie, N 809 f., die feststellen, dass der tatsächliche Anwendungsbereich des 
d  i  i  i  c  i     l -
i  k  li  i,   k  N    
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mit staatlichen Eingriffen und kollektiven Massnahmen. Entsprechend ist der 
Rückgriff auf das Strafrecht und das Platzieren individueller Verantwortlichkeit 
im Falle von negativen Auswirkungen naheliegender. Strafrecht wird regel-
ä i  l  „ ü i “ él i    i  l li   K  
i  „  d “.513 Dass dieses Thema die US-amerikanische 
Wissenschaft mehr beschäftigt, kann ferner damit zusammenhängen, dass 
 d  ä li   ä k  l  i  K i l  „d i l ll“ 
 a li ik  ll    li i  a li  i .514 Umso erstaun-
licher scheint es aber auf den ersten Blick, dass dann gerade in diesem weiten 
Nebenstrafrecht der persönlichen Schuld weniger Beachtung geschenkt wird. 
Auch das kann aber mit einem gesteigerten Individualismus erklärt werden: 
Wer die Freiheit erhält, auch in riskanten Bereichen relativ regulierungslos zu 
agieren, habe folglich auch die Verantwortung dafür zu tragen und für nega-
i  K  k . D i  i  é ü   i  i -
zelnen Nachweiserfordernisse nicht mehr gleichermassen im Zentrum. Die 
Etablierung von Strafbestimmungen entsprang immer den Notwendigkeiten 
der Zeit.515 Diese Notwendigkeiten waren und sind in den USA aufgrund einer 
nicht früher eingreifenden gesellschaftlichen Regulierung oftmals wohl tat-
sächlich vermehrt gegeben. Das Strafrecht stellt demzufolge auf den ersten 
B ä i l-  d k  i  g il  i  l i  
i  c ll  i l . B    i  G ik, i  i , 
dass in den letzten 20 Jahren nur wenige Kriminalisierungen aufgehoben worden seien, 
während im gleichen Zeitraum zahlreiche neue entstanden seien. Dies könne damit 
erklärt werden, dass jede Innovation neue Möglichkeiten schaffe, welche nach neuen 
d  l  ü   i   „B “ i   li ; 
so K   ., AT, N 145; ferner zu diesem Thema auch K , ZSR 1995, 365 ff.; 
ders.,  E . J. C i i l.  .
513 c , O i i li i ,  . G ä  F , 195 f., ergebe sich bei einem Blick 
auf die Geschichte allerdings tatsächlich ein Zusammenhang zwischen der Ausweitung 
des Strafrechts und der Ausweitung des Konzeptes persönlicher Verantwortlichkeit. 
Erst in der zweiten Hälfte des 20. Jh. sei die mens rea dazu benutzt worden, Strafbarkeit 
zu limitieren. Dies habe sich jedoch mehr auf eine gerechte Zuschreibung von 
Verantwortung im Einzelfall als Legitimation der Strafe bezogen und weniger auf die 
grundsätzliche Frage von strafrechtlicher Verantwortlichkeit in der Gesellschaft. 
Im Allgemeinen habe das Konzept der persönlichen Verantwortlichkeit also zu einer 
Ausweitung des Anwendungsbereichs des Strafrechts geführt.
514 D   ., O i i li i , ., ä    ll i  i  kl   i  
i, i i  „ li  a li “ ä li   Ü k i i li i  i.d. . 
„G “ ü .
515 K /K /é , Grundriss der Kriminologie, N 811.
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Blick tatsächlich einen einfachen Ausweg dar, wenn langfristig eigentlich 
effektivere Alternativen schlichtweg nicht verfügbar sind.516
In den USA wird aktuell die Overcriminalization-Thematik sehr offen mit 
der Diskussion der sog. mens rea reform verknüpft.517 Vor allem konserva-
i  K ä    d k ,  i  k  D l  
des Schuldprinzips eine der grössten Schutzmassnahmen gegen die 
Overcriminalization wäre. So sollten z.B. die von republikanischen Senatoren 
vorgeschlagenen Mens Rea Reform Act 2015 und Criminal Code Improvement 
Act 2015 zumindest für das Bundesstrafrecht die Geltung des Schuldprinzips 
garantieren.518 Gegner dieser Vorschläge argumentieren, dass diese mens rea 
standards einzig dazu führen würden, Unternehmen und Wirtschaftsakteuren 
vor einer strafrechtlichen Verfolgung zu schützen, gerade im Bereich von 
Umwelt- oder Arbeitsschutzvergehen oder anderen Bereichen von öffentli-
chem Interesse.519 Auch hier zeigt sich die politische Seite des Schuldprinzips 
bzw. der strict liability-Doktrin und die Bedeutung der Kriminalpolitik für 
a l ,  i  K i l  i    i  i  
i   i . Di  f  ll  i  é l   ik  
Verantwortlichkeit jedenfalls berücksichtigt werden.
Als Ausweg aus der beanstandeten Overcriminalization-Krise wird dem-
l   li  O i i  l , i  
Grenzen des Strafrechts neu zu konstituieren.520 Dazu wird auch festgehal-
ten, es müssten schlichtweg bessere, regulatorische oder wohlfahrtstaatliche 
Alternativen vorhanden sein, um nicht immer auf das Strafrecht zurück-
greifen zu müssen.521 Das Strafrecht sei nur einer der möglichen Wege für 
Regulation, mit welchen soziale Ziele verfolgt werden könnten.522 In der Tat 
lässt sich für das angelsächsische Recht, genauso wie für das kontinentaleuro-
päische, die Grundtendenz feststellen, dass das Strafrecht zunehmend auch 
als Instrument staatlicher Sozialkontrolle verstanden wird, mit welchem 
gesellschaftliche Entwicklungen beeinflusst und gesteuert werden sollen.523 
516 So c , O i i li i , .
517 Siehe dazu z.B. e , Congressional Research Service 2016, 1 ff.
518 So z.B. die Stellungnahme von M , Legal Memorandum 2015, 1 ff. als Vertreter 
eines konservativen Think-Tanks.
519 e , Congressional Research Service 2016, 1.
520 d ,  J. C . L l I  ,  .
521 c , O i i li i ,  .
522 D   ., Criminalization, 27.
523 h , 21.
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D i i  ä i    N i  i  „ “ d  l  
d i    „kl i  K “ i  i  i-
mär auf gewichtige Freiheitsverletzungen gerichteten Prägung hingewiesen, 
wobei diese Differenzen auch auftretende Probleme im Zusammenhang mit 
der traditionellen Verbrechens- und Zurechnungslehre erklären könnten.524
.  M l  i    l  i i
Eine in vorliegendem Diskussionszusammenhang immer wieder vorgebrachte 
und bis heute gebräuchliche Differenzierung, ob es sich um strict liability 
offences handelt oder nicht, basiert auf der bereits auf Aristoteles zurück-
gehende Unterscheidung zwischen Delikten mala in se und Delikten mala 
prohibita, l  i  „ i li “  „  f “.525 Diese 
Unterscheidung gründet auf der Annahme eines dem Strafrecht zugrunde 
liegenden Moralkodex.526 Mala in se seien gemäss dieser Unterscheidung 
Straftaten, die bereits ihrer Natur nach moralisch verwerflich seien, wäh-
rend mala prohibita die Verletzung solcher Gesetze seien, die erst positiv-
rechtlich als Unrecht definiert und keinen direkten Zusammenhang mit 
moralischer Schuld aufweisen würden.527 So seien z.B. Verbrechen wie Mord, 
Vergewaltigung oder Diebstahl mala in se, da sie inhärent unmoralisch seien, 
während mala prohibita nur deshalb kriminell seien, weil sie verboten sind.528 
Hauptsächlich auf dem Boden dieser grundsätzlichen Unterscheidung soll 
sich die strict liability ausgebreitet haben.529 d  i è  ä li   public wel-
fare-é i è  l i i , i i  mala prohibita auf die umfassende 
Geltung des Schuldprinzips zu verzichten.
Di  é k ü   i  „M lk “, ll  i  l  ü  
bestimmbar sein, ist allerdings ein fragiles Fundament für eine eindeutige 
Differenzierung. Bei beiden Kategorien handelt es sich um Straftaten, welche 
  li  g l  i  i  g il  l i è  
i   i  i  K    i   
Platzierung eines persönlichen Vorwurfs.530 Auch der U.S. Supreme Court 
524 h , 30 ff. m.w.N.; K ,  H . L. c . ,  . ; i    
die Ausführungen zur zunehmenden Verbreitung der Gefährdungsdelikte auf S. 88 f.
525 Bä , 33; C ,  j l  L.J. ,  ; D   ., Criminalization, 3 f.
526 b , 112.
527 Bä , 33.
528 é , Textbook, 110.
529 So Bä , 34.
530 d , é i i  d i  Li ili ?, i .
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musste zugeben, dass es keine präzise Trennlinie gebe bzw. keine klaren 
Kriterien vorliegen würden, die eine eindeutige Abgrenzung zuliessen.531 
Gemäss Sayre seien zudem viele strict liability offences wie z.B. dasjenige 
der statutory rape, d.h. der sexuellen Handlungen mit Minderjährigen, 
ä  „ li “, ä  l i   D lik  i  ll  
Erfordernis einer inneren Tatseite dies nicht seien.532 Auch Hall kritisiert 
i  f i  l  l  li  ü  i  k k  é l   
relevanten Problemfelder.533
Auch die Differenzierung zwischen den als true crimes und quasi cri-
mes534 bezeichneten Straftaten liege gemäss Norrie einzig in einer ideo-
l i  ä    f i , l  i  
direktem Zusammenhang mit der historischen Entwicklung im Rahmen 
 I i li i    k i li i  d  . d   i  
i  g  i k l ,  ü  i  i l  Kl  -
schiedene Regulierungs- und Stigmatisierungsformen vorsah. Während für 
die eine Seite die individuelle Verantwortlichkeit zur Anwendung gelangte, 
ll   d   regulatory offences die schlimmsten Auswirkungen und 
E   i i li i  hi  i  k lli , 
ohne aber das Stigma zu platzieren, welche der persönliche Schuldvorwurf 
mit sich bringe.535 Trotzdem wird immer wieder angeführt, dass es sich auf-
grund gerade dieses fehlenden Stigmas nicht um wirkliche Straftaten handle 
 i i  „b i-d “ l  i  i  l i   é ü  
an den Beweis des Vorliegens der mens rea gestellt werden müssten.536 Dem 
k  l  ,   i  d  ü  i  „b i-D lik “ 
punitiv sind und eine Verurteilung ohne Vorliegen von Schuld die Funktion 
dieser Strafe und des Strafrechts als Ganzes schwächt.537 Die Unterteilung 
531 Morissette v. United States,  f.d. ,  ; i   Bä , 109.
532 d ,  C l . L. c . ,  ;  statutory rape siehe S. 362 ff.
533 H ,  C l . L. c . ,  ; ders.  f. a . L. c . ,  . .
534 Diese Unterscheidung und der Hinweis, es handle sich bei strict liability offences um 
Delikte, welche „not truly criminal in character“ seien, findet sich z.B. bei d , Is 
d i  Li ili  él  h ?,  .   i  i  G i il ; i  .B. 
P ,)G )&)T )L .) .)W )[1902] 2 KB 1; London Borough Council of Harrow v. 
Shah [1999] 3 All ER 302, [2000] 1 WLR 83; G ) .)T )A -G ) )H )K  
[1985] 1 AC 14, [1984] 2 All ER 503.
535 N , 86.
536 D   ., Criminalization, 9.
537 v li   d , é i i  d i  Li ili , ii;  F k i   d   
Strafrecht ausführlich S. 186 ff.
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in serious stigmatic crimes und non-stigmatic offences, wie sie von einigen 
Gerichten im Zusammenhang mit der strict liability vorgenommen wird,538 
scheint ebenso wenig hilfreich. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass 
selbstverständlich eine Parkbusse weniger öffentliches Stigma nach sich zieht 
als ein schweres Verbrechen.539 Es handelt sich hierbei aber um eine Frage des 
M    c l   N  ü  i  i l  O , i  j   
eine grundlegende Frage der Natur der Strafbestimmungen.
Diese Zweiteilung stellt demzufolge einen weitgehend willkürlichen 
g  i  é l    i i  i  i i i i-
schen Auffassung. Die Einführung von Strafgesetzen geschieht zwar nicht 
unabhängig von der gesellschaftlichen Grundhaltung und der moralischen 
Verankerung gewisser Normvorstellungen, die Frage, ob es sich dabei um 
i  D lik  l , i  j  i i  i i  i  d  -
legt. Darüber hinaus dient diese Unterscheidung gerade mit Blick auf die 
Variabilität der moralischen Anschauungen keiner klaren Differenzierung 
und kann höchstens einen Indikator bieten, wie stark ein Normbruch die 
Gerechtigkeitsvorstellungen der zu diesem Zeitpunkt lebenden Gesellschaft 
berührt und es entsprechend einer mehr oder minder deutlichen Reaktion 
bedarf.540 Auch der teilweise fehlende Zusammenhang zwischen der 
538 d , I  d i  Li ili  él  h ?,  . .N.
539 vgl. d , I  d i  Li ili  él  h ?, ,  l   B i  quasi-crimi-
nal für angemessen hält.
540 Während der Versuch, diesen mala prohibita eine eigene Natur nachzusagen, primär aus 
rechtstheoretischer Sicht angegangen wurde, finden sich empirische Untersuchungen 
dazu nur spärlich. Eine Ausnahme bildet ein neues Experiment von Giffin und Lombrozo: 
Dabei wurde in drei verschiedenen Untersuchungsanordnungen mittels Vignetten ver-
sucht, die Frage zu adressieren, ob die strict liability offences das intuitive moralische 
Bewusstsein von Laien reflektiere und dabei ein Unterschied zwischen diesen und 
anderen Straftaten festgestellt werden könne. Tatsächlich konnte nachgewiesen wer-
den, dass die Teilnehmer die vorgestellten Beispiele strikter Verantwortlichkeit anders 
il  l  i j i   d . G ä   é  ä  i  l -
gische Forschung aufzeigen können, dass der Vorsatz einer Person grundsätzlich eine 
relevante Variable in der Bestimmung moralischer Verantwortlichkeit darstelle. Es 
stelle sich nun die Frage, ob das in den Fällen der strict liability weniger der Fall sei. Die 
Studie konnte allerdings nur nachweisen, dass diese Fälle tatsächlich mehr als malum 
prohibitum wahrgenommen werden und den Befragten in ihrer Kriminalisierung 
willkürlicher erscheinen. Entsprechend würde sich das moralische Urteil primär auf 
die Feststellung beziehen, dass überhaupt gegen ein Gesetz verstossen wurde und sei 
weniger sensibel hinsichtlich der inneren Tatseite. Es scheint wenig überraschend, dass 
es gerade im Bereich der Massendelikte weniger um ein moralisches Urteil aufgrund 
K ) : S )L ) )A ) ) )S
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Grenzziehung und der Höhe der Strafandrohung führt zu unlösbaren 
Problemen theoretischer Differenzierung.541
.  d i  Li ili  l  e il  d
Die bereits beschriebenen Einteilungsversuche der strict liability offences als 
„  é “  d  .B. i  Ei il  i  quasi-crimes oder regulatory 
offences  l  i  F  ,   i  i i  i  a l   D lik  
wirklich noch um einen Teil des Strafrechts handelt, oder ob diese ein eige-
 d  ll .542 In diesem Zusammenhang wird als Ausweg aus der 
„Ü k i i li i “ ä i  , i  D lik k i   i  i -
nen Art von Bestimmungen ausserhalb des eigentlichen Kriminalstrafrechts 
herabzustufen.543 G  i   O i i k i  i  D l  
sollen so bestimmte, als weniger gravierend empfundene Delikte aus dem 
Kernbereich des Strafrechts ausgeschieden werden.544 Bezeichnend ist auch 
der Begriff des Nebenstrafrechts, der eigentlich nicht mehr als die Summe der 
strafrechtlichen Regeln bezeichnet, welche ausserhalb des Strafgesetzbuches 
normiert sind,545 oftmals aber gleichzeitig fälschlicherweise impliziert, 
es würde sich dabei auch um eine andere Art von Strafrecht handeln.546 
e ä li  i   O i i k i  i  D l  l  l i  
einheitlicher Körper von Normen mit verfahrensspezifischen Besonderheiten 
US-amerikanischen und englischen Autorinnen und Autoren regelmässig als 
Vorbild im Kampf um die Wirren der strict liability-Doktrin im Bereich der 
public welfare offences. v li  i  i  i  O i i k i  
eines persönlichen Verschuldens ankommt. Die Frage bleibt aber ungeklärt, in welche 
Richtung sich die Wirkung entfaltet, ist es doch naheliegend, dass die weite Verbreitung 
der Doktrin auch ihre Spuren in der Rechtswahrnehmung der Laien hinterlassen hat. 
Ferner konnte die Studie nicht nachweisen, dass das Verschulden keinerlei Einfluss hat, 
sondern nur, dass es tatsächlich Differenzen zwischen mens rea und strict liability offen-
ces gibt; siehe G /L ,  L  & H . B .  .
541 So auch D   ., Criminalization, 8.
542 D   ., Criminalization, 3 f.
543 d   , 194.
544 k  i  H   K i i l   O i i k i  i  
Deutschland siehe h , 81 ff.
545 So die Definition bei c , ée, §  N .
546 Dies ist keineswegs zutreffend, finden sich doch auch im Nebenstrafrecht zahlreiche 
Strafbestimmungen mit zum Teil erheblichen Strafandrohungen, welche keineswegs als 
minder schwerwiegend bezeichnet werden können; siehe z.B. Art. 44 ff. CH-FINMAG 
oder Art. 90 ff. CH-SVG.
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aus der Kategorie der mala prohibita entwickelt worden und würde dem Ziel 
dienen, die Durchsetzung kleinerer Verstösse in Anwendung weniger stig-
matisierender Verfahrensformen zu ermöglichen.547 Ursprünglich war die 
d    O i i k i  ll  i   I  
einer weitgehenden Entkriminalisierung einhergegangen. Allerdings ist es 
li ,  i  k  i  i  i  v  
oder der Umbenennung von Sanktionen wirklich von Entkriminalisierung 
gesprochen werden kann.548 Trotzdem: Eine derartige formelle Unterteilung 
i  i  „é il “, l  i  a l ik   i  
lösen, so doch zumindest entschärfen könnte, kennen die angelsächsischen 
Rechtsordnungen nicht.549
Ei  i kli  „é l “ ü  k i  , i i  
Delikte tatsächlich nicht mehr strafrechtlich zu erfassen. Andernfalls ist 
zu akzeptieren, dass auch im Rahmen der mittlerweile weit verbreite-
 „ l i  F k i “  d  i  a i i i ,  
das Schuldprinzip, eingehalten werden müssen.550 Denn auch bei solchen 
O i i k i  l   i   c k i   g ö   
Verhaltensnormen mittels einer repressiven Sanktion, materiell also um nichts 
anderes als Strafrecht.551 Es ist folglich nur logisch, dass auch der Europäische 
G i  ü  M  i  i  „f “ li  
d k i   i  M ki  i  l  „ i - li “   
Gesetzgeber nicht als relevant für die Frage betrachtet, ob es sich in einem 
konkreten Fall um eine Strafe bzw. Straftat handelt.552 é  O  
 g l k i   l li  i ll l  d  li i i , 
was bedeutet, dass die Regeln des Allgemeinen Teils der entsprechenden 
547 Bä , 159; D   ., Criminalization, 33 f.
548 N /c , Quasi-Strafrecht, 109.
549 d , vii f.
550 So é ,  O i  d . J. C i . L. ,  .
551 h ,  .;  é  i  K i i l-  O  i  -
i  a i i  i . Ei i  é i   é  l  i  -
litativen Unterschied ausmachen zu können, während andere die Auffassung vertreten 
würden, es handle sich nur um graduell abgestufte Unrechtsformen. Im Endeffekt wird 
die Abgrenzung im Einzelfall vom Gesetzeber wohl vorwiegend pragmatisch vorgenom-
men und liegt in dessen Ermessen; vgl. auch c , ée, §  N .
552 Siehe z.B. bereits Öztürk v Deutschland, EGMR Urteil vom 21.2.1984, Serie A, Nr. 73; dazu 
auch D   ., Criminalization, 33 f.; E , 215.
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Strafgesetzbücher und damit auch das Schuldprinzip Anwendung finden.553 
Eine grundsätzliche Wesensverschiedenheit von Strafrecht und Verwaltungs- 
 O i i k i  i  l  i   i ,   
i  li i  ll   d lik  l .554 Daran ändern auch 
gewisse prozessuale und materielle Eigenheiten nichts.555 Folglich handelt es 
sich auch bei diesen Abgrenzungen nur um eine Wertung des Gesetzgebers 
und eine rein formale Differenzierung, welche Lockerungen strafrechtli-
cher Kerngarantien jedoch kaum zu legitimieren vermögen.556 Eine reine 
Umbenennung löst das Problem demzufolge nicht substanziell.
.  d i  Li ili  i  d   e  L
Es sollte bereits klar geworden sein, dass die Grenzen des Strafrechts zwar 
nicht immer leicht zu definieren sind, es sich dabei aber im Unterschied 
zum Privatrecht nicht nur um die Sicherung der Durchsetzung von privaten 
Ansprüchen und Interessen handelt. Vielmehr führen Straftaten zu einer 
gewissen öffentlichen Enttäuschung, auf welche die Strafe eine Reaktion dar-
stellt. Auch das Privatrecht hält, wie noch genauer zu diskutieren sein wird, 
enttäuschte Erwartungen kontrafaktisch durch, d.h. gerade trotz der fakti-
schen Missachtung im Einzelfall. Allerdings stabilisiert das Strafrecht dar-
über hinausgehend Normen mittels seines spezifischen Instrumentariums.557 
Entsprechend bedarf Strafe auch einer speziellen Rechtfertigung, die sich 
von den privatrechtlichen Reaktionen unterscheidet.558 Die Strafe ist die mar-
kante Eigenschaft dieses Rechtsgebietes, eine institutionalisierte Reaktion 
auf einen Normbruch, welcher einer speziellen Rechtfertigung bedarf.559 Das 
Strafrecht abzugrenzen ist deshalb nicht möglich, ohne sich näher mit die-
sem Instrument zu befassen.560 Persönliche Verantwortlichkeit und Schuld 
haben in der Entwicklung des Strafrechts eine zentrale Rolle gespielt und 
es wird bereits jetzt klar, dass diese Art des Zurrechenschaftziehens für die 
553 N /c , Verwaltungsstrafrecht, 31 f. und 52; E /F /é , 90; 
d /a , 240.
554 E /F /é , 7; c , ée, §  N  ;   g  i ll  
Unterschiede auszumachen siehe ausführlich N /c , Quasi-Strafrecht, 96 f.
555 Zu diesen Eigenheiten z.B. E /F /é , 18 ff.
556 N /c , Quasi-Strafrecht, 96 f. und 114.
557 Dazu ausführlicher auf S. 175 ff. und S. 180 ff.
558 F , 13.
559 é ,  O i  d . J. C i . L. ,  .
560 Siehe dazu S. 175 ff.
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Abgrenzung zwischen dem Strafrecht und anderen sozialen Institutionen 
von hoher Relevanz ist.561
In Kontext mit der strict liability stellt sich dabei regelmässig die Frage, ob 
diese Art der Regulation überhaupt zum Strafrecht gehört oder ob es sich 
dabei um eine andere Art von Regulierung handelt.562 Neben der Diskussion, 
ob es sich bei den regulatory offences einfach um ein Nebenstrafrecht oder ein 
i  O i i k i  l , k   ll i  
die Frage in den Raum gestellt werden, ob mit der strict liability überhaupt 
noch die eigentliche Funktion des Strafrechts adressiert ist oder ob sich diese 
i l  l   d  i   i  D lik   äl li -
weise über gewisse strafrechtlich garantierte Institutionen abgehandelt wer-
. D   g l    O i i k i  
wenn auch nicht zum Kernstrafrecht, so doch immer noch zum Strafrecht 
gehören, ist unbestritten. Die Einordnung gerade der public welfare offences 
zum Strafrecht ist im angloamerikanischen Recht allerdings problemati-
scher und verschiedene Autorinnen und Autoren vertreten die Ansicht, es 
handle sich dabei vielmehr um eine eigene Art von civil offences oder public 
torts, welche überhaupt nicht genuin strafrechtlich seien.563 Diese seien zwar 
der Form nach strafrechtlich, der Natur nach aber zivilrechtlicher Art, was 
auch die Lockerung des Schuldprinzips erklären und legitimieren könne.564 
Gewisse Reformvorschläge drängen demzufolge in die Richtung, diesen gan-
zen Regelungskomplex einfach ins Zivilrecht zu verfrachten, wobei auch in 
der englischsprachigen Literatur, wie bereits angesprochen, offen die Frage 
gestellt wird, ob eine reine Umbenennung dieser Deliktskategorie effektiv 
und gerechtfertigt sei, auch wenn so zumindest die Stigmatisierung reduziert 
werden könnte.565
Diese Position, es handle sich bei den strict liability offences eigentlich nur 
um Privatrecht, ist kaum zu halten.566 Auch bei den regulatory offences geht 
es um die hoheitliche Verhängung von Strafen als öffentliche Reaktion auf 
einen Normbruch und nicht nur um die Durchsetzung eines zivilrechtlichen 
561 F , 170; H ,  C l . L. c . ,  . .
562 v li   D   ., Criminalization, 4.
563 a ,  f. a . L. c .  ; d ,  C l . L. c . ,  . ; i   
auch b , 5; Bä , 91 ff.
564 Bä , 91 mit Verweis auf R. v Stephens [1866] LR 1 QB 702, 708.
565 b , 7.
566 So auch b , 11.
K ) : S )L ) )A ) ) )S
110
Anspruchs.567 Die Funktionen der beiden Rechtsgebiete unterscheiden sich 
deutlich, wie noch genauer auszuführen sein wird.568 Die Entwicklung der 
strikten Verantwortlichkeit im US-amerikanischen und englischen Strafrecht 
verlief zwar in der Tat nicht unabhängig von der analogen Rechtsfigur im 
tort law.569 O l    i   é i   c i   
Anwendung klare Analogien und die Haftungsprinzipien wurden nicht selten 
vermischt.570 Trotzdem sollte schon zu diesem Zeitpunkt klar werden, dass 
es sich um unterschiedliche Rechtsgebiete mit unterschiedlichen Aufgaben 
und Regelungsgegenständen handelt. Ein einfacher Verweis darauf, dass es 
sich bei den Delikten mit strikter Verantwortlichkeit um Delikte ausserhalb 
des Strafrechts handle, kann entsprechend nicht für eine Legitimation der 
Lockerungen des Schuldprinzips ausreichen.
.  d i  Li ili  l  H  ü  i  
d i
.   f lä li k i  i i  E klä -  
Kategorisierungsversuche
Die vorangehend dargestellten Definitions- und Differenzierungsversuche 
lassen keinen befriedigenden Schluss zu. Die Trennung der verschiedenen 
Deliktskategorien zur Begründung der strict liability-Doktrin kann zwar ver-
schiedene Indikatoren liefern, mit welchen Argumenten diese Rechtsfigur 
gerechtfertigt und rechtstheoretisch eingeordnet wird, bietet jedoch 
keine zufriedenstellende Zuordnung und ist zu weiten Teilen willkürlich. 
D  g ,  e i i i   „ö li  h l“  i   
Strafe abzustellen, bleibt wenig aussichtsreich in Anbetracht der Fülle der 
Deliktsarten, welche unter dem Label strict liability zusammengefasst werden. 
Am Schluss bleibt die Kernunterscheidung zwischen strict liability-Delikten 
und Delikten mit Erfordernis eines vollen Schuldnachweises gerade diejenige 
dieser der Definition inhärenten Differenz, welche wiederum einzig positivi-
stisch erklärt werden kann. Dies befreit allerdings nicht von der Aufgabe, mit 
567 Bä , 93 ff.
568 S. 172 ff.; zu diesen Unterschieden auch K , 129 Harv. L. Rev. 1486, 1513 und 
 . .
569 Dazu ausführlich H ,  C l . L. c .    ders., 43 Colum. L. Rev. 967 
.
570 Vgl. Bä , 82.
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Blick auf die Funktion des Strafrechts Erklärungen und Gemeinsamkeiten 
herauszufiltern und festzustellen, inwiefern sich Eigenarten der verschiede-
nen Kategorien ergeben. Es wurde aber deutlich, dass die Kategorien public 
welfare offences und regulatory offences, mala in se und mala prohibita oder 
auch true und quasi crimes neben Hinweisen auf die gängige Legitimation 
der Doktrin keine sinnvolle Erklärung oder Abgrenzung darstellen. Vielmehr 
müssen weitergehende Kategorisierungsversuche unternommen werden, 
welche das Phänomen präziser erfassen und der Essenz dieser Delikte auf den 
Grund gehen.
Die Identität des Strafrechts, seine Funktion und seine Grenzen hän-
gen unweigerlich miteinander zusammen. Die Grenzen des Strafrechts 
zu erfassen ist dabei mit der Rechtfertigung von Strafe und persönlicher 
Verantwortlichkeit eng verzahnt.571 Gerade die Frage, was für eine Rolle der 
Schuldvorwurf dabei spielt, ist von zentraler Bedeutung und wirft ein speziel-
les Licht auf die Doktrin der strict liability. Das Schuldprinzip sei dabei, so die 
herkömmliche Vorstellung, besonders geeignet, die Grenzen des Strafrechts 
zu manifestieren und zu limitieren, da dieses Strafe nur im Falle eines per-
sönlichen Vorwurfs rechtfertige.572 Es setze nicht nur staatlichen Eingriffen 
i  G ,  i i   d  ü  i  -
tantiell.573 Im Vergleich zum Zivilrecht sei dieser persönliche Vorwurf nicht 
nur einer von zahlreichen Verarbeitungsmechanismen, sondern der zentrale 
überhaupt.574 Damit wird wiederum deutlich, dass die Frage nach den Grenzen 
des Strafrechts zunächst die Frage nach der Funktion des Strafrechts bedingt. 
Nur wenn klar ist, wofür wir ein Strafrecht haben, können Prinzipien ent-
wickelt werden, welche auch die Kriminalisierung normativ beschränken.575
.  N i k i  i  A l
Aufgrund der Verschiedenartigkeit der Normen, Werte und Ziele, welche 
mit verschiedenen Delikten und Deliktskategorien geschützt würden, müsse 
man, so Duff et al., dem Grundgedanken gegenüber offen bleiben, dass den 
Ansprüchen an den Schuldvorwurf in verschiedenen Bereichen verschiedene 
Relevanz zugeschrieben werde und entsprechend dem Schuldprinzip auch 
571 F , 170.
572 So z.B. é ,  O i  d . J. C i . L. ,  .
573 F , 164.
574 H ,  C l . L. c . ,  .
575 é ,  O i  d . J. C i . L. ,  .
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nicht bei allen Delikten gleiches Gewicht zukomme.576 Zu ihnen gesellen sich 
i  i  é i   é , i  i è  l  i  
Ü , l  K i l i    a i è  i  d /
Weiss-Einordnung der strict liability-Doktrin verweigern. So sei es, und dies 
ist sicher zutreffend, nötig, zwischen verschiedenen Konstruktionen zu 
unterscheiden, bevor überhaupt eine sinnvolle Beurteilung möglich werde.577
Husak hat in seinen Ausführungen zur Unterscheidung zwischen der 
sog. formellen und materiellen strikten Verantwortlichkeit sodann darge-
legt, dass diese auf den verschiedenen Verständnissen des Schuldprinzips 
basiere und dass dieser Umstand die normative Kontroverse rund um die 
strikte Verantwortlichkeit leiten müsse.578 v li    c l  i 
Simons: d  i ä  i  ll  é l  l i   i  l  pure 
als auch die als impure klassifizierte strict liability grundsätzlich mit dem 
Schuldprinzip i.S. eines Vergeltungsstrafrechts unvereinbar, wobei letz-
tere jedoch akzeptabler sei, da immerhin in Bezug auf einige Elemente ein 
persönlicher Vorwurf platziert werde. Würde man allerdings einen subs-
tantiellen Ansatz verfolgen, könnten u.U. grundsätzlich alle Formen der 
strikten Verantwortlichkeit legitimiert werden, wenn das Delikt trotz 
Abwesenheit eines Nachweiserfordernisses in Bezug auf die sonst üblichen 
Schuldmerkmale einen materiellen Schuldnachweis erfordere.579 Die meisten 
Autorinnen und Autoren differenzieren in ihrer Beurteilung also hinsicht-
lich verschiedener Arten dieser Delikte. So eruiert bspw. Simons weiter-
gehend drei Formen von strikten Strafnormen, welche durchaus mit dem 
Schuldprinzip vereinbar seien: Wenn die strikte Verantwortlichkeit nicht 
mehr als ein Ausdruck des sog. moral luck-Prinzips, also einer Variante der 
l li i i  D lik , i,580 wenn die strikte Verantwortlichkeit nur 
eine legitime Form einer leichten Fahrlässigkeit impliziere oder wenn die 
Anforderungen des Schuldprinzips durch vergleichbare Massstäbe abgedeckt 
würden.581 Diese Differenzierungs- und Beurteilungsversuche zeigen, dass 
bereits bei der Frage, inwiefern verschiedene Variationen der strict liability 
offences gegen das Schuldprinzip verstossen, Uneinigkeit herrscht. In der Tat 
576 D   ., Criminalization, 10.
577 Diese Erkenntnis mündete in den in der Folge kurz angesprochenen und in Teil 4 
d.  .  i   lä  K i i .
578 H , d i  Li ili , J i   a i li , ; i   ü li  d.  .
579 d ,  J. C i . L. & C i i l  ,  .
580 Zur Relevanz des „moral lucks“ siehe S. 339
581 d ,  J. C i . L. & C i i l  ,  .
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greift das Fazit, strict liability offences würden alle gegen das Schuldprinzip 
verstossen und seien deshalb alle abzulehnen, zu kurz. Die Unklarheiten, was 
überhaupt alles als strikte Verantwortlichkeit zu gelten habe und nach was 
die Einhaltung des Schuldprinzips und die Platzierung eines Schuldvorwurfs 
im Detail verlangen würden, erlauben eine so generelle Beurteilung auf der 
bestehenden Grundlage schlichtweg nicht.
Im Zusammenhang mit der spezifisch strafrechtlichen Normstabilisierung, 
die in nachfolgenden Kapiteln noch Gegenstand genauerer Untersuchung 
sein wird, zeigt sich, dass nicht nur Normbruch und Strafe eine unweigerli-
 d  ll ,   ö li  g li k i   
d . B i i  d   d l   i  i   g äl i  
 d l , . . l  i  ik  g li k i , ll  i  l li  
Herausforderungen nicht nur hinsichtlich der klaren Unterscheidbarkeit des 
d  ü   i l  d   I i i , 
sondern darüber hinaus auch hinsichtlich der Frage, ob das Strafrecht so sei-
ner eigentlichen Aufgabe überhaupt nachkommen kann. Bevor dieser Frage 
  k ,  ll i  ü  ,  „d l “ 
überhaupt bedeutet und ob sich dabei tatsächlich Differenzen zwischen den 
Rechtsordnungen ergeben. Nur dann kann eruiert werden, ob und inwiefern 
i  d k i    i  „d l “ ü  i  a l  ü  i  
d ili ä   d  ll .
114
K i l :  g i ili ä   d l  
 d l i i  l  
Herausforderung
I.  g   D , 
E   F ?
. al li   d l k k i
Ein pluralistisches Verständnis von Schuld zeigt sich, den vorangehen-
den Ausführungen folgend, also nicht nur im historischen Längsschnitt 
oder in den verschiedenen vertretenen Standpunkten innerhalb ein-
zelner Rechtsordnungen, sondern vor allem und besonders deutlich im 
c l i . hi  ü li  l i  , ll  i  strict liability 
dabei in besonderem Masse eine Herausforderung für die Strafrechtstheorie 
und die Schuldlehre dar. Die zahlreichen Konstruktionen, bei denen von 
der eigentlichen Straftatlehre abgewichen wird, offenbaren die Variabilität 
strafrechtlicher Verantwortungszuschreibung im existierenden sozialen 
d . Di  Füll  ö li  h   D i i i  
indiziert dabei bereits, dass das Zustandekommen von rechtlichen 
Begriffen gerade in Bezug auf die Zuschreibung von Verantwortung stets 
-   ä i  i . Di  g i   k i -
ren fällt gerade Anhängern ontologischer Anschauungen schwer. Der 
Pluralismus des Schuldverständnisses und seiner rechtlichen Dimension 
kann aber als Exempel dafür betrachtet werden, wie solche Konzepte stets 
i l k i  i    i   i l  O  ü  i  
Sinn gefüllt werden.
Entsprechend muss auch die Frage nach der Funktion der Schuldzuweisung 
. d l i  i  G ll    F    
I. V ) )D ,)E ) )F ?
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Ei   d l  i  i  d    é  
juristischer Begriffe unterschieden werden. Während dogmatisch die Schuld 
i.w.S., also i.S. einer inneren Tatseite und persönlichen Vorwerfbarkeit z.B. 
i   i  c  i  c   „ j k i  
e i “   „d l “, i  F k i  l  „élément moral“ und „faute“ und 
in den Common Law-Ländern als Bestandteile der „mens rea“ in Verbindung 
mit den „defences“ abgehandelt wird, wird in der Folge davon ausgegangen, 
dass unabhängig davon, wie sich das jeweilige juristische Konstrukt gestaltet, 
 d l i  i  c  l  i l  d  i  l i  é  
k . él  g   d   i  „Fil “ i  c   
Straflegitimation kommt ihr eine zentrale Funktion zu. Welche das ist und 
wie variabel sie sich auch aus soziologischer Sicht gestaltet, gilt es herauszu-
i . O  i  E k i  l  B ö  i   j i i  K k  
  ll    ü è    i  i  -
i  i è  i  i  F l   d ik. Di  é l   
F k i   d l i  i  d , i  i l i li  
Fragestellung, ist davon allerdings nicht betroffen. Die These lautet hier, um 
i  i  l ,   l li i  K i  i  -
temfunktionale Einheitlichkeit besteht.
. d l   g  l  K k i
Die Variabilität des strafrechtlichen Schuldvorwurfs innerhalb der 
Rechtsordnungen nicht nur hinsichtlich der Straftatlehre, sondern darüber-
hinausgehend auch in Bezug auf die tatsächlichen Differenzen in der prak-
i  li  g i  i.d. . „ ik “  
„ i  ik “ f   d l i i , i  i    -
läufigen Akzeptanz eines Pluralismus des Schuldbegriffs. Vielmehr geht diese 
ék  k i  i  i  é   i  d   i  
der materiellen und objektiven Wahrheit verpflichteten Verständnisses von 
Schuld einher, welche unabhängig von sozialen Gegebenheiten existiert. Wird 
nach der Funktion eines rechtlichen Instituts wie der Schuldzuschreibung für 
 G  G ll  ,   i   é  i -
,  i  l  M i  i  i l  d  l  i l   
  i  i l  d  l  i i   i  
werden. Eine Anlehnung an einen übergeordneten Bezugspunkt, der ausser-
l   i l  d   i  l   G ll  li , lä  
sich damit nicht vereinbaren.
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Der vorliegenden Untersuchung ist demzufolge ein konstruktivisti-
sches Grundverständnis inhärent. Damit einher geht auch das Postulat 
einer Beobachterrelativität582 und die Ablehnung der Idee einer objektiven 
Wirklichkeit.583 Jede Erkenntnis ist selbst nur eine Beobachtung.584 Auch 
i  é l   ä  k i  i il i  k   i  
absoluten Wirklichkeit oder Wahrheit. Die verschiedenen Auffassungen 
von Schuld können dies jeweils ebenso wenig. Die strafrechtstheoretische 
 il i  d    „ i  “ d l i , l  
von der vielfach geteilten wissenschaftlichen Hoffnung genährt wurde, dass 
durch Forschung nach und nach ein absolut wahres Bild der Welt zu enthül-
len sei, ist kaum ein Beweis dafür, dass die Möglichkeit des Erkennens einer 
solch apriorischen Wirklichkeit überhaupt besteht.585 Ganz im Gegenteil 
ist der Pluralismus der Schuldbegriffe geradezu starkes Indiz dafür, dass 
es eine solche einzig richtige Auffassung nicht gibt und nicht geben kann. 
Die Auffassung, was strafrechtliche Schuld ist oder sein soll, ist stets viel-
 e il i  K k i  i l   i l  d . G  i  
juristische Art und Weise, wie man über Schuld und Verantwortung unter 
 M  i  L   G i  il , i  iè   i  
F    i   F   i , i   i  i  B i  i   
von unserer Gesellschaft definierten Subjektivität und der Wahrheit beson-
ders deutlich zeigt.586 é  i   „hi kli k i “  d l i  -
i  i  l  i  I i k k . I  B   i  d  
G ll  i  i  ll i   l  i l  „hi kli k i “.587 
Entsprechend soll dieser Relativismus und die Limitiertheit menschli-
cher Erkenntnismöglichkeiten keineswegs als Wissenschaftsfatalismus 
i  . Di  d - c i   i  d -
582 aö , 11.
583 „O j k i  hi kli k i  i  i  I , i   K k i i  ü   i .“,  
J , 170.
584 Beobachten heisst dabei unterscheiden und bezeichnen, womit der Konstruktivismus 
l  „e i   f i “ i . hi li  E k i  i  
k i  E k i   hi kli k i , „  i  e il  K k i   hi kli k i “; 
siehe d  d , 20 ff.; aö , 11 f.; J , 170 f.
585 g  G , 17; J , 27.
586 So F , 13.
587 H , 74 f.; Gemäss L , Wissenschaft der Gesellschaft, 688, müsse man die 
d  G ll  ä l ,   klä  ll , i  hi  i  B  
auf das, was dann als übereinstimmend erfassbare Realität gelte, überhaupt zustande 
komme.
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Rechtssoziologie lassen sich dennoch problemlos rechtfertigen, da dieses 
hi   i  Mö li k i  i  i  „ j k i  Hi i   
 j k i  E l i l   G i   i “588 und dem-
zufolge von hohem Erkenntniswert ist.
Umso wichtiger wird es aber, sich auf die sozialen Mechanismen zu beru-
fen, welche die Schuld- und Verantwortungszuschreibung in ihrem Wesen 
 i  i  O i i  i l   G ll  
 i , l  i  i . Di  O i i    l i  
F k i  i l   i l  O   i   i  „ l  
h i “ lä   i   , i  c l i i ä   i  Ei  
strafrechtlicher Schuld in den verschiedenen Rechtsordnungen zu akzep-
tieren, sondern bietet vielmehr auch Einordnungsstützen und Erklärungen 
in Hinblick auf die zahlreichen Lockerungen des Schuldprinzips auf der 
einen und dessen energische Verteidigung auf der anderen Seite. Dafür muss 
zunächst danach gefragt werden, was der Schuldvorwurf für eine Funktion 
innerhalb des Strafrechts und damit innerhalb der Gesellschaft erfüllt. Dies 
k  i l  i l i  é l  .
Mi   i  l   l i   ll  -
i  é l  ll   li , i  F k i i   
d  illi   . I  k   i 
die Frage, worauf der strafrechtliche Schuldvorwurf gründet und ob bzw. 
i i  i  k i l, . . k i l l i  i . D  
i  i  i  é i  i  i ä i  „c li ä “ 
i   G ll , . . l   i l  d ,  i  
O i   G ll  l   c li ä .589 E   i  O i  
der Zuschreibung von Schuld wird demzufolge eine kommunikative 
hi kli k i  . D  é k „d l i “ i li i  
i ,   i  i „d l “ i   i  l , j k i  
vorhandenen Zustand handelt, sondern um etwas, das im zwischenmensch-
li  k i l i . I i  i  „d l “ ll i   
werden kann, kann unterschiedlich betrachtet werden. Während ein ontolo-
gischer Realismus, der bereits verworfen wurde, eine richtige Antwort auf die 
Frage, was Schuld ist, als zugänglich erachtet und i.d.R. eine übergesetzliche 
Anknüpfung moralischer Zurechnung als gegeben betrachtet, kommen auf 
der anderen Seite Vertreter eines harten konstruktivistischen Relativismus 
588 g  G , 39.
589 B , 130.
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nicht umhin, die Möglichkeit einer Definition von Schuld ganz abzulehnen. 
D  i   é     ,  d l è   i  
a li ä   g è   i  „ i l  d i l“590 entsteht, d.h. 
konstituiert wird, dies allerdings nicht willkürlich, sondern im Rahmen klar 
festzustellender Funktionalismen geschieht. Wie Schuld im Detail zugeschrie-
 i , i  i i  d  l  l . Ei   D i i  i  
i  ö li   i   k i  i i   „ i ll “  
„ü li “ d l i  . D i ll i  i   d i  
ä i  l i li   „é i  ü  F   li-
 f il “591 nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch solche Urteile im 
d  l    i  i  al  i .592 Die 
k i l  é l  l  ll i    l    i l  
i  F k i i   i l  d   i  N , E  
  i  „ i l  d i l“  G   é l . D i lä  i  
das soziale Gebilde Recht, genauso wie die Gesellschaft als Ganzes, nicht nur 
mittels Kausalbeziehungen erklären, wie es die Philosophie und Soziologie 
im vorletzten Jahrhundert versucht hatten,593 sondern bedarf es einem 
Verständnis komplexerer sozialer Mechanismen. Sich von der ontologischen 
Perspektive zu verabschieden und sich auf das durch Normen strukturierte 
d i l   k i , i  Luhmann ü   „  
G k    d i l i “.594 Diese moderne Soziologie findet 
eine funktional differenzierte Gesellschaft vor, in welcher dem Strafrecht und 
der strafrechtlichen Schuldzuschreibung feste Aufgaben zukommen.595
590 So die Ansätze von Luhmann und Foucault beschreibend O , 40 f.
591 O , 41.
592 So nimmt das Strafrecht selbstverständlich sehr oft Bezug auf einen in der Gesellschaft 
 „ li  K “. Di  Ü  i   i i  
 i  i l  d    i  l i  . k i . é   
B   i  M l i  c   i  K ik i è   
i ll i   j i i  é i è  k  i  d  l  i   
B  ; i   c ll   B   i  M l i  c   
L , Recht der Gesellschaft, 347 f. und 355, allg. zur Moral in der Gesellschaft auch 
ders., Moral der Gesellschaft, 2008; zu diesem Thema siehe detaillierter S. 169 ff.
593 H , 75.
594 L , F k i   F l  l  O i i ,  F . ; H , 62.
595 H , 62.
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II.  d   F   
M
. E   d - c  l  d
.  G l   a i l i  D k
Überraschend oft gibt man sich auch in den Sozialwissenschaften mit kau-
salen Erklärungen zufrieden, die eine Ursache mit einer Wirkung verknüp-
. Di  i l i li  d l  i  i  i  „g , 
  i , i  i  i   h l   C   k ll O  
il   äl “.596 D  „D k  i  d “ .  ö  i   -
lischen Terminologie verwendete „systems thinking“,597 welches sich als 
neues Paradigma in den letzten 100 Jahren verbreitet hat,598 ermöglicht 
genau das. Im Zusammenhang rechtstheoretischer und rechtssoziologi-
 f  i  iè  .E.  c è  i  k i li i-
 d i  Niklas Luhmanns599 die grösste Aufmerksamkeit.600 Als 
k i li i  k  i  d i  l  i  , il 
i  d  ü   l  il ,  i  E üll  i  
F k i   i . di  i    i  „ i i  -
 gi l l   i l  g äl i “  i  i  ll li  
Komplexität.601 Luhmann l   i  M   k i l  é l  
durchgehend voraus.602 Selbstverständlich gibt es allerdings eine Vielzahl 
i  g i i   k i  „ ll i  d i “.603
D  i  D k  l  i  li   -
gegangen, dass die Funktion der Schuld bzw. des Schuldvorwurfs stets in 
B    d - c    ll li  G  
596 cö , Allgemeine Rechtslehre, 421.
597 Siehe z.B. E , d  i ki  .
598 J , 407.
599 Als Jurist hat sich Luhmann i   i  h k  i  i  
é l   c  . d i  l  é l  i  i  B i  
sind L , Rechtssoziologie, 1987 und ders, Recht der Gesellschaft, 1995.
600 So auch M , 171.
601 M , 171 f.
602 L , d i l  d , .
603 D  i  N  li  i  „Bli k   Ei i  d  
und die Konstruktion von Erklärungen mithilfe zirkulärer Kausalität.“;  d , 17.
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 l i  i .604 Gesellschaft und gesellschaftliche Teilbereiche, d.h. 
F k i  i   c ,  i l  d  k i , 
i . . i  i   i l  d  i  
wird.605 Diese Abstraktion darf jedoch weder als reine Artistik noch als 
cü k   i  „  l i “ l  hi li k i  -
den werden. Sie ist eine erkenntnistheoretische Notwendigkeit, um die 
K l i ä   i l  d   i  i i  e il  
zu erfassen.606 D i k   ll i  k i i  i  é l  
i. .d. l , l   i  d i  i   l  i  k i i  
Beobachtungsform verwendet, sondern zudem ihr kritisches Potenzial zum 
D k  i  ll i  k ä    
werden soll.607 I. .d. i  i  i  d i   i  Hi li k  
die untersuchte Forschungsfrage als geeignete Methode, weil sie eine von 
moralischen Konnotationen unabhängige und allein auf die Verwirklichung 
i  i l  F k i  i  B i   é l   
d  ö li , l  i  F   k i l  v i l  
und der Austauschbarkeit einzelner Elemente offen zulässt.608
Di  a i l  d i  l  „k i i - i i  
G ll i “609 sollte nicht unterschätzt werden. Kritisch ist die 
d i   ll , il i  i  é i  i   i l  
Funktionsweise, ihren Paradoxien und ihrer operativen Geschlossenheit 
ö li   i    „E k i  i  h i “610 ablenken 
zu lassen. Die Kenntnis sozialer Mechanismen und der Funktionalität 
i .  c    Bli k i ü  i  ki l i  li-
 I i i   i  i  i ll  F  ü  i  k i i  
Auseinandersetzung mit denselben. Nur so lässt sich emanzipativ danach 
fragen, wie soziale Tatbestände anders sein könnten. Emanzipation bedeu-
 i. .d. i   l  i  ll li  „D i i i   
eingerichteten und ausgeübten Hegemoniebetrieben in allen Ecken der 
G ll “.611 Di   i  i  é l  k  
604 So auch B , 4 f.
605 J , 375.
606 L , d i l  d ,   .
607 F -L , 13 ff.
608 e , 57.
609 é /F -L , 7 f.
610 é /F -L , 9.
611 é /F -L , 10.
II. S ) )F ) )M
121
Möglichkeitsbedingungen begünstigen ferner auch einen gesellschaftskri-
i  F i i i k  . i  é l   F , l  i   
Strafrecht innerhalb der Gesellschaft die grössten Freiheitsgrade in Bezug auf 
ll li  O i  l   i  i l  O   ä -
. Di  d i  ll   c i  i  B i  
 g ü ,  i  li i  i   ä i  é l  ö -
licht und damit den Horizont erweitern kann.612 Di  i  
Li  l    i  l , „h  ä  “-F   ö  
und über mögliche Differenzen in der Zukunft nachzudenken.613
hä  i  d i  l  „d l i “614 sehr viele 
Theoriekonstruktionen und Strömungen miteinschliesst und nicht nur für 
die unterschiedlichsten Disziplinen, sondern auch für die verschiedensten 
é l   é  l , i  i  i  G l   
li  é l  i ä  i  i l i  d i  Luhmanns. 
Neben der Ausrichtung der Untersuchung auf die Makroebene sozialer 
hi k ä  i   ü  i  M   d i , 
dass sie aufgrund ihrer eigenen Begriffsdifferenzierungen sehr genaue 
B i   é l  i l  a ä   a  ö -
licht.615 Gerade in Bezug auf den Rechtsvergleich616 ermöglicht dieser 
Ansatz eine einheitliche Überprüfung der Forschungsthese und bietet die 
Möglichkeit, juristische Korsette in ihren tatsächlichen sozialen Tatbeständen 
 li . d l ä li  i  i  d i  j  i   
Kritiker geblieben. Als häufigste Kritikpunkte gelten das unverständli-
che Abstraktionsniveau, die Auflösung des Subjekts als Letztelement des 
c , i  é l  i  l  N    i  k -
truktivistische Grundhaltung.617 Während das hohe Abstraktionsniveau zwar 
612 g , 2.
613 M , 6 f.
614 So Luhmann selbst in L , d i l  d , .
615 e , 54; E , 60 f.
616 k  N   k i l  d i   ü   c l i  i  
sogleich mehr auf S. 130 f.
617 Häufig gab auch der Universalitätsanspruch der Theorie zu reden. Luhmann nimmt für die 
d i  i  i  é ,  i  i  k l  c li ä   G   i -
derspiegeln vermöge. Auch nicht erhebe sie einen ausschliesslichen Wahrheitsanspruch 
im Verhältnis zu anderen Theorieunternehmungen. Allerdings reklamiere sie für sich 
„f i li ä   G  i. .d.,  i  l  i l i  e i  ll  
d i l  l   i   é i “;  L , d i l  d , . Di  
é   d i   i  ü   é l   K i ik,  .B.  
K ) : V ä ) )S ) )S ) )H )
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die Arbeit mit der Theorie nicht erleichtert, ist es m.E. gerade auch das strenge 
B i k , l  i   d i  l  é l i  
attraktiv macht. Vielmehr erfordert es aber die hohe Komplexität moderner 
ll li  d  ä li , i  i  K l i ä   i  
gewisses Abstraktionsniveau auch im Theoriekonstrukt zu erhalten. Um es 
auf den Punkt zu bringen: Eine komplexe Welt erfordert nun einmal eine 
komplexe Theorie. Nur durch die Komplexität des theoretischen Ansatzes 
kann überhaupt eine selbsttragende Konstruktion entstehen.618
Es muss hier zum Ausdruck gebracht werden, dass es bei der vorliegen-
 é l  i      k , i  d i  
selbst einer empirischen Überprüfung zu unterziehen, sondern eine kon-
krete vorab formulierte Untersuchungsfrage mit Hilfe dieser funktionalen 
Methode zu beantworten. I.d.S. ist die gewählte Methode eine spezifische 
B k i , l   Bli k  i  é k è   
 i  é i i  i  i l  d    -
j i   d è  ö li .619
.  d i  A l   B k
E  i  l  i ä  ki l  li  é l , i  -
i   i  i l i  é l   F k i   d l   
li   i   d - c     i . D  
ll i  i   F l  i  K  ü   i  d  i  
und auch diese Ebene immer wieder aufgegriffen wird, ist es von grundle-
gender Bedeutung zunächst den eigenen Beobachterstandpunkt transparent 
festzulegen.620 Demzufolge muss in dieser Forschungsarbeit deutlich auf 
d , ,  i ,  g , i  „ ll i  e i “  , k  
einem Denkzwang nahe und werde mit einem Verlust an Wirklichkeitserkenntnis 
bezahlt. Universalität heisst gemäss L , d i l  d , ,   
i  „é   li li  ci i k i ,  éll i l   i. .d.  
N i k i  Ni k i   i  é “,  li ,   
Ziel dieser Soziologie sei, auch wirklich den ganzen Untersuchungsgegenstand, d.h. die 
G ll  l  i l  d  i  i  G i  il .
618 d , 536.
619 So schon e , 113 f.
620 Dabei sind die Differenzierungen zwischen Selbst- und Fremdbeobachtung bzw. 
B    i  O  i i . D  B i   B   
von Luhmann  i ,   i   i  d i  l , i   
 d  i  i  f l  i  f i    i  i . 
D   i  i  i  i  O i  l , l  ,  j  d  
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den Unterschied zwischen einer rechtssoziologischen auf der einen und 
einer rechtsdogmatischen Fragestellung auf der anderen geachtet wer-
. Di  ü  i   K    i  kl  Di i  
i  i  i  F k i li   i  k-
i l  c ik, i  i  i  l  ö li   i  i  
K   i l i  é l   k    K  
ebenfalls bereits kurz umrissen wurden.621
Mi   „d i l i  l  c l i i “ i    ,  
l  B i  i  „ i l  g l “ c  i , i  l  
die Welt ist, in der das Recht sich Geltung verschafft.622 Rechtssoziologie 
zwar sich selbst und seine Umwelt beobachten könne, es ihm aber nicht möglich ist, sich 
selbst von aussen zu beobachten. Nach Luhmann i  „i ,    „B i  
 Mö li k i “   „F k i “ , i  B  i  O  i  d i l“. 
I  B   i  li  é l  lä  i   i  l  ü : h   
d   i  F k i i    i l i   
i , l   i   i  F   d , l   
der Massgabe soziologischer Methoden erfolgt. Anders als bei einer Beobachtung im 
d  l , i    i . ö li , N  i  l  N ,  l  
F k   l ,   F - B  i   d   li ; 
siehe dazu L , Wissenschaft der Gesellschaft, 68 ff., ders., ZRSoz 2000, 8 f.; ders., 
Recht der Gesellschaft, 352; ders., Soziologische Beobachtung des Rechts, 21; J , 177 
f. und 354 f.; d , 538; e , 106 ff.
621 d ik i i i  „Di i li , i  i  i   é l , 
d i i   F il   li  é   i li-
 L i  i  B i   d  “; c , ée, §  N  F . ;  
den funktionalen Ansätzen in der Strafrechtsdogmatik bereits S. 32 ff. und ausführlicher 
S. 436 ff.
622 B , 3 f. Für Luhmann i  i  G ll  i  l  d . E  i  i  
i  i  K k i i , i   c   B   d  
l  ö . E  ll  i   i  i  G l k „d i l  d “ kl ,  
„ i  l  Ü l   ,   d  i “; L , Soziale 
d , . h i  li  i  i  d li   i g  
konstruktivistischer Grundauffassungen auf Kritik gestossen; so z.B. bei J , 363. 
Allerdings lässt sich Luhmanns Position durchaus auch in einem konstruktivistischen 
Sinne begreifen. So kann natürlich davon ausgegangen werden, dass es sehr wohl ein 
i l  d  G ll  i ,   l i i i   i  l  l   
von einem stets relativen Beobachterstandpunkt erfasst werden kann, da der Beobachter 
i  l  e il  d  i . Ei  l i  E   G ll  ä  
i  i  ö li . e  i   i ,  i  G ll  l  i l  d  
nicht in Wirklichkeit existiert. Im Rahmen unserer Erkenntnismöglichkeiten spielt 
i  f i  k  i  c ll . hi    i l  d  c    
dementsprechend selbstverständlich mit Luhmann davon aus, etwas Reales zu erfassen. 
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bedeutet nach gängiger Meinung die wissenschaftliche Erforschung des 
Zusammenhangs von Recht und Sozialleben, also des Rechts als lebendes 
Recht.623 Im Vergleich zur Wert- und Normwissenschaft handelt es sich bei 
der Rechtssoziologie folglich um eine Erfahrungswissenschaft. Sie versucht 
 „d i “  c   i  i l  hi kli k i   .624 Die 
Rechtsdogmatik625 hingegen schafft in ihren Tatbeständen, Rechtsfolgen und 
i  h  i  „ li  K i i   hi kli k i “,626 
wobei sie dabei eine soziale Welt voraussetzt.627 Sie ist damit selbstverständ-
li  i  ä i   i l  d  G ll . „N i i ä   
F k i i ä   c “ i  k i i   i  k l  -
einander abzutrennen, sondern bilden lediglich verschiedene erkenntnis-
theoretische Sphären eines Phänomens.628 Für verschiedene Autorinnen und 
Autoren basiert darauf die Forderung, dass sich auch die Strafrechtsdogmatik 
  i l  c li ä   i i    „l i “  l i .629 
Diese Realität ist immer konstruiert und beobachterrelativ, für uns aber soziale Realität 
und deshalb von sozialer Bedeutung und gesellschaftlichem Sinn.
623 c , 56 ff.; L , G ll   G ll , ;  B i   „l -
 c “ ä  Eugen Ehrlich, der auch als Begründer der Rechssoziologie gilt; siehe 
vor allem E , 43 ff.
624 c , 57.
625 Rechtsdogmatik selbst ist nach L , c   G ll , , „ i  k i  
d “. gi l  kö  D ik l  „G k ü  i  N i k i  i -
li  é i  i  c “ i      l  „é i  
der Begriffe gegen ein ständiges und schliesslich grenzenloses rechtspolitisches 
Hi “. e  i   l ä li    i  i  „ i “ 
Strafrechtsdogmatik, d.h. eine in einem konsistenten Zusammenhang bestehende. So 
k  .B. i  k l  l  „k i  k  li  f il “ 
  li  d   l  „é -  é l i i “ 
verstanden werden, wobei sowohl begriff liche als auch funktionale Zusammenhänge 
mitgemeint werden können; siehe J , d   li  k , 
17; B , . Di  d  i.d. i  „ kli  k   
c   E i “  ll i  i   i l i li  
d i  i  i  i  i   F l  , i  i ; cö , Allgemeine 
Rechtslehre, 421.
626 H , Grundlagen, 107.
627 So B , 3.
628 c , 58.
629 B , 13 und passim; N  c , ZStW 1965, 2. Diese Ansätze sind in der 
Sphäre der sog. soziologischen Jurisprudenz, d.h. der angewandten Rechtssoziologie 
l   L    i l i  O i i   „é ll , é   
D   c “ i l . Di   i  N  
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G  i  k i l  é l   d   ä  Rössner den 
h  i ü  i  d i , l  „i  k k  i   i  
Wertehimmel bezieht, sondern sich schlicht an notwendigen und unver-
zichtbaren Aufgaben als Antwort auf entsprechende Probleme im gesamtge-
ll li  d   i l  K ll  i i “.630 Nach dem 
g ,  d  „ i  Hil   d i  i l i   k -
i “,631 ll  l   i  i ll  K  i -
ser Beschreibung für Strafrechtsdogmatik und Verbrechenslehre diskutiert 
werden.
D  i  F  i  O i i   D ik   i l  
G i  l i  K  j  i l i  é l  i  ll,632 
wirkt auf den ersten Blick zwar plausibel, ist aber keineswegs zwingend.633 Es 
könnte allenfalls gerade aufgrund verschiedenerer Beobachterstandpunkte 
 é    i  é l    
i k  K l  k  i . Mi   h : Di  -
k i l  é l   c i è  .B. i  c   
d l k i è  i  i  i  i  F l  i  i l i li-
 F k i li . O   g i   i  K l  ll i  i ll 
i , i  i i   F . G  i  ll  i  K  
 i  é l  . i   N  ü li  i k -
tiert werden.634 Zunächst ist es aber von grosser Wichtigkeit, die gerade im 
letzten Jahrhundert prominent diskutierte funktionale Strafrechtsdogmatik 
  i è  i l i è  é l  . 
D l  i  i  F    F k i   d l  i  i -
l i  F    i  k i l  d l i  i  i-
 F   .
der Ergebnisse der rechtssoziologischen Forschung für die Dogmatik; siehe auch zur 
in den USA prominent vertretenen Strömung der soziologischen Jurisprudenz unter 
der Federführung von Roscoe Pound näher K /M ,  . B i i  „ i l i  
i i “ D ik l   i  j    i  i  Di i li ; 
c , 62 f. Gemäss L , c   c ik, , i  
„f i l i  i  i l i  J i “  i li .
630 cö , FS Roxin, 981.
631 So treffend B , 83 f.
632 So B , 14.
633 Schliesslich sei auch die ontologisierende Strafrechtsdogmatik nicht funktionslos, wie 
d , 34, treffend beschreibt.
634 di  e il  d.  . .
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. F k i li  l   A l
.  g   d i   F k i li
B i i  l  i  i  é  l  
i  l  „h i “ i  i   M ik,   -
  „E i l  i  i l  F k i “.635 Worin der Nutzen dieser 
E i l    l  F k i i   i  
Verständnis zugrunde liegt, soll in der Folge kurz erörtert werden. Der zwin-
 k   k i l  é l   d i 636 basiert 
dabei nicht nur auf der grundlegenden Problemkonstruktion in Bezug auf den 
B   i  d ili ä  i  d ,   i   i  i -
 „é i   Li i i   Mö li “.637 Diese Leistung 
soll dazu genutzt werden, innere Zusammenhänge als „faits sociaux“638 zu 
l i  i   ü ,  i  F k i   d l  i    i  
i  ä  E üll  i  F k i  i  G  ü  i  d ili ä  
darstellt.
hä  i  äl  g i   d i   , -
l   Bi l i   i i l  d    ,  i  
G ll  l  „ “ i.d. i  O i  l  kö ,  i  i -
lerweile die Erkenntnis durchgesetzt, dass es einen solchen Sollwert in der 
G ll  i  i . gi l   i  äl  d i   
eine funktionale Theorie abgelöst, welche sich darauf beschränkt, die 
F k i  i  El  ü    d   i , . . 
i  „B i  ü  i  E l   d i l i i  d “ -
zustellen.639 Di  k i l  M  l  l i  E k i  
 l  i , „k l - k i l  k ä   l i -
“.640 Die Frage nach der Bezugsgrösse ist in der Soziologie demzufolge 
i  l i , k  i   k  i  i  B   d  
liegen. Diesen Ausgangspunkt zu wählen, hält Luhmann für wenig geeignet, 
il  B i   F    E   i l  d   
635 H , 62.
636 Siehe dazu allg. auch L , Funktionale Methode, 31 ff.
637 L , d i l  d , .
638 D , M  i l i , ; i .  d , 41.
639 cö , Allgemeine Rechtslehre, 422 f.
640 B , 49.
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klare Konturen vorgebe, noch speziell aussagekräftig sei.641 Auch für das 
d  i  i  h l  B il k i i   B . 
Die reine Sicherung des Fortbestands kann dabei kaum Anleitung geben, 
ist doch der Selbsterhalt erst in Bezug auf die Aufgabenerfüllung innerhalb 
der Gesellschaft von Wert. Entsprechend ist es diese Funktionserfüllung des 
d , . . i  F ,    d k i   i  . 
bedroht wäre, nutzbare Bezugseinheit. Gerade in Bezug auf die Lockerungen 
des Schuldprinzips ist dies von besonderer Wichtigkeit: Ab wann können 
i  i  E üll   F k i  „i  G “ i   i  li  
L i  ü  i  G ll  i ä i ? Ei  i  
é l  l   i   l  K i l  i  ü  l  
Bezugspunkte und Kriterien zu erarbeiten sein. Es wird eruiert, inwiefern 
das Strafrecht weitere Ausdifferenzierung zur Erhaltung und Ermöglichung 
gesellschaftlicher Komplexität ermöglicht, worin also überhaupt der Beitrag 
 d  ü   G ll  li .642 Nur ein Strafrecht, wel-
ches seiner Aufgabe in einer Konstanz und Stabilität nachkommen kann, ist 
ein Strafrecht von gesellschaftlichem Nutzen. Dieser Bewertungsrahmen ist 
der nachfolgenden Untersuchung demzufolge inhärent.
Di  k i l  é l  l  i l i li  M  i  i ä  
è   ll i   i  li  k è  „g  
l  k i   g i i  l  l i   “. Mi l  
k i l  é l  ll  ä li   ll i   -
,  „ i  a l      lö   k .“643 Damit 
ist auch die Leitfrage der funktionalen Methode, die Frage nach anderen 
Mö li k i , . .  k i l  v i l , li . Di  M  
 k i l  é l  ll  i   i ,  i  i  -
gefundenen Leistung automatisch auf ein entsprechendes Bedürfnis zu 
schliessen um damit im Umkehrschluss das Vorhandensein dieser Leistung 
zu rechtfertigen.644
641 d , ;  kö  G ll  li  k l ll  v  -
,   ll   k ,  l  k i k  i   d  -
liegt. Im Gegensatz zur Biologie fehle in den Sozialwissenschaften ein dem Tod des 
O i  l i  K i i .
642 Gemäss L , Recht der Gesellschaft, 32, gehe es bei Funktionen, d.h. Leistungen, 
 a k i   G ll    „ i  a l   Lö  
g  i  ü  i  E l i  ö  G   d k l i ä “;  F k i  
 d  i   d.  .
643 L , d i l  d ,  .
644 L , KZfSS 1962, 625.
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In der Folge wird also zunächst die Funktion der Schuldzuschreibung unter-
sucht, d.h. welchem sozialen Bedürfnis sie entspricht um dann ihre Ursachen 
und die Bedingungen zu bestimmen, von denen sie abhängt.645 Dies um auf-
zuzeigen, ob überhaupt und inwiefern diese Funktion für die Gesellschaft 
l  i   ,  è  i   i  c   strict liability teil-
i  i è  i   k . E  i  i  l  „B k  
 g “, . . i  F k i , k k   d k , i   
Kontext anderer Möglichkeiten gesetzt.646
.  B i   F k i    k i l  v i l
Eine Funktion im soziologischen Sinne bestimmt sich stets nach ihrem 
Beitrag zum gesamten sozialen Leben bzw. dem Funktionieren des gesamten 
i l  d .647 E     i  „ki l i “648 i  „B   
i  a l   G ll “,649 wonach sich auch der Aufbau der vorliegen-
den Abhandlung richtet.650 Di  O i i     G ll  
.  i l  d  l  G  i  i  l  h i i kl   
F k i i  i  c   d i . B i Parsons wurde Funktion 
l  K i   d l  i  i l  i  d  
verstanden, wobei bei ihm eine Leistung dann als funktional galt, wenn sie 
 E l  i  d è  l    i l  d  
è  i .651 Bei Luhmann i  i  F k i  i  „K i   
G ll i “, i  i   i  G ll  l   i l  
d  i   i    i  i l  d . éll  i i -
 F k i  i  .B.  c  ä  l  „ i  i l -
res g äl i   G ll “.652 Diese Aussage gilt auch für Funktionen 
645 d  l   ü  i  „ i l  é i il “ D , Soziale Arbeitsteilung, 90.
646 L , d i l  d ,  .
647 d , 100, der hier an Mertons klassisch gewordenen Funktionsbegriff anknüpft; 
siehe M , 19 ff.
648 d , 101.
649 L , Gesellschaft der Gesellschaft, 746.
650 Eine solche Zielbestimmung darf allerdings nicht mit Zweck- oder Motivvorstellungen 
einzelner handelnder Subjekte verwechselt werden. Die Sozialwissenschaften haben 
i l  i  „ k i  F k i i “ i k l ;  d , 100.; 
L , Kk dd ,  .;  l   F k i i   „k i l i 
i     l l i  di i i “;  L , Recht der 
Gesellschaft, 32.
651 a , d i l  d , .
652 H , 62.
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innerhalb  i i  e il . é  i  i  i   
  i l  d   i  B i  l    E i l  
ihrer sozialen Funktion. Auch über latente Strukturen und Funktionen kann 
 ll i  k i l  é l  klä , . . k ä  k , 
i  ü  i  O j k  i  d  l  i  i  i .653
D  B i   k i l  v i l    i   
. I  i  B i  k  „  d lü l ü  i  é lö   
F k i li    k l i li  M “. Ei  F k i  
i i  i li  i   i k  hi k ,  i  „ l i  
di “. él  l  ö li    i  i i  d k  
verschiedene Möglichkeiten einheitlich zu erfassen und aus diesem 
Bli k i k l ä i l  L i   k . Di  L i  ü  
 l  „ l i i , i  , i l“ i  
 i  l i  „ l  k k  g ä  l i  i “ 
seien.654 D  k i li i  é l    l  i  i   i  
F ll   d i ,  i l è  i    i   li -
 é è   i  g i i   g i l  i  c  k l  
d , . .  k i l  v i l  . é k i .655 In die-
sem Vergleichszusammenhang liegt auch der wesentliche Erkenntnisgewinn, 
l   i  K i   d   i .656 Kontingenz 
kö  l  i  i i i ll  O i  j  i l  d . Di  
F k i l  i    i  „d   él i “ l ,  
sie praktisch relevant wird.657
D  B i   „F k i li ä “ i   i  a   I i , 
d.h. der erforderlichen Einordnung der Funktion selbst.658 D k i l 
sind Prozesse oder Bedingungen dann, wenn sie die Integration oder 
i  hi k k i   d  i ä i .659 Fragen wir also nach 
der Funktionalität der Schuldzuschreibung, geht es uns darum zu 
653 So L , d i l  d ,  .
654 L , KZfSS 1962, 623 f.; siehe zu diesem Begriff auch M , d i l e   
Social Structure, 34 und 52.
655 L , KZfSS 1962, 625.
656 Kontingenz nennt Luhmann , „   i  i   ö li  i ; 
 l  , i   i  ...  i  k ,    ö li  i “; L , Soziale 
d , ;  B i   K i   i .  a ä   . „ l  
K i “ ü li   d.  .
657 cö , Allgemeine Rechtslehre, 423.
658 d , 101.
659 a , d i  e i , .
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, l  B ü i   d  i  i   i i  
i  i  B i   F k i   G  l i . é   
Lockerungen des Schuldprinzips und alternativen Formen der strafrecht-
lichen Verantwortungszuschreibung kann eine manifeste und/oder latente 
Funktion zukommen. Es wird danach zu fragen sein, ob diese funktionale 
v i l  ll    i  i l  k i l  I i  
  E k i i ä   d  i k .
.  F k i li   k k   c l i
K   l  L i   i  F k i li  li -
 i   i  ä  M  ü  i  é l   F k i li ä  
 i l  d  l  l ,  i  i   ,  f i  
i  i  c - d  i . Di  
K i i   c l i   d i  i  i  i  l  
Hi i  : Ei i  l  i  i  é l  i  i -
 c  i  i i li  M   l i   l i  
d , El , hi k ä    F k i  
gegenüberzustellen. Andererseits ermöglicht der Rechtsvergleich selbst es, 
i  d   k i l  v i l   i  Bli k i k l  
zu verfolgen, um zu sehen, ob bereits heute solche in den verschiedenen 
d  .
Wie später weiter auszuführen sein wird, wird vorliegend die Annahme 
,   d   i   i  d  l   i  
gesellschaftliche Funktion erfüllen.660 Sollte dies der Fall sein, ist die These 
li ,  i  F k i  i  ll   c è  
unabhängig ihrer dogmatischen Prägung und der zugrundeliegenden rechts-
i  f è  l i  i . f  i  é   ü ü , 
ist eine Loslösung von dogmatischen Eigenheiten der einzelnen Straftatlehren, 
wie sie einführend beschrieben wurden, nötig.661 Die Abstraktion von den 
konkreten Rechtsanwendungs- und Auslegungsproblemen stellt gerade ein 
„ l  C k i ik  ll  i  é ä   
c i l i “ .662 Der hier vorgenommene Rechtsvergleich ist i.d.S. ein 
soziologischer, als er auf einem funktionalen Ansatz beruht, d.h., nicht so sehr 
auf die rechtsdogmatischen Differenzen als vielmehr auf die realen Effekte 
660 Siehe S. 154 und S. 200 ff.
661 O  d.  .  d.  .
662 d , 313.
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dieser Strukturen fokussiert.663 Dieser Rechtsvergleich dient nicht nur der 
d   k i l  v i l , i   F ll i  é k i  
bzw. den Verzicht auf das Schulderfordernis in verschiedenen dogmatischen 
Konstruktionen, sondern dient auch der Überprüfung der verschiedenen 
é , l  i  ü   d  l  i   i  i i-
 k k i i  i l  d  .
.  A   l  f
f  i  i l i li  é l   F k i   d l  -
men zu können, wird man dennoch nicht darum herumkommen, die bereits 
kurz umrissenen Grundlagen und Aspekte sowohl der Schuldkategorie 
als Teil des Deliktsaufbaus als auch des Schuldbegriffs miteinzubeziehen. 
Gerade um manifeste und latente Funktionen zu eruieren, ist der histori-
sche Verständniswandel und die Positionierung der Schuld innerhalb der 
k l  i   lä i . B i l  i i ä  
Luhmann stets innovativ motiviert, weil sie sich aus Zweifeln ergebe, ob Fälle 
durch den ursprünglichen Begriffssinn angemessen entschieden werden kön-
nen.664 Aber auch deshalb, weil Begriffe stets Bausteine rechtlich konstruierter 
Konditionalprogramme sind und ihr Wandel auch von sozialwissenschaftli-
cher Relevanz sein kann. Jede Begriffskritik erfordert dabei allerdings einen 
Rückzug auf das ursprünglich zu lösende Problem.665 Entsprechend wird in 
 li  k i l  é l  k i   i , i  
wieder den Bezug zu den dogmatischen Fragestellungen herzustellen und 
diese zu berücksichtigen, wenn auch zunächst eine grundsätzliche Loslösung 
 i  K i   i  i  i  O i   é l  
angestrebt wird.
Nachdem der Bezugsrahmen der vorliegenden Untersuchung definiert 
 i   d i  i  ü  ä  M  ll   
eingeleitet wurde, wird es im folgenden Teil zunächst darum gehen, den 
K k  . i   I lik i   d i  k  
zu präzisieren um sie als Grundlage für die Erfassung des Strafrechts als sozi-
l  d   . D  i   li  f  i  F k i  
663 Siehe zur funktionalen bzw. soziologischen Methode als Mittel des Rechtsvergleichs z.B. 
d , 65 ff.; M  c , Functional Method of Comparative Law, 339 ff.; y ü ü, 
442 ff.; D , 91 ff.; zum Verhältnis von Rechtsvergleichung und Rechtssoziologie 
allg. auch ausführlich c , 56 ff.
664 L , Recht der Gesellschaft, 386.
665 L , Recht der Gesellschaft, 388.
